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Ober dieses Buch 
Am 25.2.1980 entschied die. 24. Zivilkammer des Landgerichts Frank­
furt, eine Gruppe geistig Behinderter stelle einen ,Reisemangel, dar, 
weshalb einer klagenden Touristin eine Entschädigung zustehe. Mit 
diesem Urteil werden Behinderte in eine Reihe mit Mängeln an der 
Hotelausstattung, mit Baggern vor dem Hotelfenster etc. gestellt. An­
ders herum: Mit diesem Urteil werden jahrzehntelange Bemühungen 
um Integration der Behinderten in die Gesellschaft zunichte ge­
macht. 
Ernst Klee dokumentiert diesen Fall, schildert die Empörung der Be­
völkerung über den Richterspruch - aber auch die Zustimmung. Klee 
weist nach, daß das Frankfurter ,Behinderten-Urteil, unhaltbar ist. So 
hielt das Gericht etwa Körperbehinderte für tobsüchtige Geistesge­
störte. E gibt zahlreiche weitere Ungereimtheiten, wie die bislang 
unveröffentlichten, diesem Bande beigegebenen Dokumente zeigen. 
Am Ende enthält dieser Band Hinweise, wo und wie körperlich und 
geistig Behinderte - auch wenn es manchen Richtern nicht gefallen 
sollte - Urlaub machen können. 

Der Awor/Herausgeber 
Ernst Klee, geboren 1942, studierte nach einer Lehre als Sanitär- und 
Heizungstechniker Theologie und Sozialpädagogik. Er ist freier Mit­
arbeiter fast aller Rundfunkstationen und schreibt regelmäßig für 
,Die Zeit,. 1978/9 war er Lehrbeauftragter für Behindertenpädago­
gik an der Fachhochschule Wiesbaden. 1971 erhielt er den Kurt­
Magnus-Preis der ARD für ein Feature über Nichtseßhafte und 
Strafgefangene. 
Buchveröffentlichungen u. a.: Der Zappler, [ein Ki"nderbuch über Be­
hinderte], 19742 (Schwann-Verlag); Behinderten-Report, 19749 (Fi­
scher Tb. Nr. 1418); Behinderten-Report II, 19763 (Fischer Tb. Nr. 
1747); Gefahrenzone Betrieb. Verschleiß und Erkrankung am Ar­
beitsplatz, 1977 (Fischer Tb. Nr. 1933); Psychiatrie-Report, 19783 

(Fischer Tb. Nr. 2026); Christa Lehmann. Das Geständnis der Gift­
mörderin, 1977 (Wolfgang Krüger Verlag); Pennbrüder und Stadt­
streicher, 19792 (Fischer Tb. Nr. 4205); Behinderten-Kalender 1980, 
19792 (Fischer Tb. Nr. 4502); in Vorbereitung: Behinderten-Kalender 
1981, 1980 (Fischer Tb. Nr. 3304); Behindert. Über die Enteignung 
von Körper und Bewußtsein. Ein kritisches Handbuch (S. Fischer 
Verlag). 
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Teil I: 

Das Frankfurter 

Behinderten-Urteil 



t.:. 

WDERN DIE.GESELL� HA 

Abb. 1: Behinderte und nichtbehinderte Demonstranten am 8. 5. 1980 
vor dem Gerechtigkeitsbrunnen auf dem Frankfurter Römerberg. 



I_ 

1. Das Frankfurter Urteil 
ist kein Einzelfall 
Eine Chronologie bekannter Fälle 

» Wir wollen einen Nationalpark, 
keinen Idiotenpark« 
Der Fall Aumühle 

Der erste aufsehenerregende Behinderten-Skandal ereignete 
sich im Oktober 1969 im niederbayerischen Weiler Aumühle. 
Der Ort liegt 24 km nördlich von Passau und gehört zur 
Gemeinde Fürsteneck. Das Bischöfliche Ordinariat in Passau 
hatte die Aumühle an den Arzt Fritz Loew verkauft. Dieser 
wollte ein Heim für geistig Behinderte und schwer erziehbare 
Kinder einrichten. Doch die Bürger wollten, wie der Gastwirt 
und Ortsgruppenvorsitzende der CSU, Hans Bachl, sagte: 
»einen Nationalpark, keinen Idiotenpark. « 

Als eine Erzieherin mit sieben Kindern in die Aumühle einzie­
hen wollte, wurde ihr der Zutritt verwehrt. Abends, am glei­
chen Tag, brannte die Aumühle, während die Bürger des 
Fleckens, angeführt vom Ortspriester Georg Stetter, bei 
Schweinshaxen und Bier die Vertreibung der Kinder feierten. 
»Daß man beim Löschen bewußt den Schaden gemehrt, be­
wußt durch Zertrümmern aller Türen das Feuer angefacht, 
bewußt das Gebäude unter Wasser gesetzt und so zu den 
100 000 Mark Brandschaden noch 200 000 Mark Wasserscha­
den hinzugefügt habe, wird energisch bestritten. « (Frankfurter 
Rundschau vom 28. 10. 1969) 
Zwar gaben die Dorfbewohner zu, den herbeigeeilten Heimlei­
ter verprügelt zu haben, aber gegen die geistig behinderten 
Kinder hatten sie nach eigener Angabe nichts. Dr. Loew warfen 
sie aber vor, er wolle als privater Unternehmer mit den ärmsten 
der armen Geschöpfe Geschäfte machen. Ortspfarrer Stetter: 
» Wir sind grundsätzlich dagegen, daß Kinder in den Bayeri­
schen Wald geschickt werden, die man anderswo nicht mehr 
haben will, insbesondere aus Norddeutschland; dort hält man 
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uns für dumm genug, um die Sache hinzunehmen.« (Frankfur­
ter Rundschau vom 22. 10. 69) 
Einer der Anführer des handgreiflichen Bürgeraufstandes war 
der Bürgermeister von Fürsteneck, Josef Weikersdorfer. Doch 
der bayerische Innenminister Bruno Merk sah keinen Anlaß, 
gegen ihn vorzugehen. Die Wahrung vermeintlicher oder be­
rechtigter Interessen der Bürger durch den Bürgermeister stelle 
grundsätzlich kein Dienstvergehen dar, erklärte der Innenmini­
ster vor dem Bayerischen Landtag. Auch Ortspriester Stetter, 
der zunächst beurlaubt worden war, wurde vom Bischöflichen 
Ordinariat in Passau wieder in sein Amt eingesetzt, nachdem 
dieser die »Begleiterscheinungen« bedauert hatte. Da Dr. 
Loew die Aumühle an das Bischöfliche Ordinariat zurückge­
geben hatte, verkaufte dieses die Aumühle um mehr als 
ein Viertel billiger an eine Fürstenecker Interessengemein­
schaft. »Diese Gemeinschaft besteht aus Pfarrer Stetter als 
dem Geschäftsführer und Manager« (Siiddeutsche Zeitung, 
Nr. 310/69) und anderen Fürsteneckern Bürgern. 
Vier Jahre später sprach die II. Spruchkammer des Landge­
richts Passau die Angeklagten frei. Die Aumühle war zu diesem 
Zeitpunkt längst wieder ein Wirtshaus, wo man »gepflegt spei­
sen und gemütliche Stunden« verbringen konnte. Wer das 
Feuer gelegt hat, ist nie aufgeklärt worden. 

Richter Effinowicz darf weiter Urteil sprechen 
Amtsrichter ließ Rollstuhlfahrer vor die Tür setzen 

Irri Juli 1970 verhandelte ein Richterdienstgericht gegen den 
Amtsgerichtsrat Arnold Effinowicz. 
Vorausgegangen war dieses: Im August 1969 war der quer­
schnittgelähmte Alfred M. zu einem Termin im Gericht von 
Bad Homburg (Taunus) bestellt. M. war mit seinem Versehr­
tenauto mit einem anderen Wagen zusammengestoßen. Er 
behauptete, keine Schuld zu haben. Sein Anwalt hatte bereits 
drei Wochen vorher beantragt, daß M. in den Gerichtssaal 
getragen werden müsse. Es waren aber keine Vorbereitungen 
getroffen. M. saß vor der Tür. Erst als sich der Amtsgerichts­
direktor einschaltete, trugen Wachtmeister den Behinderten in 
den Gerichtssaal. 
Doch Richter Effinowicz meinte nur, M. sei zu spät zum Termin 
gekommen und ließ ihn vor die Tür bringen. Als sich sein 
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Rechtsanwalt beschwerte, wurde er von zwei Wachtmeistern aus dem Saal getragen. Die Erste Kammer des hessischen Dienstgerichts für Richter verwarf den Antrag des hessischen Justizministers, den Rich­ter in den Ruhestand zu versetzen. Der Richter wurde freige­sprochen. 
(Quelle: Frankfurter Rundschau, r. l 62/ 1970) 

»Lediglich ein Torso, der so vor sich hin lebt« 
Ein Badeverbot für geistig Behinderte 

In der nordhessischen Kreisstadt Schwalmstadt kam es 1971 zu einem Badeverbot für 150 geistig behinderte Kinder der Heil­anstalt Hephata. Ausgesprochen wurde das Verbot vom Zweckverband »Europabad« , dessen Träger die Stadt und der Landkreis ind. Das Verbot wurde mit »hygienischen und anderen Gründen« begründet. Die Frankfurter Rundschau (Nr. 245/1971) berichtete: »Kreis­jugendpfleger Georg Weckert ( 46), der gleichzeitig Vorsitzen­der der FDP-.Kreistagsfraktion ist: >Ein geistig Behinderter ist kein Mensch in normalen Sinn. Er ist lediglich ein Torso, der so vor sich hinlebt! < Heinz Stecher ( 42), Leiter der Schul- und Sportabteilung im Landratsamt: >Irgendwie ist das Wasser nicht mehr in Ordnung, wenn geistig Behinderte darin gebadet haben. <« 

»Doch bitte nicht vor unserer Haustür« 
Bürger von Mölln gegen behinderte Kinder 

Auch in Mölln ist behinderten Kindern die Benutzung des Kurmittelbades verboten worden. Aus hygienischen Gründen, hieß es auch hier, könne den anderen Badenden nicht zugemu­tet werden, dasselbe Wasser zu benutzen. Ende 1973 verwehrte der Magistrat der Stadt Mölln - einstim­mig - der Don-Bosco-Stiftung für das behinderte Kind, eine alte Villa für die Rehabilitation von 25 geistig und körperlich behinderten Kindern zu benutzen. Dabei berücksichtigte der Magistrat die Interessen von rund zwanzig Anliegern, die argu-

1 
mentierten, einzelne Grundstücke seien nur zwei bi vier Meter 
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vom Terrain der Villa entfernt. Eine derartige Belastung könne den teilweise herzkranken Bewohnern nicht zugemutet werden. D ie Anlieger beteuerten, sie hätten Verständnis für diese »ar­men Menschenkinder. Aber doch bitte nicht vor unserer Haustür. « 

(Que l le :  DIE ZEIT, Nr. 50/ 1 973 )  

Zurückgegeben 

» Aus Protest gegen die Haltung des Deutschen Fußball-Bun­des (DFB) bei der Berücksicht igung von Rollstuhlfahrern bei den Fußballweltmeisterschaftsspielen in Hamburg hat der SPD­Fraktionsvorsitzende in der Bürgerschaft, Ulrich Hartmann, am Mittwoch die ihm vom DFB zur Verfügung gestellte Ehren­karte zurückgeschickt. >Ich bin empört über Ihre Einstellung zu den Problemen der Behinderten<, schrieb Hartmann dem DFB. Es sei >skandalös,, meinte Hartmann, daß der DFB als wesent­liches Argument für seine Haltung angeführt habe, die Roll­stühle würden die Sicht auf die Bandenwerbung teilweise be­hindern. « 

( Frankf11rter Rtmdschau vom 1 4 . 6 . 1 974) 

Klage gegen Behindertenheim 

>»Wir haben nichts gegen behinderte Kinder<, beteuerte der Lüneburger Geschäftsmann Alfred Wegener. >Aber kann ich mich noch in meinen Garten setzen, wenn nebenan 15 solche Kinder sind?< Wegener ist überzeugt, daß er und die Besitzer von drei weiteren Bungalows in der Nachbarschaft, als deren Sprecher er auftritt, im Recht sind. Als die Stadt Lüneburg die Genehmigung erteilt hatte, das Wohnhaus Magdeburger Straße 16 zu einem therapeutischen Kindergarten umzubauen, klagte Wegener beim Verwaltungsgericht, und die Lüneburger Richter entschieden, eine derartige Einrichtung gehöre nicht in ein reines Wohngebiet. [ . . .  ] « 

(EcKART Sroo i n :  Frankfurter R1111dscha11 vom 1 6. 1 1 . 1 974) 
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Angst vor einem mongoloiden Kind 
Kö lner Hau sbewohner verh indern Einzug  

Den Ei nzug einer Mu tter u nd ihres mongoloiden Ki ndes ver­
hi nderten Bewohner des Hauses Max-Slevogt-Straße 1 2  i n  
Köln - Neu brück . D ie Hausbesitzer ha tten vor dem fü nfzehn­
j äh ri gen Ju ngen  Angst . Uta Fa ßbender vom Deu tschen Ki n­
dersch u tzbu nd :  » Bewoh ner dieses Hauses riefen unsere Ge­
schäftsste lle a n  u nd forderten sie au f, ihre Kinder vor dem 
beh i nderten Junge n  zu >sch ü tzen< . « Ei ne Fa m i l ie ve rbot ihre m 
Töch terchen schon im voraus, n ich t m i t  de m J u ngen im  Au fzug 
zu fah ren . 
D ie Mu t ter, d ie betonte ,  i h r  Junge sei n icht aggressiv, resi ­
gn ierte vo r den D rohungen de r Hausbewoh ner u nd b l ieb i n  
i h re r  unzurei chenden Mansarden wohnung .  

(Quelle : Frankfurter Rundschau, r. 1 56/ 1 975 )  

Die Lüneburger Scheidung 

In Lüneburg ist e ine Frau im  Ro llstuh l  auf  o ffener Straße 
gesch ieden worden ,  weil s ich n iemand be re i t  fand,  s ie ins 
Gerich tsgebäude zu t ragen : 
»Die Frau war zu dem Scheidungstermin  am 29 .  September des 
vergangenen Jah res nach Lüneburg beste l l t  worden . In der 
Ladung h ieß es ausdrück l ich ,  daß die Verhandlung vor dem 
Einze l richter und unter Aussch luß der Öffent l ichkeit stattfi n­
den sol le. Als d ie Frau i n  i hrem Rollstuhl an der Tür des 
Gerichts angekommen war, wurde ihr von zwei zum Empfang 
bereitstehenden Bediensteten gesagt, daß man ihr nicht helfen 
könne, i n  das Gebäude zu kommen . Die Bediensteten  erklärten 
sich >unzuständig< und seien auch n icht fü r einen solchen Trans­
port ausgebi ldet . «  
E i n  sch l ießl ich ankommender drit ter Angehöriger des Ge­
ri chts, so die Frau ,  erklärte ,  daß Verhandlungen ,  an denen 
Rol lstuh l fahrer  betei l igt gewesen seien ,  chon öfter auf dem 
Marktplatz stattgefunden haben .  Und in diesem Fal l  sei ja auch 
das Wetter günstig. Die zuständige Richterin ntschied, den 
Prozeß auf  der Straße abzuha l ten .  Al le Betei l igten gruppierten 
sich um e ine Bank auf dem Bürgersteig. Wörtl i ch schrieb die 
Frau :  »Sehr schnel l  bekamen vorübergehende Straßenpassan-
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ten mit, daß sich hier eine nicht alltägliche Szene abspielte. Da 
außer mir alle an der Verhandlung Beteiligten den Passanten 
den Rücken zukehrten, konnte ich die unterschiedlichen Reak­
t ionen in den Gesichtern wahrnehmen, die von Belustigung bis 
Peinlichkeit und Betroffenheit reichten. Als behinderter 
Mensch, der im Rollstuhl si tzt, habe ich manche Erfahrungen 
gemacht, die an Unglaubliches grenzen. Diese Ehescheidung 
auf offener Straße übertrifft aber weit alles bisher Erlebte. « 

( Zeitschrift fiir Heilerzieh1111g und Rehabilitationshilfen, N r .  1 / 1 976)  

Boxdorier Siedler der Straße »Am Spund« 
gegen eine Wohnanlage des Vereins 
zur Förderung spastisch Gelähmter 

»Die Behindertenwohnsiedlung bringt für uns Siedler be­
stimmt keine Wertste igerung unserer Grundstücke, im Gegen­
teil: Die Grundstücke werden im Wert stark sinken. Ob das 
Wohnen am Spund überhaupt noch Freude macht, wenn die 
Wohnsiedlung entsteht, bleibt dahingestellt. « 

»Das Gelände . . .  wird von vielen Boxdorfern als Spazier- und 
Erholungsgebiet angesehen. Darum sollte dieses Gebiet unan­
getastet erhalten bleiben. « 

(Quel le :  Niimberger Nachrichten vom 1 6 . 1 1 . 1 976)  

» Verkriippelt für den Rest des Lebens 
. . .  ist schlimmer als tot!« 

»Der Unfall : Nasse Straße, leich te Rech tskurve ,  kein Gegen­
verkehr, ein einzelner Baum am Straßenrand. Der VW-Golf 
kommt mit 90 ins Schleudern und prallt auf  das fe ststehende 
H inderni s .  
Im Normalfall e ines so gelage rten Unfalles we rden nur noch 
Tote und fast Tote gebo rgen .  Verkrüppelt für den Rest des 
Lebens zu sein ,  ist schlimmer a ls tot !« 
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(Anzeige der de u tschen Au toversicherer i m  H U K- Verband 
i n der Frankfurter A l/gemeinen Zei111ng am 2 5 .  1 .  1 97 8  u nd in 
andere n großen Tageszeitu n gen . Die Anzei ge sollte d afür 

we rben , daß sich Au tofah rer a nschna llen . )  



Von Amts wegen 

Ein Amtsarzt produziert Schwachsinn. Die Geschichte geht so : Vor Jahren lernte ich eine Spastikerin kennen. Christe i Schmei­er, Jahrgang 1946, wohnhaft in Sötern im Saarland. Seitdem korrespondieren wir. Sie schickte mir Gedichte, und ich ermu­tigte sie, eine Sammlung dieser Gedichte einem Verlag einzu­reichen, wo sie noch liegen. Nun flatterten mir ein paar amtliche Dokumente auf den Tisch, die der spastischen Poetin ganz unlyrisch leichten Schwachsinn (Debilität) bescheinigen. Schwachsinn von Amts wegen. Urheber ist das Staatliche Gesundheitsamt des Kreises St. Wendel. Am 23. Februar 1967 unterschrieb der Obermedizi­nalrat Dr. Gilsbach eine amtsärztliche Bescheinigung, wonach Christe i Schmeier debil ist. Dafür mußte die Behinderte eine Gebühr von 3,90 Mark berappen. Diesen Schwachsinn hat das Versorgungsamt Saarbrücken 1976 noch einmal amtlich bestä­tigt (Geschäftszeichen: II/ 15-70/0941). Nun kämpft die angeb­lich Debile darum, amtlich wieder geistig normal zu werden. Mir liegen zwei Zeugnisse vor. Dort bescheinigen die Diako­nie-Anstalten Bad Kreuznach (Ausbildungsstätte für Körper­behinderte) Christe i Schmeier gute Leistungen in Rechnen und Geschichte. Handelt es sich hier nun um eine geniale Schwach­sinnige oder um debile Gesundheitsbürokraten? 
( Die ZEIT vom 30. 6. 1 978) 

Nachtrag: Nachdem die Geschichte publik geworden war, än­derte sich die Sachlage. Das Versorgungsamt stellte eine neue Diagnose : »Spastische Lähmung. « Erst erklärt man eine Be­hinderte (ohne sie gesehen zu haben) für schwachsinnig und dann (wiederum ohne sie gesehen zu haben) für normal. 
Spastikerzentnun in Berlin-Steglitz 
schreckt Bürger auf 

>»Wir wollen unter uns bleiben ! <  - ,Solche Häuser müssen sein, aber nicht hier ! <  Bürger vom Prettauer Weg sehen sich durch das Spastikerzentrum in ihrem Frieden beeinträchtigt. Von >tierischen Lauten< fühlt sich da ein Nachbar ,den ganzen Sonntag lang< gestört. Die ,gute Nachbarschaft<, die in der Diskussion so oft beschworen wurde, -erstreckt sich nun einmal 
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nicht auf die Kinder, die hier untergebracht sind. Ein Redner wollte ihnen das >Fleckchen im Grünen< gönnen und provo­zierte damit nur den Zwischenruf >Was haben die denn schon davon ! < Der Bürgersinn vieler Diskussionsredner endete exakt da, wo das eigene Interesse beginnt. « 

( Wir, Mit te i l ungsbla t t  der Beh i nderten 
der Fürst Donnersmarck-St i f tung zu Berl i n ,  Oktober 1 979) 

Konflikt um Anbau für eine Sonderschule 
in Frankfurt-Griesheim 

»:Cu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Schulleitung und Schulnachbarn hat der Bau eines dritten Pavillons für die Michael-Schule in Griesheim, eine Sonderschule für geistig behinderte Kinder, geführt. Der Konflikt, der bereits seit eini­gen Monaten schwelt, spitzte sich in den letzten Wochen immer mehr zu, als Unbekannte dort abgestelltes Baugerät zerstörten und Schilder wie >Der Platz gehört uns, nicht den Mongos, auftauchten. [ . . . ] « 

( Frankfurrer A l/gemeine Zeitung vom 6 . 1 0 . 1 979) 

Ein behindertes Paar in einem Mietshaus 
in Köln-Mülheim 

»Da war zum Beispiel die Situation, als Wolfgang zum ersten Mal Maria einer Nachbarin vorstellte . Die Nachbarin putzte das Treppenhaus .  Wolfgang und Maria kamen vom Einkauf. >Das ist meine Frau<, sagte Wolfgang. Die Nachbarin zeigt keine Reaktion, zuerst, dann dreht sie sich um und als wolle sie ausspucken, sagte sie : ,Du Hure. < Maria und Wolfgang waren noch nicht verheiratet. Aber auch nachdem sie zwei Monate später verheiratet waren, wurde es nicht besser. Der Nachbarschaftklatsch wurde immer unverhohlener. Jede Gelegenheit wurde genutzt, um heftig gegen d ie Wände der Petries zu klopfen, und ein Freund, der beim Renovieren half, wurde flugs zum >Hausfreund< . Die Kinder übernahmen den Tratsch und münzten ihn um in offe­nen Spott . >Die Leute meinen, wir seien nicht normal, wir gehörten nicht ins Haus<, sagt Wolfgang, bevor er vom Höhepunkt der Schika-
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nen erzäh lt . Das war zu Silvester, als Maria u nd Wolfgang plötzlich Tu mult im  Hausfl ur hörten und ba ld darauf Schläge gegen ihre Wohnu ngstür. ,Das waren d ie von oben, die waren betrunken<, erzäh lt Maria, ,sch lugen mit Besenstielen gegen die Tür und riefen :  Ihr Id ioten kommt raus, wir schlagen euch in die Fresse. « < 

(Beh indertenze itun g L11frp11111pe, ovember 1 979) 

Probleme um einen Vorgarten 

In der Frank furter Gustav-Freytag- Straße 7 ,  in ei ner schönen und teu ren Wohngegend ,  wird ein Vorgarten der Kindestages­stätte von behinderten K indern als Spie lplatz benutzt. Eine Nachbarin :  »Du rch die Ei nrichtung in ei ner reinen Wohnge­gend hat mein Haus starke Wertminderung erfahren. « Die städtischen Ä mter erhielten Post : »Was wo llen Behinderte im Stadttei l  Eschershe im? Außerhalb der Stadt haben sie mehr Auslauf. « »Bei Geri cht setzte die Besitzerin eines Nachbarhauses durch, daß sie (die behinderten Kinder) morgens und mittags einzeln vom Bus geholt und einzeln dorthin gebracht werden müssen. Die höchste Wartezeit vor dem Haus wurde auf fünf Minuten festgelegt . « 

(Que l l e :  CLA U DIA M I CH E LS :  »Stärend s ind d ie  K i nder?« 
in:  Fran kfu rter R1m dscha11, N r . 295 / 1 979)  

Ein Behindertenheim dari bauen 

Die Gustav-Werner-Sti ftung, Sitz in Reutlingen, gründete im Jahre 1858  im Dorf Schernbach im Schwarzwald ein Heim für Behinderte und Notleidende. Dort werden seitdem vorwiegend geistig Behinderte aufgenommen. Nun wollte die Stiftung die Zahl der Plätze von 100 auf 130 erhöhen und plante einen Um­und Neubau. Gegen die baurechtliche Genehmigung klagten zwei Hausbe­sitzer, deren Grundstücke etwa 200 Meter entfernt liegen .  »Sie fühlten sich in ihrem Eigentum ,schwer und irreparabel geschä­digt<, wei l  die von einem erweiterten Heim zu erwartenden Lärmbelästigungen und Sichtbehinderungen zu ei ner erheb­lichen Wertminderung der Grundstücke führen müßten. Das ganze Dorf Schernbach werde ,verunstaltet<. Wenn  das 60-
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Seelen-Dorf >dreimal so viele behinderte Einwohner zählt wie normale Bürger<, dann sei es >seiner Möglichkeiten zur Ent­wicklung als Fremdenverkehrsort völ lig beraubt<. « Einer der Kläger zog seinen Einspruch zurück. Der zweite bekam nicht Recht. Er sei 195 1 in sein Haus gezogen. Zu dieser Zeit habe das Heim schon hundert Jahre bestanden. Er habe also von Anfang an mit gewissen Belästigungen rechnen müs­sen .  Die für den Kläger . offenbar nur schwer zu ertragende Anwesenheit Behinderter sei ihm an sich zuzumuten. So ent­schied der baden-württembergische Verwaltungsgerichtshof in Mannheim (Aktenzeichen :  V /6 1 1 /79). 
(Que l le :  Siidkurier vom 1 3 . 2. 1 980) 

Vorurteil: Der Behinderte - ein Monster? 
Kritische Anmerkungen zu einem FAZ-Artikel 

Vorurteile gegenüber Behinderten haben ihre Geschichte. Er­staunlich jedoch, wie lange sich Vorurteile halten können und wie sie immer weiter überliefert werden. Am 1 6. Februar 1980 erschien in der Wochenendbeilage der Frankfurter A llgemeinen 
Zeitung ein Bericht über Schüler der Rheinischen Landesschule für Körperbehinderte in Köln, die dort die Mittlere Reife oder das Abitur anstreben .  Der Artikel (» Warum sollen wir denn anders sein?«) beginnt wie eine Abnormitätenshow, nicht ein­zelne Menschen mit Behinderungen werden charakterisiert, sondern Defekte exotisch ausgemalt: »Harter Rock aus Lautsprechern im abged• nkelten Raum. Hemmungen fal len . Armlose, Beinlose suchen im rhythmi­schen Durcheinander Vergessen. Ein Spastiker kniet und schlägt mit seiner Stirn im Takt auf den Boden. Der hübschen Blonden fliegen die Locken ums Gesicht ; was bislang verbor­gen war, wird nun sichtbar: die kleinen Schulterflossen. Das Rollstuhlkind wirft den Oberkörper hin und her. Pause. Licht. Im Zuschauerraum kein Lachen .  Die Tänzerin hockt auf der Rampe, mit dem Fuß führt sie eine Zigarette zum Mund. Am Knöchel die Armbanduhr. Die Luft ist schwer geworden. Der Gast wagt kaum aufzuschauen .  Um ihn herum Wesen einer anderen Welt, die Privilegierten an Stöcken, die meisten im Rollstuhl. Kleine Bündel Mensch: Stiefel beginnen am Rumpf, Füße in Mondstel lung. Unter Decken sind Beine, embryohaft 
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versch rän kt . Ein Unterarm, nach oben gedreht, ruht au f einem 
Klapptisch . « 

Du rch alle Jahrhu nderte mu ßten sich Behinderte als Monster 
u nd Abnormitäten zur Schau stellen . Schenck von Grafenberg 
schrie b berei ts 1 609 eine Monstrorum historia. Elend, origi nell 
präsen tiert, wu rd e im 1 9 . u nd auch im 20 . Jahrh u ndert zu einem 
Verkaufsschl ager. Schi er unerschöpflich die Anpreisu ng der 
Abnormi täten : D a  gab es Ha l bme nsch e n ,  Arm lose, Lilipu ta­
ner, Zwerge, Ri esen , Löwen menschen , Haarmenschen ,  Ba rt­
fra uen ,  die Frau oh ne Un terleib, e in Bäre nweib, ei n Kamel ­
mädchen , ei n en Frosch knaben , Frauen m i t  Elefan ten- oder 
Gumm ihau t ,  Ko losse , Voge l - u nd D oppe l me nsch e n ,  womit 
si a mesi sche Zwi ll i n ge gemein t  si nd .  
D ies ist das B i ld vom »Unterha l tu ngskrüppe l « , wie die Fach­
leu t e  sagen , vom Beh i nderte n ,  dessen Gebrech en  zur Unter­
ha l tu ng diente .  Abe r auch magische  Angs t  sp iel te eine große 
Rolle, ga lten kö rperlich Deformierte doch im Mittel a l ter als 
Geburten des Teufels (woran, wie wir wissen, auch h e u te noch 
Bundesbü rger glauben) . Vie le »Schaukrüppel« mußten ein 
Verslei n  aufsagen ,  daß ie den Frommen zur Mahnung 
lebten .  
Die Da rstellung von Schaukrüppeln ist ei n Geschäft mit der 
Angst. » Monster«, schreibt Hans Scheugl i n  dem Buch »Show 
Frea ks & Monster«, »sind Kulminationspunkte des Sch reck­
lichen . . .  Si e sind die Produkte der Angst, sie erzeugen sie 
nicht, denn die Angst und das Sch reck l iche existieren unabhän­
g ig  von i hnen. Sie s ind led iglich die meist schon kulturell 
tradierte Form, auf die die Gesellschaft ihr eigenes Versagen 
proj iziert.« 
Es gibt zwei Möglichkeiten, mit der eigenen Angst umzugehen. 
Man stell t das Elend zur Schau (auf Festwiesen, Jahrmärkten 
und Juxplätzen geschah dies), um dem verehrten Publikum 
Gru el-Delikatessen zu bieten, oder man macht den Betroffe� 
nen zum Sündenbock und verjagt ihn. Auf die Behinderten 
angewandt: Man überträgt auf sie alle negativen Eigenschaften, 
die man in sich selber weiß. So galten Behinderte beispielsweise 
immer als ·rachsüchtig, bösartig und triebhaft. 
Die Sündenböcke werden verbannt: Sie kommen ins Asyl, ins 
Heim. 1876 schrieb der Göttinger Profes or K. F. H. Marx: 
»Mitleid mit Krüppeln und Personen, die an ekelhaften Übeln 
laborieren, hat sich darauf zu beschränken, für deren angemes­
senen Aufenthalt in Siechenhäusern mit Gärten, die sie jedoch 
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nie verlassen dürfen, zu sorgen. Der widrige Anblick solcher 
Unglücklichen muß dem öffentlichen Verkehr entzogen blei­
ben, denn der Eindruck auf Empfindsame und Schwangere ist 
höchst bedenklich.« Der Volksmund sagte es kürzer : »Je krüm­
mer, je schlimmer.« 

In dem FA Z-Artikel nun, der stellenweise einer Krüppel-Hor­
ror-Show gleicht ( »Ein Unterarm, nach oben gedreht, ruht auf 
dem Klapptisch«), finden sich alle Elemente wieder, mit denen 
die Schaukrüppel einst so werbewirksam vermarktet wurden : 
Faszination am Abnormen und Abscheu zugleich. Alte Vorur­
teile, wonach Behinderte aggressiv und gefährlich seien, tau­
chen auf : »Hat jemand seine Medikamente vergessen - bahnt 
sich ein Tobsuchtsanfall an? Tätliche Übergriffe sind immer 
möglich. « Tobsuchtsanfälle, die durch Medikamente einzu­
dämmen wären, tätliche Übergriffe bei Körperbehinderten, das 
sind Phantasien, die die Vorurteile von Jahrhunderten wider­
spiegeln. In der FA Z liest man : »Gummireifen an Gummireifen 
umlagern sie halbkreisförmig den Diskussionspartner, den sie 
auf Herz und Nieren prüfen, um ihre Blicke an seiner Verlegen­
heit zu weiden. Betroffenheit - Haß? Mitleidswallungen erstik­
ken vor diesem einzigen Körper mit den verstümmelten Glied­
maßen und hydraähnlichen Köpfen, von einem Atem bewegt. 
Unüberbrückbar scheint die Kluft.« 

Hydra, das ist in der griechischen Mythologie jenes neunköpfi­
ge Ungeheuer im Sumpf von Lerna bei Argos, dem für jeden 
abgeschlagenen Kopf zwei neue Köpfe nachwuchsen, bis end­
lich Herakles das Monster durch Ausbrennen der Kopfstümpfe 
tötete. 
Wo das Vorurteil solche im Wortsinne ungeheuerlichen Ge­
danken gebiert, verblüfft es auch nicht, daß das Thema Sexuali­
tät durch die Brille des letzten Jahrhunderts gesehen wird: 
»Der im Entwicklungsalter aufsteigende Wunsch nach Freund­
schaft mit einem Nicht- oder nur Leichtbehinderten - findet er 
Erfüllung? Wo dergleichen Verbindungen unter Erwachsenen 
zustande kommen, spricht der Psychiater kühl von Perver­
sionen. « 

Am 25 . 2. 1980 legte Gusti Steiner gegen den FA Z-Artikel 
beim Deutschen Presserat Beschwerde ein : »Sprache, Aussa­
gen und Tendenz dieses Textes verunglimpfen und beleidigen 
Behinderte in so unglaublicher Weise, daß nur Methoden der 
Nationalsozialisten, Menschen zu Ungeziefer zu deklarieren, 
als Vergleich perangezogen werden können.« 
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Am 14. 3 . 1980 schrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung an den Deutschen Presserat (in Auszügen): » . . .  Ein Teil der von Herrn Steiner erhobenen Vorwürfe erfüllt strafrechtliche Tatbestände. Wir behalten uns die Einlei­tung der uns gerechtfertigt erscheinenden rechtlichen Maßnah­men gegen Herrn Steiner vor. Herr Steiner beschäftigt sich in seiner Beschwerde in unqualifi ­zierbarer Weise mit einem von hohem Verantwortungsbe­wußtsein, großer Betroffenheit und menschlicher Anteilnahme geprägten, aufrüttelnden Beitrag von Frau Ursula Voss und unterstellt der Verfasserin Aussagen und Absichten, die sich auch bei einem noch so großen Mißverständnis dessen, worum es der Autorin geht, nicht andeutungsweise in dem Artikel finden. Frau Voss schildert in dem Bericht sehr realistisch ihre Ein­drücke bei einem Besuch der ,Rheinischen Landesschule für Körperbehinderte<. Sie wählt eine drastische Sprache, um den Leser aufzurütteln, aber auch, wei l sie - was in dem Bericht ganz deutlich wird - erschreckt und erschüttert ist. Sie wirbt um Verständnis für die Behinderten, ist bemüht, Vorurtei le abzu­bauen, und wünscht eine aktive Hilfsbereitschaft zu fördern. Sie weiß, daß Menschen notwendig sind, die Zuversicht spen­den können. [ . . . ] Wir empfinden es als ungeheuerlich, daß Herr Steiner behaup­tet, Frau Voss propagiere die ,Krüppelseele unseligen Geden­keris<, und sich darüber hinaus zu der Behauptung versteigt, Frau Voss plädiere für die Beseitigung oder gar für die Tötung der Kranken. Und wenn Herr Steiner sagt, in dem Artikel seien >die Sprache und die Methode der Nationalsozial isten< kopiert, so muß man dem entgegenhalten, nicht dem Art ikel ist derglei­chen vorzuwerfen, sondern der Interpretation durch Herrn Steiner. [ . . . ] «  
Antwort des Deutschen Presserates an Gusti Steine� am 22. 4. 1980 : »Nach Ansicht des Ausschusses diente der sicherlich sehr deut­liche Beitrag in der FAZ nicht dazu, um die dort beschriebenen Behinderten zu verunglimpfen, sondern gerade im Gegenteil dazu, eindrücklich auf die Probleme der Behinderten hinzuwei­sen. In keinem Satz dieses Beitrags läßt sich etwa die von Ihnen unterstellte Sprache und Methode der Nationalsozialisten er­kennen. « 
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Behinderte nicht ans Ufer 

Am Bodenseeufer, nahe Konstanz, soll ein Bildungszentrum für Behinderte gebaut werden . Dazu wurde eine gemeinnützige Gesellschaft gegründet, welcher der Verband der Kriegsopfer (VdK), der Reichsbund der Kriegsopfer und Behinderten und die Stiftung Rehabilitation in Heidelberg angehören . Bauen will die »Neue Heimat« , ein gewerkschaftseigenes Bauunter­nehmen, das gut die Hälfte des Grundstücks eingebracht hat. Eine Interessengemeinschaft Konstanzer Bürger versichert, man sei nicht gegen das Behindertenzentrum, aber gegen den Standort. In einem Kommentar meint der Schwarzwälder Bote, bei die­sem Projekt laufe jeder, der es ablehne, Gefahr, »zum Unmen­schen abgestempelt zu werden« . Es müsse aber gefragt werden, »ob die Behinderten, ohne es zu merken, nicht das Vehikel für neue lukrative Baupläne und lohnende Geschäfte mit Staatszu­schüssen und Steuerabschreibungen abgeben . Wenn es richtig ist, daß ein Bildungszentrum für die Behinderten ebensogut in einer anderen reizvo l len Landschaft erstellt werden kann, dann sollten Gemeinderat und Behörden konsequent bleiben . Die Behinderten selber fordern mit Recht von der Gemeinschaft, n icht benachteiligt zu werden . Sie werden sich bestimmt der Einsicht nicht versperren, daß sie umgekehrt auch nicht maßlos bevorzugt werden können . « 

(Que l le :  Schwarzwälder Bote vom 22 . 2 . 1 980) 

Behinderte Kinder mißhandelt 

Ein Schöffengericht in Schwandorf hat die ehemalige Leiterin des Behindertenheims Wernberg in der Oberpfalz, Agnes N., zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. Sie war schuldig gespro­chen worden, in drei Fällen Kinder mißhandelt und den 60 Heimzöglingen aus Niedersachsen sechs Jahre lang das Ta­schengeld unterschlagen zu haben . Dafür hatte das Landes­sozialamt in Hannover etwa 100 000 Mark gezahlt. Außerdem mußte das Gericht feststellen, daß die ehemalige Heimleiterin - das Heim ist jetzt geschlossen - zwei vom niedersächsischen Landessozialamt bezahlte Kräfte jahrelang als »Kindermädchen« ihres Sohnes beschäftigt hatte . 
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Die Verteidigung hatte dagegen Freispruch gefordert. Behin­
derte Kinder seien nur durch ein strenges Regiment zu bän­
digen. (Quelle: Siiddeursche Zeirung vom 1 1 . 3 .  1 980) 

Kein Klima für kranke Kinder 

Im bayerischen Brannenburg (Landkreis Rosenheim) steht das 
Christophorusheim für geistig und körperlich schwer behinder­
te Kinder. Das Christophorusheim kann höchstens 50 Kinder 
aufnehmen und wollte modernisieren und anbauen. 18 Monate 
lang · kämpfte sich das Heim durch den Instanzenweg. Dann 
meldete sich der 68jährige Wirtschaftsprüfer Albert von Siche­
rer, der seine Wohnung in München hat und nur an den 
Wochenenden in sein Haus am Wendelstein fährt (das von 
einer Cousine bewohnt wird). Von Sicherer ist zugleich der 
Wortführer weiterer sechs Nachbarn. Der Süddeutschen Zei­
tung erklärte er, es gebe eben Menschen, denen die »Anwesen­
heit von geistig Gestörten eine Belastung ist«. Er habe nichts 
gegen Wohltätigkeit und auch nichts gegen Wohlfahrtseinrich­
tungen, aber diese dürften nicht zu Lasten des einzelnen Bür­
gers erweitert werden. Er möchte »auch nicht an einem Fried­
hof wohnen - und das ist ein Friedhof für Lebende« . Er plant 
nun eine Klage beim Verwaltungsgericht. 

(Quel le :  Siiddewsche Zeilllng vom 1 2. 3. 1 980) 

Die Begründung des Wirtschaftsprüfers, warum er gegen eine 
Erweiterung des Heimes ist :  
» 1. Durch die Diskriminierung, die einer Anstalt für körperlich 

und geistig schwer gestörte Kinder, besonders in einer 
ländlichen Gemeinde wie sie Brannenburg ist, auch über 
den Ort hinaus anhaftet, wird der Wert der Grundstücke in 
der nächsten Umgebung dieser Anstalt, zusätzlich zum 
Lärm und durch sonstige verkehrstechnische Belästigung, 
erheblich - mindestens um 'h des orts- und lageüblichen 
Verkehrswertes - gemindert. 

2. Das Ansehen der Gemeinde Brannenburg als Fremdenver­
kehrsort wird durch die Erweiterung einer solchen Anstalt 
infolge Erhöhung deren Publikumsbekanntheit beeinträch­
tigt und wertmäßig jenem anderer Gemeinden mit Heilan­
stalten für geistig Gestörte angeglichen. 
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3 .  Es müßte erst einmal nachgeprüft werden, ob die klima­tischen Verhältnisse (Föhn und Witterungswechsel sowie sehr niedrige Höhenlage) den Kranken in der Anstalt nicht meli r Schaden zufügen, als sie ihnen gesundheitlich nützen. Schon beim bisherigen Betrieb der Anstalt entstand näm­lich besonders in warmen Sommernächten klimabeeinflußt schwerste Beunruhigung der Patienten, die zu lautem Schreien und sonstigen Lärmbelästigungen von uns nacht­ruhebedürftigen Anliegern geführt hat. Vor Vorliegen ei­nes einschlägigen mediz inischen Gutachtens ist somit eine Erweiterung der Anstalt im öffentlichen Interesse keines­fal1s vertretbar. Im Gegenteil, es müßte die bisher beste­hende Genehmigung zur Unterbringung der Kranken im Christophorusheim nochmals behördlicherseits durch fachärztliche Gutachten dahingehend überprüft werden, ob der Standort des Heimes überhaupt geeignet ist, den Ge­sundheitszustand der Kranken zu bessern, oder ob er nicht zu einer Verschlechterung desselben führen muß. « 

In einem Brief an das Oberbayerische Volksblatt ( 1 2 .  3 .  80) schrieben mehrere Anlieger :  » Wir als unmittelbar Betroffene wohnen etwa zehn bis 15  Meter neben dem Heim, werden durch unmenschliche Schreie Tag und Nacht - ,wenn die Heimleitung das will< - gestört und sogar nachts aus dem Schlaf gerissen. Soll man das auch noch dulden? Jetzt nicht mehr ;  wir wollen unser Recht und werden die Behörden darum bitten ! Zu Ihrer Beruhigung und der der verfälschten öffentlichen Meinung sind wir als betroffene Anlieger ausnahmslos positiv für die armen Geschöpf_e eingestellt, nur sollte doch ein Weg gefunden werden, der das Nebeneinanderleben beider Parteien zumutbar und erträglich macht ! « 

Die An l ieger: 
Ottmar und Berti H .  

Bahnhofstra ße 23  
Michael und  l l k a  K. 

Berta H .  
Rosenweg 2 
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Dr. von Sicherer 
Amal ie H .  

Rosenweg 4 
Walter S .  
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Sc!iwachsinniger 
verstößt gegen Wn1schaftlichkeitsprimip 

»Der Dritte Senat des Bundessozialgerichts i n  KasseJ ' hat ent­
sch ieden, daß Körperbehinderte, die nicht gehen können, auch 
dann von der Krankenkasse einen Rol ls tuhl  beanspruchen 
können, wenn sie zusätzlich noch an weiteren Behinderungen 
leiden,  für die der Fahrstuh l  keinerlei Bedeutung hat. Die 
Ortskrankenkasse wol l te  n icht  für den Fahrstuhl  e ines gehun­
fähigen Mannes aus B iberach bei Stuttgart aufkommen, weil 
er gleichzeit ig auch ge ist ig behindert ist . Zur Begründung 
ihrer Weigerung meinte d ie Kasse , bei dem schwachsinn igen 
Mann verstoße die Anschaffung eines Fahrstuhls .>gegen das 
Wirtschaft l ichkeitsgebot, .  (Aktenzeichen :  Bundessozialgericht 
3 RK 96/78)« 

Im Urlaub schikaniert 

( Siiddeutsche Zei111ng vom 1 1 . 4. 1 980) 

Eine Gruppe von rund 30  - meist auf den Rollstuh l  angewiese­
nen - Behinderten aus einem Heim nahe Würzburg funkten aus 
dem Urlaub SOS und schalteten sogar das Generalkonsulat der 
Bundesrepubl ik  e in .  Der Gruppe waren im  Hotel »Albatros« 
an der j ugoslawischen Adriaküste drastische Beschränkungen 
aufgezwungen worden .  Sie sol l ten nicht mit anderen Hotelgä­
sten in  Berührung kommen. Es wurde ihnen auferlegt, ihre 
Zimmer möglichst nicht zu verlassen .  Die Wege um  das Hotel ,  
die Halle und Gese l lschaftsräume wurden ihnen weitgehend 
gesperrt . Das Essen wurde ihnen i n  einem separaten Raum 
serviert , der nur über einen Umweg von außen zu erreichen 
war. 
Dann gab es einen Kompromiß .  Die Gru ppe s t immte zu,  in 
einem gesonderten Raum zu essen und abends nicht d ie Bar zu 
besuchen .  

(Quel le :  Frankfurter R11ndschn11 vom 1 9 .  3 .  1 980) 

CDU-Humpel-Märsche 

»Kurt B iedenkopf, 50 ,  Wahlkampfleiter der nordrhe in -westfä­
I i schen CDU, geriet in  den Verdacht ,  sich über Beh inderte 
lustig zu machen .  Als der Nachwuchs von der Jungen Union für 
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die heiße Phase des NRW-Wahlkampfes demonstrative >Hum­
pel-Märsche< gegen die angeblich verfehlte Schulpolitik der 
Landesregierung angekündigt hatte, reagierten Behinderten­
Organisationen empört. Der Reichsbund klagte, tatsächlich 
Behinderte würden in ihren Gefühlen >verletzt und verhöhnt<. 
SPD-Sozialminister Friedhelm Farthmann hakte nach : >Das 
zeugt davon, daß die CDU diese Menschen nicht ernst nimmt.< 

Nur Biedenkopf selbst kamen keine Zweifel : >Eine Idee, die 
mir hervorragend gefällt und auf die ich gerne selbst gekommen 
wäre. « <  

(SPIEGEL, N r .  1 2 / 1 980) 

Junge Union »humpelt« nicht 

»DORTMUND, 20. März (Reuter). Die Junge Union des 
westfälischen Landesverbandes der CDU will von den für den 
Wahlkampf zur am 11. Mai bevorstehenden Landtagswahl an 
Rhein und Ruhr geplanten >Humpelmärschen< absehen. Wie 
der Landesvorsitzende der Jungen Union, Reinhard Göhner, in 
Dortmund mitteilte, will seine Organisation durch >Stolpermär­
sche< auf die nach ihrer Auffassung hinkende Politik der sozial­
liberalen Landesregierung hinweisen.« 

( Frankfurter Rundschau vom 2 1 .  3. 1 980) 

Spastiker aus Gasthof gewiesen 

Ein Spastiker aus Wuppertal wollte zu Ostern einige Ferientage 
in Gummersbach im Oberbergischen verbringen. Seine Erleb­
nisse schilderte er in mehreren Briefen : 
»Ich hatte mir schriftlich und telefonisch ein Zimmer reservie­
ren lassen. Eingetroffen bin ich am Gründonnerstag gegen 14 
Uhr in dem besagten Haus. Mir fiel schon die Treppe zu den 
Zimmern auf, die etwas steil für mich war, was ich dem Wirt 
auch sagte. Auf meine Bitte hin sagte er mir Hilfe zu. Nach 
einem Spaziergang durch den Ort aß ich in diesem Lokal zu 
Abend. 
Nach dem Essen kam der Wirt auf mich zu und sagte mir, ich 
könne am folgenden Morgen wieder nach Hause fahren, da 
seine Gäste sich an mir störten und gegangen seien. Ich könne 
nicht richtig essen. Ich solle auf mein Zimmer gehen und 

26 



morgens abreisen. Für die Übernachtung wolle er kein Ent­
gelt.« 
Die Oberbergische Volkszeitung ist dem Fall nachgegangen und 
fand in einem Gespräch mit dem Wirt die Vorwürfe auch 
teilweise bestätigt. Er habe von der Behinderung vorher nichts 
gewußt. Grundsätzlich habe er nichts gegen Behinderte, aber 
die Gäste hätten sich über den Spastiker beschwert. Mit dem 
Essen habe es nicht geklappt. Auch habe er Sorge gehabt, daß 
der Behinderte die steile Treppe nicht schaffen würde. Deshalb 
habe er ihm Essen, Getränke und Übernachtung geschenkt und 
ihn gebeten, am nächsten Morgen abzureisen. 
Der Behinderte kam schließlich in einem anderen Hotel 
unter. 

(Quel le :  Oberbergisclre Volkszeirung vom 24. 4. 1 980) 
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2. Vorurteile gegenüber 
geistig Behinderten 

Aus der Sicht der Wis.5enschaft 

EimteDungen gegenüber Geistigbehinderten 

»Obwohl fast alle Nichtbehinderten die geistige Behinderung zu den schwersten Behinderungsformen zählen, ist das Bild über Geistigbehinderte doch recht uneinheitlich . Sie werden sehr häufig als gutmütig bezeichnet, andererseits aber auch als stumpfsinnig, wild, jähzornig, bösartig und gefährlich . Vielen Befragten kommen Geistigbehinderte unheimlich vor, sie rufen sogar Entsetzen und Grauen hervor. Bei einem Drittel der Befragten weckten geistig behinderte Kinder Angst, Abscheu und Ekel .  Unsicherheit steht im Vordergrund des Verhaltens gegenüber Geistigbehinderten. Kontakte werden deshalb ver­mieden, als optimale Unterbringung wird das Heim angesehen, wobei diese Heime und Anstalten in abgelegenen Orten sein sol lten. « 

(Prof. Dr. GERD W. JANSEN 
auf dem Heidelberger Rehabilitations-Kongreß 1978) 

Daten einer Repräsentativerhebung 
des Kölner Instituts für Sozialforschung 
und GeseDschaftspolitik 

»Ausschlaggebend ist die Meinung, daß geistig behinderte Kinder eine Bedrohung darstel len. So vertreten über ¾ (76 % ) der Befragten die Ansicht, daß geistig behinderte Kinder ganz allgemein gefährlich und unberechenbar seien. Mehr als die Hälfte der Befragten äußert sich genauer, befürchtet einen negativen Einfluß geistig behinderter Kinder auf nichtbe­hinderte, weil diese Kinder - so die Mehrzahl der Befragten -nicht in der Lage seien, Gut und Böse zu unterscheiden; und schließlich meint fast ein Drittel der Bevölkerung, daß geistig behinderte Kinder nicht nur ganz allgemein gefährlich und 
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unberechenbar seien, sondern einen besonderen Hang zum Kriminellen hätten, die Gesellschaft also schon deshalb vor ihnen geschützt werden müsse. Diese Meinungen widerspre­chen aber insgesamt sämtl ichen erfahrungsmäßigen, nachprüf­baren Befunden und erweisen sich damit eindeutig als Vor­urtei le, als, wenn man so will, Schutzbehauptungen für die eigene Hal tung. . . . So hielten 62 % al ler Befragten es für gut, daß die meisten dieser Kinder früher schon sehr jung starben, ganze 36% befürworten in diesem Zusammenhang sogar mehr oder weni­ger ausdrücklich die Euthanasie . . . . So meinen 75% al ler Befragten, daß Inzucht, also die Zeu­gung. von Kindern mit engen Verwandten, eine mögl iche Ursa­che dafür sei, daß ein geistig behindertes Kind geboren wird. Kaum weniger viele vermuten, daß übertriebener Tabletten­konsum, also ein Fehlverhal ten der Mutter während der Schwangerschaft, ein Grund dafür sei . . .  Fast 70% al ler Befragten vermuten, daß die Angehörigen Geistigbehinderter ihre Hilfsangebote gar nicht gerne sehen oder sie sogar ablehnen würden, und zwei Dri t tel (genau 64 % ) scheuen vor einem persönl ichen Einsatz zurück mit der Erklä­rung, daß der Umgang mi t  Angehörigen geistig behinderter Kinder schwierig sei, wei l sie so empfindl ich reagierten . Inter­essant ist, daß diese Mei nung vor al lem von denen vertreten wird, die noch nie persönl ichen _onta t mi�l)a . · · n hatten, in denen ein geisti e qef · d 1� . ehlend� Erfahrung und mange lnde Information über Geistigbehinderte, über die Probleme ihrer Familienangehörigen und über bestmögl iche Hilfsmaßnahmen wird auch von über 70 % der Bevölkerung als Ursache dafür genannt, daß man passiv bleibt. « 
(Quel le : Westdewscher Rundfunk, Abt .  Sozia lpädagogik, 

Manuskript : ANNE·LOR EKÖHNE ,Auszüge ausden Sendungen vom 5 .  7 . - 26.  7 . 1 973) 
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3. Das Urteil 

lt . Protokol l  
Landgericht Frankfurt/Main Verkündet am __ ....c2

c...:
5c...:. . ..::2..c... -'-1 9'-8"-0'------

(Gericht) 

Geschäftsnummer: 2/24 S 282!79 
D . , J ustizangest . 
a ls Urkundsbeamter der Geschäftsstel le 

BIiie bei allen Schreiben angeben' 

I M  N A M E N  D E S  V O L K E S  

Im Rechtsstreit Gut-Re isen GmbH, vertr .  durch die Geschäftsführer 
Hermann Kratz und Rudolf A . Pagn ia, 
Gut leutstraße 82, 6000 Frankfurt am Main, 

Beklagte und Berufungs Kläger in, 
(Prozeßbevol lmächt igter Rechtsanwalt H.  Hamburger, Ffm ., - 1 32 -

gegen 

K lägerin und Berufungs Beklagte 
(Prozeßbevol lmächt igte r  Rechtsanwalt H.-S .  Bimboese, Ffm ., - 327 -
wegeri 

hat die 24 .  Zivi lkammer des Landgerichts Frankfurt am Main 

du rch Vorsitzenden R ichte r  am LG Dr .  Tempe l, 
Richter am LG Dr .  Ste inert und Pohl 

auf Grund der münd l ichen Verhand lung vom 4 .  Februar 1 980 f ü r  Recht erkannt : 
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urte i l  des A mts­
gerichts Frankfurt am Main - Abte i lung Höchst - vom 
1 3 . 6 .  1 979 - Hö bC 863/77 - wi rd auf ihre Kosten  zurück­
gewiesen .  



Tatbestand 

Die Klägerin unternahm mit der Beklagten eine Reise nach Griechenland in das Hotel »Eretria Beach« in der Zeit vom 14. 6. - 5 . 7. 1976 zum Gesamtpreis von 15 1 2,- DM. Die Klägerin rügt eine Reihe von Mängeln. Nach Beweisaufnahme durch Vernehmung der Zeugin Exar­chos (BI. 241-242 d. A.) hat das Amtsgericht der Klage in Höhe von 750,- DM stattgegeben und in den Gründen ausgeführt, die Klägerin sei zur Minderung des Reisepreises berechtigt, da täglich stundenweise das Wasser ausgefallen sei, im Hotel selbst als auch an seinem Strand nicht für ausreichende Sauberkeit gesorgt worden sei, und dieser Strand entgegen der Beschrei­bung im Prospekt hauptsächlich aus kleinen Kieselsteinen be­standen habe und die deswegen von den Gästen benutzten Liegestühle nicht in ausreichender Zahl vorhanden gewesen seien, der Strand auch von Hotelfremden benutzt worden sei, Klimaanlage, Radio und Musikeinrichtungen zeitweise defekt gewesen und bei den Mahlzeiten durch mangelhaften Service lange Wartezeiten entstanden seien. In seiner Entscheidung hat das Amtsgericht dahingestellt sein lassen, ob der Aufenthalt einer Gruppe von geistig und körperlich behinderten Schweden einen Mangel der Reiseleistung darstelle. Gegen das am 15. 1 0. 1979 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 14. 1 1 . 1979 Berufung eingelegt und am 17. 1 2. 1979 begründet. Sie wiederholt ihr bisheriges Vorbringen und meint, die Schätzung der Minderung durch das Amtsgericht sei nicht zulässig. Im übrigen habe das Amtsgericht aufgrund neben­sächlicher Mängelrügen den geforderten Betrag zugesprochen, die wesentliche Frage, ob nämlich die Anwesenheit Behinder­ter einen Mangel der Reiseleistung darstelle, nicht beantwortet. Da aber hierauf die Klägerin ihren Anspruch gerade gestützt habe, habe das Amtsgericht mehr zugesprochen, als die Kläge­rin verlangt habe. Sie beantragt, unter Abänderung des amtsgerichtlichen Urteils die Klage abzuwei en. Die Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen. Sie verteidigt die Entscheidung des Amtsgerichts, weist jedoch darauf hin, daß das Verfahren nicht frei von Verfahrensfehlern gewesen sei . Sie wiederholt im übrigen ihr bisheriges Vorbrin-
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Abb. 2 :  Demonstran ten aus dem Reha-Zentrum Hessisch -Lich tenau .  

gen und trägt vor, bereits aufgrund der vom Amtsgericht aner­
kannten Mängel sei eine Minderung in Höhe des zugesproche­
nen Betrags gerechtfertigt. Aber auch der Aufenthalt einer 
großen Anzahl geistig schwerbehinderter Menschen sei eine 
starke seelische Belastung für sie gewesen. Ein Erholungssu­
chender könne jedenfalls im Urlaub nicht gezwungen werden, 
sich - wenn auch nur indirekt - mit kranken Menschen zu 
befassen. Dies stelle keine Diskriminierung von geistig er­
krankten Menschen dar, doch müsse die Beklagte dafür Sorge 
tragen, daß diese besondere Gruppe von Gästen die übrigen 
Erholungssuchenden nicht beeinträchtigen würde. 
Auf die unter Angabe der Blattzahl der Akten angeführten 
Schriftstücke wird ergänzend Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die Berufung ist zulässig, jedoch unbegründet. 
Obwohl das amtsgerichtliche Verfahren an einer Vielzahl er­
hebl icher Verfahrensfehler leidet, hat die Kammer von einer 
Zurückweisung abgesehen, da die von den Verfahrensfehlern 
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betroffene Klägerin im Ergebnis zu Recht obsiegt hat. Denn die 
Entscheidung des Amtsgerichts ist jedenfalls im Ergebnis zu­
treffend; die Kammer teilt auch die Ausführungen des Amtsge­
richts, soweit es aufgrund der festgestellten Mängel die Kläge­
rin zur Minderung in Höhe des festgestellten Betrages für 
berechtigt hält. 
Auch die Anwesenheit einer Gruppe von jedenfalls 25 geistig 
und körperlich Schwerbehinderten stellt einen zur Minderung 
des Reisepreises berechtigenden Mangel dar. Es ist nicht zu 
verkennen, daß eine Gruppe von Schwerbehinderten bei emp­
findsamen Menschen eine Beeinträchtigung des Urlaubsgenus­
ses darstellen kann. Dies gilt jedenfalls, wenn es sich um 
verun.staltete geistesgestörte Menschen handelt, die keiner 
Sprache mächtig sind, von denen einer oder der andere in 
unregelmäßigem Rhythmus unartikulierte Schreie ausstößt 
und gelegentlich Tobsuchtsanfälle bekommt. So wünschens­
wert die Integration von Schwerbehinderten in das normale 
tägliche Leben ist, kann sie durch einen Reiseveraf!stalter 
gegenüber seinen anderen Kunden sicher nicht erzwungen 
Werden. Daß es Leid auf der Welt gibt, ist nicht zu ändern ; aber 
es kann der Klägerin nicht verwehrt werden, wenn sie es 
jedenfalls während des Urlaubs nicht sehen will. Eine Beein­
trächtigung des Urlaubs kommt jedoch erst dann in Betracht, 
wenn der Anteil Behinderter so hoch ist, und die Auswirkun­
gen, die von einer solchen Gi:uppe ausgehen, so stark sind, daß 
der Reisende dem Anblick nicht ausweichen kann. Nach dem 
nicht bestrittenen Vortrag der Klägerin war dies nicht ohne 
weiteres möglich. So war sie angesichts ihres Alters und 
der Lage ihres Zimmers auf die Benutzung des Fahrstuhls an­
gewiesen. Daß sie bei einer solchen Fahrt einen Tobsuchtan­
fall eines Behinderten miterleben mußte, stellt mit Sicherheit 
keine nur noch geringfügige Beeinträchtigung des Urlaubs 
dar. Im übrigen traten Beeinträchtigungen beim Essen, 
bei Begegnungen im Hotel und schließlich abends und nachts 
auf . 
Auf das Ergebnis ihrer Umfrage, daß von der Behinderten­
gruppe keine Störungen ausgegangen seien, kann sich die Be­
klagte nicht berufen. Hierbei fällt schon auf, daß sie lediglich 10 
Stellungnahmen vorgelegt hat, obwohl sie von den 540 Betten 
95 unter Vertrag hatte. Im übrigen spricht _gerade die Tatsache, 
daß die Beklagte eine ausdrückliche Umfrage mit vorbereiteten 
Fragebogen untemorrlmen hat dafür, daß sich außer der Kläge-
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rin noch erheblich mehr Reisende durch die Behindertengrup­pe beeinträchtigt gefühlt haben. Schließlich kann sich die Beklagte nicht darauf berufen, sie habe von der Anwesenheit der Behindertengruppe keine Kenntnis gehabt. Darauf kommt es nicht an. Die Beklagte hat der Klägerin als Reiseveranstalterin eine Reise üblichen Zu­schnitts verkauft. Sie muß daher dafür Sorge tragen, daß ihre Leistungsträger als ihre Erfüllungshilfen die geschuldete Lei­stung erbringen. Sie hat gegebenenfalls bei Abschluß der Ver­träge mit Hoteliers usw. dafür Sorge zu tragen, daß sich die Belegung des Hotels im Rahmen des Üblichen hält, wie die Kammer schon verschiedentl ich ausgesprochen hat. Unter Berücksichtigung der insgesamt festgestellten Mängel war die Klägerin zur Minderung des Reisepreises jedenfalls in Höhe des zugesprochenen Betrages von DM 750,- be­rechtigt. 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO. 
gez. Dr. Tempel, Poh l, Dr. Steinert 
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4. Die Empörung nach dem Urteil 

Die 24. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt ist dafür bekannt, daß sie »verbraucherfreundlich« richtet. Und das wollte sie zweifelsohne auch in diesem Fall - ohne zu bedenken, daß auch Behinderte in Urlaub fahren wollen, daß auch sie Verbraucher sind. Als das Urteil durch die Massenmedien bekannt wurde - oft allerdings verkürzt zitiert ! -, brach ein Sturm der Entrüstung los. Barbara List er, Sozialarbeiterin und selbst betroffen, da sie auf einen Rollstuhl angewiesen ist, meinte, das Urteil sei »fa­schi toid«, hier werde der erste Schritt in Richtung »unwertes Leben« getan. Die e Äußerungen gingen durch die Presse. Die Saarbrücker Zeitung (Nr. 79/1980) und andere Zeitungen berichteten : »Als ein Reporter des Hessischen Rundfunks in Frankfurt Passanten in der City fragte, ob sie es als Zumutung betrachte­ten, ob sie sich gestört fühlten, wenn Behinderte im gleichen Hotel ihren Urlaub verbringen, lauteten die meisten Antwor­ten: Nein. Die Befragten stuften das Urteil der 24. Zivilkam­mer als >unmenschlich, ,  als eine >Schande, oder als >Frechheit< ein. Eine Frau sagte : >Das müßte dem Richter passieren, daß er verunglückt und mit einer Querschnittslähmung in den Roll­stuhl gezwungen wird. Dann wird er anders urteilen.«< Auch die Frankfurter A l/gemeine Zeitung, die sich später ganz auf die Seite der Richter schlagen sollte, kommentierte zu­nächst (am 20. 3. 1980) : »Ein trauriges Urteil. Ein unrühmlicher Part für alle Beteilig­ten. Aber kein Grund zur Empörung allein üb r da Gericht : es hatte Urteilsscheite zu erwarten, ganz gleich, zu wessen Gun­sten es den Streit entschieden hätte. Uns, dem Publikum, wird e in diesem Fall leichtgemacht, uns unserer Betroffenheit und unseres Er chreckens zu versichern, die in Wahrheit vielleicht nur Selbstgerechtigkeit ind. In der Theorie sind wir alle für die 
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Abb. 3 :  Demonstranten auf dem Weg d urch die Frankfurter Innenstadt. 

Integration von Benachteiligten ; Mitleid stellt sich ja ange­
nehm unverbindlich am Fernsehschirm ein. Bei der Konfronta­
tion mit der Wirklichkeit aber entdecken wir unerwartete Re­
aktionen : Abscheu, Hilflosigkeit, ein unbestimn'ltes Gefühl von 
schlechtem Gewissen. Wenn Hoteliers das Prädikat >rollstuhl­
gerecht< in ihren Prospekten verschweigen, weil sie um ihr 
Geschäft fürchten, so muß dies realistisch genannt werden. 
Es läßt sich leider nicht leugnen: Nicht nur Urlauber, wir alle 
suchen in unbefangener Scheinheiligkeit die konfliktlose, die 
heile Welt. « 

Anläßlich der Einweihung eines Neubaus in der evangelischen 
Heilerziehungs- und Pflegeanstalt »Eben-Ezer« in Lemgo er­
klärte der nordrhein-westfälische Sozialminister Friedhelm 
Farthmann das Urteil für »schlechthin skandalös« . 
Beim hessischen Justizminister Herbert Günther liefen Prote­
ste, Appelle, Resolutionen und Einzelbeschwerden ein, so daß 
der Justizminister gestand: »Ich habe selten eine so große Zahl 
von Eingaben bekommen wie nach diesem Urteil. « Behinderte 
seien keine Störfälle im gesellschaftlichen Getriebe, meinte der 
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Minister, alle Bestrebungen, Behinderten die Teilnahme am 
normalen Alltags- und Urlaubsleben zu ermöglichen, müßten 
nachdrücklich unterstützt werden. 
Der Minister »ermunterte« Prozeßbeteiligte, gleiche oder ähn­
liche Klagen bis zur höchsten Instanz durchzuführen . Wenn er 
auch vom Gesetzgeber gehalten ist, die Unabhängigkeit der 
Richter bis aufs i-Tüpfelchen zu wahren, so machte Justizmini­
ster Günther aber - als politisch Verantwortlicher - deutlich, 
daß er mit den im Frankfurter »Behindertenurteil« enthaltenen 
Gedankengängen nicht einverstanden ist. 
In diesem Zusammenhang wurde auch die Juristenausbildung 
zur Diskussion gestellt. Denn der Vorsitzende Richter der 24. 
Zivilkammer ist als Hauptprüfer für Prozeßrecht im juristi­
schen Staatsexamen tätig. Künftig solle die »soziale Kompo­
nente« stärker berücksichtigt werden, so Günther. 
Mehrere hessische Landtagsabgeordnete wollten in einer klei­
nen Anfrage von der Hessischen Landesregierung wissen, auf-
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(Zeichnung aus :  l11ftp11mpe, Zei t ung für Behinderte und Nichtbehinderte, 
Nr. 5 / 1 980) 
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grund welcher Rechtsgrundsätze dieses Urteil ergangen und ob 
das Urteil mit den Bemühungen um Integration vereinbar 
sei. 
Inzwischen hatten auch Behinderte und Nichtbehinderte des 
Frankfurter VHS-Kurses » Bewältigung der Umwelt« und des 
Clubs der Behinderten und ihrer Freunde beschlossen, zu allen 
Terminen der 24. Zivilkammer zu erscheinen, um die drei 
»behindertenfeindlichen« Richter an den Anblick Behinderter 
zu gewöhnen. Schüler der Rheinischen Landeskörperbehinder­
ten-Schule in Köln überlegten, nach Frankfurt zu einer Protest­
kundgebung zu kommen. Auch andere Behindertengruppen 
erwogen, in Frankfurt zu demonstrieren. 
Am 22. April erschien dann in der Frankfurter A llgemeinen 
Zeitung ein Artikel » Entschädigung für den Anblick des 
Leids«,  der eine Wende der Diskussion andeutete. Auch in 
Justizkreisen, konnte man da lesen, habe man auf die Nachrich­
ten über das Urteil zunächst mit ungläubigem Kopfschütteln 
reagiert. Die Formulierungen des Urteils seien grobschlächtig 
gewesen, das habe zu Mißverständnissen Anlaß geboten, und 
die Begründung sei bitter, »vor allem, weil sie fremdes Leid 
zum Tabu stempelt und weil sie jemandem, der wider Willen 
zum Zaungast solchen Leides geworden ist, dafür eine Entschä-
digung in Mark und Pfennig gibt« .  
Am Ende des sehr ausführlichen Artikels erfuhren die Leser, 
daß das Frankfurter Gericht der Frankfurter A l/gemeinen Zei­
tung gegenüber eine Selbstinterpretation des Urteils gegeben 
hatte - ein höchst ungewöhnlicher Vorgang, weil Gerichte ihre 
Urteile gegenüber Presseorgane.n nicht rechtfertigen und schon 
gar nicht interpretieren. In der Zeitung hieß es : 
» Das darf nie kommen, daß der Anblick des Leids mit einer 
Geldzahlung aufgewogen werden muß. Dazu wird es auch nicht 
kommen, wenn man das Frankfurter Urteil und seine Auswir­
kungen mit dem richtigen Augenmaß betrachtet. Denn in einer 
Selbstinterpretation hat das Gericht inzwischen gesagt, daß es 
in jenem Fall nicht um Körperbehinderte ging, etwa um Roll­
stuhlfahrer, sondern um zugleich geistig schwer Behinderte in 
größerer Zahl, um Behinderte also, die einen Kontakt zur 
Umwelt ohnehin nicht mehr finden konnten. Behinderten­
feindlich habe man auf keinen Fall sein wollen - und man kann 
das dem Gericht glauben, wenn man auch nicht weiß, welche 
Formen geistiger Behinderung gemeint sind, wie man deren 
Grad messen soll ; urrd wenn man auch nicht versteht, wie das 
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Wort >verunstaltet< in diesen Gedanken hineingekommen ist .  
Begreifl ich, aber ganz sicher unzutreffend ist daher die spontan 
geäußerte Befürchtung mancher Behinderter, sie müßten in 
Zukunft wegen des Urtei ls in der Öffentl ichkeit mehr verbor­
gen werden als bisher. « 

Ganz offensichtl ich versuchte nun das Gericht ,  die Wogen der 
Empörung zu glätten, indem man erklärte, man habe keines­
falls die Körperbehinderten gemeint ,  sondern geistig Behinder­
te, also jene Gruppe, die in  der gesel lschaftlichen Wertskala 
noch mehr diskriminiert ist als die »nur« körperl ich Behin­
derten.  
Am 24. Apri l  lud das Frankfurter Landgericht zu einer Presse ­
konferenz, um alle »Mißverständnisse « zu besei tigen . Doch es 
wurde· ein Fiasko. Da nutzte es auch nichts, daß Landgerichts­
präsident Kuck dem Verteidiger der deutschen Tourist in  ge­
stattete, mit einem Plädoyer für das Urteil aufzutreten. Daß 
dieser Rechtsanwalt munter auf die Minister Farthmann und 
Günther eindrosch , wegen einer kleinen Anfrage an die Lan­
desregierung sogar den Rechtsstaat wanken sah und s ich nicht 
entblödete, einen Psychiater zu zit ieren, der die Behinderten 
nur aus der Schi lderung eben dieses Rechtsanwaltes kannte. 
Von dieser Pressekonferenz, während der der Vorsitzende 
Richter der 24. Zivi lkammer des Landgerichts immer wieder 
Geistigbehinderte mit  Geisteskranken oder psych isch Kranken 
verwechselte, habe ich folgendes festgehalten :  
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5. Die Pressekonferenz 
des Landgerichts Frankfurt am 
24. 4. 1980 
- Auszüge -

Zuerst gibt Landgerichtspräsident Rudolf Kuck eine Erklärung 
ab: 
»Ich wollte Ihnen zunächst zwei, drei, vier Sätze sagen, warum 
ich diese Pressekonferenz einberufen habe: Mir scheint, ich 
nehme diesen Eindruck aus den Zuschriften, die ich erhalten 
habe, daß Mißverständnisse deshalb entstanden sind, weil in 
der Berichterstattung, in den kritischen Stellungnahmen, die in 
der letzten Zeit gegen das Urteil oder zu dem Urteil der 24. 
Zivilkammer veröffentlicht worden sind, daß diese Stellung­
nahmen, daß diese Berichterstattung nicht vollständig sind, das 
ist mein Eindruck. Und ich halte es für geboten, insbesondere 
im Interesse der Behinderten, diese Pressekonferenz zu veran­
stalten und Herrn Dr. Tempel, den Vorsitzenden der 24. Zivil­
kammer, zu dieser Pressekonferenz einzuladen, daß er, zu­
nächst in Form eines Statements, über das Urteil berichtet und 
dann sich Ihren Fragen, die Sie an ihn haben, stellt. Es kann 
nämlich nicht meine Aufgabe sein, als Dienstvorgesetztem, 
Urteile auszulegen, Urteile zu verbessern, Urteile nachzube­
gründen oder dergleichen. Ich will hier die Plattform geben für 
eine sachliche Diskussion des gesamten Urteils tind nicht nur 
Teilen vom Urteil. 
Ich darf Sie nun also bitten, Herr Dr. Tempel, Ihr Statement 
den Pressevertretern zu geben.« 
Dr. Tempel: »Meine Damen und Herren, jedem Staats­
bürger . . . « 
Landgerichtspräsident Kuck: » . . . Darf ich nur noch sagen, daß 
das, was gesprochen wird, auf Tonband von uns aufgenommen 
wird. Ich habe hier eine Anlage stehen, die im Konferenzbe­
trieb jede Diskussion und jede Frage, alles, was hier geschieht, 
aufnimmt. Danke schön.« 
Zwischenruf eines Journalisten: »Das soll aber keine Drohung 
sein?« 
Kuck: »Das ist überhaupt keine Drohung, sondern wir sind 
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Abb. 4: » Beh indert : Not und Elend lassen grüße n . «  



selbst daran interessiert, den genauen Wortlaut des Statements 
und der Diskussionsbeiträge nachher zu haben. Bitte schön. « 

Der Vorsitzende Richter der 24.  Zivi lkammer des Landgerichts 
Frankfurt, Dr. Otto Tempel: 
»Meine Damen und Herren ,  jedem Staatsbürger und den Mas­
senmedien steht es fre i ,  Urtei le unserer Gerichte krit isch zu 
betrachten .  Die an dem Urteil betei l igten Richter haben diese 
Krit ik h inzunehmen. Es ist aber im Grundsatz nicht ihre Aufga­
be, diese Krit ik zu erwidern und sich in  eine Diskussion mit der 
Öffentl ichkeit . einzulassen. Auch ich beabsichtige hier nicht, 
das Urteil der 24. Zivi lkammer im einzelnen zu rechtfertigen 
oder gar zu verbessern. Dazu sind die Entscheidungsgründe da, 
die Ihnen hoffent l ich vorliegen und die Sie gelesen haben .  
Wenn ich gleichwohl hier in  der Pressekonferenz das Wort 
ergreife und ein ige Worte zu der Diskussion und ihren bisher 
ausgelösten Konsequenzen sage, so im wesentlichen aus folgen­
den Gründen :  
Er betrifft nicht d i e  mi t  einer Urteilsscheite bedachten drei 
Richter, sondern die angeblich Betroffenen dieses Urtei ls :  die 
Behinderten .  Durch eine - gelinde gesagt - unvol lständige und 
tendenziöse Berichterstattung in  Presse und Rundfunk ist in  der 
Öffentl ichkeit ,  vor allem aber bei den Behinderten ,  der Ein­
druck entstanden, als richte sich unser Urteil gegen alle Behin­
derten, insbesondere die körperlich Behinderten, angefangen 
von Arm- und Beinamputierten über die Rollstuhlfahrer bis zu 
den Contergangeschädigten .  Mit Recht haben Öffentl ichkeit 
und Behindertenverbände aus der Sicht dieser Bericht­
erstattung insoweit al lergisch und mit Protesten geantwortet .  
Objektiv gesehen, geht diese Kritik aber an dem Urtei l  vorbej . 
Da der vorliegende Sachverhalt e ine Gruppe von 25 schwer 
geistig Erkrankten betraf, und zwar psychisch schwer kranker 
Menschen, deren Gebrechen derart waren ,  daß jedem einzel­
nen ein eigener Pfleger - trotz der damit verbundenen enormen 
Kosten - beigegeben wurde . Daß ein Tei l  dieser geistig kranken 
Menschen auch körperlich verunstaltet war, spielte bei der 
Entscheidung demgegenüber keine Rolle . Daß körperliche 
Behinderung kein Grund für einen Reisemangel darstel l t ,  war 
uns ebenso selbstverständl ich wie die Tatsache, daß die Kör­
perbehinderten einer Eingliederung in  die Gesellschaft bedür­
fen .  Und ihnen insofern auch kein Hindernis in  den Weg gelegt 
werden darf. Darüber haben wir uns als selbstverständliche 
Tatsache im Urtei l  e,rst gar nicht ausgelassen,  und wir Richter 
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bedürfen darüber keiner Belehrung - weder durch Protest­schreiben, noch durch Presseberichte und auch nicht durch Äußerungen von Ministern. Hierbei, in unserem Fall, liegt es aber anders. Es handelt sich um geistig kranke Menschen, die durch Tobsuchtsanfälle und onstige Belästigungen die anderen Hotelgäste beim Essen, im Aufzug und in der Nachtruhe beeinträchtigten. Für die Ent­scheidung unseres Falles spielte es keine Rolle, ob sich alle Hotelgäste durch diese unartikulierten Schreie, taumelnden Gang und Tobsuchtsanfälle etc . belästigt fühlten, bzw. Scha­densersatzansprüche gegen den Reiseveranstalter geltend machten oder einige oder nur einer. Für letzteres mögen ver­schiedene Gründe maßgebend gewesen sein:  eine unterschied­liche Einstellung gegenüber diesen Schwerbehinderten, eine unterschiedliche seelische Belastbarkeit einzelner Urlauber, vielleicht auch teilweise die Erwägung, fü r eine solche Beein­trächtigung auf einen Geldersatz verzichten zu wollen. Diese sicher anerkennenswerten Gründe haben uns nicht ge­l;Jindert, bei der Klägerin, einer Rentnerin, aufgrund ihres Alters und ihrer offenbar weniger starken Belastbarkeit, eine erhebliche Beeinträchtigung des Urlaubs anzunehmen und eine Minderung des Reisepreises vorzunehmen. Die übrigens mit 50 % nicht alleine diesen Grundbetrag, wie überwiegend be­richtet wurde, sondern weitere erhebliche Mängel der Reiselei­stung zum Gegenstand hatte. Betroffen von dieser Eitizelfall­entscheidung* sind deshalb nicht die körperlich Behinderten. Insoweit ist in dem Urteil auch ausgeführt, daß bei den geistig schwer Behinderten eine Beeinträchtigung nur dann in Be­tracht kommt, wenn dieser Anteil so hoch ist, und die Auswir­kungen, die von einer solchen Gruppe ausgehen, so stark sind, daß der Reisende ihnen nicht ausweichen kann. Leider sind in der Berichterstattung in Presse, Rundfunk und Fernsehen diese Einzelumstände entweder gar nicht mitgeteilt worden oder durch Hervorheben einzelner Sätze im Urteil und durch Zeigen von Körperbehinderten im Rollstuhl durch das Fernsehen sehr in den Hintergrund gedrängt. Eine rühmliche Ausnahme mach-
• Die Neue J11risrisc/1e Woclrenschrifr, Nr. 2 1  / 1980, S. l 169f, hat diesen »Einzel ­
fal l « unter dieser Überschrift bereits veröffentl icht: »BGB § §  633, 634 (Störun­
gen durch geistig Behinderte als Reisemangel ) . «  Die von e ine r Gruppe von 25  
geistig Schwerbehinderten ausgehenden Störung n können unter besonderen 
Umständen für einen empfindsamen Menschen e ine Beeinträchtigung des Ur­
l aubsgenusses darste l len . « 

(LG Fra11kfurr, Urr. v. 25. 2. 1 980 - 2/24 S 282179) 
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ten zwei Berichte der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Ein 
skandalöses Urte i l ?  Die Richter der 24.  Zivi lkammer vernei ­
nen diese Frage auch heute und tragen die Verantwortung für 
die Entscheidung dieses Einzelfal les. 
Meine Beisitzer und ich überlassen die Beurtei lung dieser 
Frage jedem einzelnen objektiven und emotionsfreien Be­
trachter dieses Einzelfal les. Er wird zu entscheiden haben,  ob 
e in  Reiseveranstalter, der laut Prospekt einem nach einem Jahr 
harter Arbeit vom Streß geplagten Reisenden ,  möglicherweise 
auch dessen Kindern, älteren Menschen oder Schwangeren, die 
schönsten Urlaubswochen des Jahres verspricht ,  i n  einem sol­
chen wie hier gelagerten Falle seine Vertragspflicht erfü l l t  
hat .  
Eine lntrigation ( ! )  auch dieser geistig schwer Behinderten in  
unsere Gesel lschaft i s t  sicher wünschenswert , wie weit s i e  sich 
verwirkl ichen läßt, vermag ich nicht zu sagen ,  dafür bin ich 
nicht kompetent .  Nur sovie l : Verwirklichen läßt sie sich sicher 
nur im Bereich des medizinisch Machbaren und sicher nur 
gegenüber solchen Problemen aufgeschlossenen Menschen,  
insbesondere geschulten Kräften und wahrscheinl ich nur in 
Kleingruppen ,  unseres Erachtens aber n icht  im  Urlaub, durch 
Zwang und plötzl iche Konfrontation mi t  e iner Häufung sol­
chen Elend 
Das Gericht ist n icht dazu berufen, durch entsprechende Ent­
scheidungen im  Reisevertragsrecht Druck auszuüben und auf 
diese Weise die Anschauung unserer Gesel lschaft zu verän­
dern. Dazu bedarf es vielmehr der Aufklärung und der freiwi l l i ­
gen selbst losen Hi lfe der Staatsbürger - und dazu sind wir al le 
aufgerufen ! «  
Kuck: »Das war das Statement des Vorsi tzenden, Herrn Dr .  
Tempel ,  und ich würde Sie aufrufen ,  wenn Sie Fragen oder 
sonst etwas von Herrn Dr .  Tempel wissen oder diskutiert 
wissen wol len,  dies j etzt zu tun .  
Darf ich viel leicht nur noch sagen ,  daß wir zwei Herren hier be i  
uns haben ,  die a l so n icht  der Presse angehören und auch nicht 
dem Landgericht ,  einmal Herrn Rechtsanwalt B imboese, das 
war der Vertreter der Klägerin ,  der von der Pressekonferenz 
erfahren hat und mich gebeten hatte, daran tei lzunehmen,  was 
ich gestattet habe . Und zum anderen Herrn Dr. Bart!, der als 
Reiserichter, ich darf ihn kurzerhand so nennen, beim Amtsge­
richt hohes Interesse an d ieser Diskussion hat, weil derartige 
und ähnl iche Fäl le  zur Entscheidung stehen . « 
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Rechtsanwalt Hans-Steffen Bimboese: »Ich habe die Klägerin in der zweiten Instanz im Armenrecht vertreten. Vielleicht lohnt es, wenn man auf einige Punkte eingeht, die Herr Dr. Tempel hier unerwähnt gelassen hat, eben in der Absicht, nicht das Urteil zu rechtfertigen, was ich für zutreffend halte. Sie sollten gleich wissen, daß die Klägerin eine (heute! E. K .) 68jährige Rentnerin ist, die ein Monatseinkommen von 834 Mark hat . Das war auch der Grund, warum ihr das Armenrecht gewährt wurde. Sie hat ihre Armut durch entsprechende Unter­lagen nachgewiesen .  Das Verfahren wurde in erster Instanz vor dem Amtsgericht in Höchst geführt, durch meinen Münchener Kollegen R. (Name auf dem Tonband undeutlich, E. K .), der in dem besagten Umfang obsiegt hat .  Die Problematik war, daß das Urteil des Amtsgerichts in Höchst sich zu der Frage, ob diese Gruppe von schwerstbehinderten Menschen einen Man­gel der Reiseleistung darstelle, nicht geäußert hat. Dann aber das beklagte Reiseunternehmen auf diesen Punkt beschränkt ihre Berufung begründet hat und - das ist jetzt rechtlich eine nur unwesentliche Frage - erklärt hat, der Klägerin seien durch die übrigen Mängel, die das Amtsgericht Höchst für ausrei­chend gehalten hatte, mehr zugesprochen worden, als sie über­haupt verlangt habe. Denn die Anwesenheit einer Reisegruppe von schwerbehinderten Menschen stelle keinen Mangel des Reiserechts dar. Dieser Auffassung bin ich entgegengetreten. Die Klägerin hat vier Jahre lang für diese Reise gespart, bis sie sich diese leisten konnte und mußte dann neben anderen erheb­lichen Mängeln, die sie an Ort und Stelle vorfand, eben feststel­len, daß diese Gruppe von schwerstbehinderten Menschen überall auch dort war, wo sie sich aufhalten mußte. Sei es am Strand, sei es im Aufzug, im Speisesaal - gerade im Speisesaal! - oder sei es auch nachts, wenn  sie durch unartikulierte Schreie geweckt wurde und nicht einschlafen konnte - die Schreie hielt sie ursprünglich für Eselsschreie . Ich habe mich auch, bevor ich die Berufungsbegründung ge­
macht habe, mit einem psychiatrischen Sachverständigen un­terhalten, der meint - nebenbei bemerkt -, daß es ein Fehler gewesen sei, mit dieser schwedischen Gruppe ein derartiges Experiment zu machen .  Denn  bei derart geistig schwerstbehin­derten Menschen sei es für diese Leute eine Qual, sich in völlig fremder Umgebung - es waren schwedische Bürger -, in Grie­chenland, in völlig veränderter Witterung, unter völlig verän­derten Lebensbedingungen und Lebensverhältnissen aufzuhal-
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ten . Das sei für diese Leute wahrscheinlich die größte Qual gewesen .  Es sei Unsinn, ein derartiges Experiment zu unter­nehmen, und die alte Dame hat sich nach meinem Dafürhalten zu Recht von diesen Unzuträglichkeiten beeinträchtigt ge­fühlt . Es wurde auch in der beruflichen Verantwortung· von der Klägerseite vorgetragen, daß durchaus nicht beabsichtigt sei, Behinderte zu diskriminieren, ihnen etwa einen Urlaub in Griechenland oder sonstwo zu verwehren oder zu erschweren .  Es  wurde darauf abgehoben, wie die Klägerin, diese speziell, dieser besondere Einzelfa1 1, diese Umstände empfinden mußte. Und sie hat sie - wie ich meine: zu Recht - als erheblichen Mangel der Reiseleistung empfunden. Denn die deutsche Gruppe, das Hotel faßt etwa 540 Plätze, die deutsche Gruppe bestand aus etwa 95 Personen, wußte von der Anwesenheit dieser Leute nichts und auch nichts davon, daß sie ihnen ständig würde begegnen müssen .  Was ich persönlich als Skandal empfinde, ist, daß sich Leute, die dazu wohl eher nicht berufen sind, hier in die Brust gewor­fen haben. Herr Farthmann in Nordrhein-Westfalen, der von einem Skandal spricht, möglicherweise aus wahlkampftakti­schen Gründen, und auch die Reaktion des Justizministers, der in einem Interview von einem möglichen Fehler gesprochen hat, den das Gericht gemacht habe. Ein Rechtsfehler, offenbar ohne die näheren Umstände zu kennen - und die näheren Umstände hat offenbar bislang niemand bis jetzt versucht zu würdigen: die Verhältnisse des Einzelfa1 1es, an dem sich die Kammer orientieren mußte. Die Richter der Zivilkammer dür­fen auch erwarten, daß der Dienstherr, der Justizminister, sich etwas abgewogener äußert und sich gegebenenfalls auch hinter die Richter stellt, nachdem er sich informiert . Und wenn nun ein SPD-Abgeordneter, wie ich heute einer Meldung der ,Frankfurter Rundschau< entnehmen mußte, sich bemüßigt, die Sache vor den Landtag zu bringen, dann kommt doch ganz schnell der Verdacht auf, daß wieder mal die Gewaltenteilung gestört werden soll . Die Rechtsprechung kann sich nur an Fakten halten .  Die Umstände, die vorgetragen wurden, wie sich die behinderten Menschen verhalten haben im Hotel. Und wie auch im einzel­nen der normale Bürger in jenen kostbaren Urlaubswochen doch nur das sauer zusammengesparte Geld möglichst günstig verleben will - wie der's empfinden muß. Das ist eben die 
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Frage, die hier nicht genügend berücksichtigt wurde, und nach 
meinem Dafürhalten würde es sich gehören ,  daß die andere 
Seite zu Wort kommt, wie das j a  jetzt hier geschieht . Die 
Kammer konnte, nach dem unbestrittenen Vortrag der Kläge­
rin ( den hat auch das Reiseunternehmen nicht bestritten) ,  mußte 
und sollte die Umstände als richtig unterste l len .  Was nicht 
bestritten wird im Z ivi lprozeß, gi l t als zugestanden . ( . . .  ) « 

Klee: » Ich arbeite seit zehn Jahren mit Behinderten und möchte 
fragen :  1 .  Wer war der psychiatrische Sachverständige, der die 
Behinderten so geschildert hat, wie Sie es eben getan haben? 
Und 2 .  Wer ha t  eigent l ich d ie  geistig Behinderten gesehen? 
Denn so ,  wie Sie es schildern, i s t  es völl ig atypisch für  das 
Verhalten von geistig Behinderten .  Das kl ingt so e in bißchen 
nach dem letzten Jahrhundert . « 

Bimboese: »Der Sachverständige ist der Direktor eines Lan­
deskrankenhauses in der Nähe von Mainz. Ich glaube, er hieß 
Zibola oder ähnl ich. Er ist Sachverständiger in  einem Prozeß,  in 
dem ich als Verteidiger sitze . Ich habe ihm in einer Sitzungspau­
se sehr ausführlich von diesen Fakten berichtet .  Und der mein­
te, es se i  ein grober Unfug, diese geistig schwerstbehinderten 
Menschen in  diese Gegend zu verpflanzen .  Gerade der Um­
stand, daß jeder der Kranken e inen eigenen Pfleger benötigt 
hat, der spreche dafür, daß die Behinderten mit  diesem Urlaub 
weit überfordert gewesen seien. Er erklärt es schlicht für Unfug 
und für ein fehlgeschlagenes schwedisches Experiment . « (An­
merkung: Es ist in der Behindertenarbeit üblich , daß ein zah­
lenmäßiges Verhältnis von einem Behinderten und e inem 
Nichtbehinderten angestrebt wird ! E .  K . )  
Tempel: » Ich kann zur Frage des psychiatri schen Sachverstän­
digen nichts sagen ,  das  war j a  nur ein Beitrag von Rechtsanwalt 
Bimboese , ich kann nur zu der zweiten Frage etwas sagen :  Wir 
haben diese Behinderten nicht gesehen, diese ge istig kranken 
Menschen, sondern waren angewiesen ,  wie so oft im  Reisever­
tragsrecht ,  an den Vortrag der Klägerin ,  der von dem Reiseun­
ternehmen n icht  bestri tten worden ist .  Davon mußten wir a ls  
unstreitigem Sachverhalt ausgehen .  Das mag ein Manko sein ,  
da sind wir im Reisevertragsrecht aber immer in der Lage, in  
wie vielen Fäl len werden Mängel ge ltend gemacht bezügl ich 
der örtlichen Lage usw. Eine Ortsbesichtigung ist praktisch 
nicht durchführbar aus Kostengründen, und wie sollten wir uns 
d ie geistig kranken Menschen in Schweden nachher ansehen? 
Hätten wi r  da hinfahren sol len? Das  i s t  unmöglich . Und wenn 
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etwas unstreitig ist, ist für uns auch keine Möglichkeit einer Beweisaufnahme gegeben. [ . . .  ] « 

Barbara Dickmann ( Hessischer Rundfunk) : »Ist es in der Rechtsprechung eigentlich üblich, subjektiven Empfindungen zu folgen. Wie ich Ihren Ausführungen entnehme, haben Sie keine Zeugen dazu vernommen, sondern sind der Aussage der Klägerin gefolgt. « 

Tempel: »Nun, wir können in keinen Menschen hineinschauen, was er für subjektive Empfindungen hat. Wir können immer nur individuell beurteilen, aufgrund einer allgemeinen Lage und uns an objektive Umstände halten. Es geht um die objek­tiven Umstände einmal, welche Anzahl von Behinderten da waren . . .  [ . . .  ] « 

Kuck: »Frau Dickmann, wir sind ja n icht im Strafprozeß, wir sind ja im Zivilprozeß.  Im Zivilprozeß hat der Richter zunächst zu fragen: Was ist der Tatsachenvortrag der Klägerin? Und dann zu fragen: Was sagt der Beklagte zu diesem Tatsachenvor­trag? Sagt der Beklagte zu diesem Tatsachenvortrag nichts, bestreitet er ihn nicht, ist er unstreitig und der Entscheidung zugrunde zu legen. Eine Beweisaufnahme hat es nicht zu geben. Anders im Strafprozeß. Da ist das Geständnis möglicherweise nicht genug für eine Beurtei lung, sondern ich muß durch Zeu­geneinvernahme prüfen, ob das, was der Angeklagte mög-_ licherweise von sich gegeben hat, richtig ist. Das ist der Unter­schied. Ich wollte das nur sagen, um Mißverständnissen vorzu­beugen . . .  Da müssen wir auf § 138 ZPO (Zivilprozeßordnung, E. K.) Bezug nehmen, da steht drin, daß jede Partei sich zu den Tatsachen, die die andere Partei vorgetragen hat, zu äußern hat . So steht es im Gesetz. Und da steht weiter drin: Wenn er sich nicht äußert und sich aus seinem ganzen Vortrag ergibt, daß er das nicht bestreiten will, gilt die Tatsache, obwohl er nichts sagt, als zugestanden. So formuliert es das Gesetz . . .  Das gilt für alle Zivilverfahren, ausgenommen solche, die dem Offizialverfahren unterliegen wie beispielsweise Ehe­scheidungen . (  . . .  )« 
Was sagt die Zivilprozeßordnung wirklich? 

§ 138 Erklärungspflicht über Tatsachen. 
( 1) Die Parteien haben ihre Erklärungen über tatsächliche Umstän­
de vollständig und der Wahrhe it gemäß abzugeben. 
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(2) Jede Partei hat sich über die von dem Gegner behaupteten 
Tatsachen zu erklären. 
(3) Tatsachen, die nicht ausdrückl ich bestritten werden, sind als 
zugestanden anzusehen, wenn nicht die Absicht, sie bestreiten zu 
wol len, aus den übrigen Erklärungen der Partei hervorgeht .  
( 4) Eine Erklärung mit  Nichtwissen ist nur über Tatsachen zulässig, 
die weder eigene Handlungen der Partei noch Gegenstand ihrer 
eigenen Wahrnehmung gewesen sind. 

§ 139 Richterliche Aufklärungspfl icht 
( 1) Der Vorsitzende hat dahin zu wirken, daß die Parteien über alle 
erhebl ichen Tatsachen sich vollständig erklären und die sachdien­
l ichen Anträge stel len, insbesondere auch ungenügende Angaben 
der geltend gemachten Tatsachen ergänzen und die Beweismi t tel 
bezeichnen. Er hat zu diesem Zwecke, soweit erforderlich, das 
Sach- 'und Streitverhäl tnis mi t  den Parteien nach der tatsächlichen 
und der rechtlichen Sei te zu erörtern und Fragen zu stellen. 
(2) Der Vorsitzende hat auf die Bedenken aufmerksam zu machen, 
die in Ansehung der von Amts wegen zu berücksichtigenden Punk­
te obwalten. 
(3) Er hat jedem Mitgl ied des Gerichts auf Verlangen zu gestatten, 
Fragen zu stellen. 

Tempel: »Ich muß da noch etwas ergänzen: Der Reiseveran­
stalter hat in diesem Fall nicht nur geschwiegen, so daß wir ein 
fiktives Geständnis angenommen haben, sondern er hat ganz 
konkret vorgetragen, was hier von seiten der Klägerin vorgetra­
gen wird, das ist alles, was sich an objektiven Gegebenheiten 
ereignet hat, richtig. Nur muß eben ein Urlauber solche Behin­
derten in dem Hotel hinnehmen, dadurch darf er sich nicht 
gestört fühlen. Und das ist dann natürlich eine reine Rechtsfra­
ge, die wir zu entscheiden hatten. ( . . .  ) « 

Dickmann: »Ist es üblich in der Rechtsprechung, daß man 
subjektiven Eindrücken, wie in diesem Fall, als Richter folgt 
und sie objektiviert? « 

Tempel: » Wir können immer nur aus den objektiven Begeben­
heiten schließen, nach unseren Vorstellungen, ob nach diesen 
vorliegenden Begebenheiten eine Störung auch persönlich 
empfunden wird oder nicht. « 

Dickmann:  »Sie hätte es auch gestört? « 

Tempel: » Von mir ist nicht die Rede. « 

Dickmann: »Doch, Sie urteilen ja. « 

Tempel: » Wir dürfen uns nie davon leite'n lassen, ob wir uns 
persönlich gestört gefühlt hätten oder nicht. Das wäre wohl 
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falsch, wenn ich immer meine eigene Auffassung hier zugrunde 
lege, sondern ich muß auf die Auffassung von einer größeren 
Mehrheit von Bürgern Rücksicht nehmen. « 

Dickmann: » Wo waren die?« 
Tempel: »Das sind eben die älteren Leute. « 

Dickmann: »Das war eine ältere Frau. « 

Tempel: »Ja, dann fragen Sie mal in Ihrem Bekanntenkreis 
herum, wie die Leute auf so ein Ereignis reagieren. « 

Dickmann: »Das ist wieder · Meinung, Herr Dr. Tempel. Und 
zwar Ihre eigene. « · 
Tempel: »Tja. ( . . .  ) Es geht um die Verkehrsanschauung, wie 
das allgemein beurteilt wird. ( . . .  ) « 

Norbert Leppert (Frankfurter Rundschau): » . . .  Ich frage mich 
nur, wohin soll dieses Urteil führen? Wollen wir demnächst 
eine Art von menschlicher Mängelliste haben, was eine Beein­
trächtigung ist und was nicht? Die Grenzen sind doch fließend, 
gerade bei Behinderungen. Diese klassischen Trennungen, die 
Sie da aufgezählt haben, die existieren in der Behinderten­
Rehabilitations-Forschung ja überhaupt nicht. Das, was Sie da 
dargestellt haben, das sind Ressentiments, das sind Vorurteile, 
das ist Unbehagen . . . « 

Dickmann: »Die Sie objektiviert haben ! « 

Tempel: » Das Urteil mag aus rückblickender Sicht zu kurz sein, 
das gebe ich Ihnen zu. Wenn wir das geahnt hätten, was hier an 
Berichten kommt, hätten wir uns sicher von vornherein einge­
hender geäußert, aber : Ich meine, wer das Urteil genau liest, 
der stellt fest, jedenfalls wenn er juristisch gebildet ist, daß hier 
ein Einzelfall entschieden wird, und zwar ein Einzelfall von 25 
geistig schwer erkrankten Menschen. Das war deutlich aus dem 
Urteil zu lesen, und ich muß Ihnen offen sagen, daß man die 
Berichterstattung nicht so betreiben kann, wie es im ZDF war, 
daß man hier den Satz bringt, >Es ist nicht zu verkennen, daß 
eine Gruppe von Schwerbehinderten _bei empfindsamen Men­
schen eine Beeinträchtigung des Urlaubsgenusses darstellen 
kann. < - Und dann hört die Sache auf und den nächsten Satz : 
>Dies gilt jedenfalls, wenn es sich um verunstaltete geistesge­
störte Menschen handelt, die:; keiner Sprache mächtig sind, von 
denen der eine und andere in unregelmäßigem Rhythmus 
unartikulierte Schreie ausstößt und gelegentlich Tobsuchtsan­
fälle bekommt<, daß dieser Satz unterschlagen wird und weg­
bleibt. Dann muß bei dem unbefangenen Zuhörer, besonders 
wenn dann Rollstuhlkranke ( ! )  vorgeführt ( !) werden, der 
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Eindruck entstehen, ganz allgemein sind da die Körperbehin­
derten diskriminiert worden. ( . . .  ) 
Es geht hier einfach darum, daß hier Gruppen von Geisteskran­
ken nicht ohne weiteres in ein Hotel aufgenommen werden 
können, sondern daß es dann der Absprache mit dem Hotelier 
bedarf. Über andere Fälle haben wir nicht zu befinden gehabt, 
und es muß jeder einzelne Fall abgewartet werden, wie er 
kommt. Ich kann nochmals betonen, daß körperliche Behinde­
rung keinen Mangel darstellt, das war uns so selbstverständlich 
und hatten es auch nicht zu entscheiden, deshalb haben wir es 
auch nicht erwähnt. ( . . .  ) 
. . . Es geht nicht um moralische Wertungen, es geht darum, was 
nach der Verkehrsanschauung ein Reisender, der einen Ver­
trag gebucht hat, normalerweise erwarten kann. ( . . .  ) Wer in ein 
Hotel fährt zur Erholung, der braucht unseres Erachtens nicht 
damit zu rechnen, daß eine solche Masse von geistig Erkrank­
ten auftaucht, daß das Hotel sozusagen in ein Versehrtenheim 
umfunktioniert wird.« 

Presseerklärung des Landgerichts Frankfurt 
vom 24.  4. 1 980 

»Das Urte i l  der 24 .  Zivi lkammer vom 25. 2 .  1 980 über die Mi nderung 
des Reisepreises wegen Unterbringung einer Gruppe von schwer gei ­
s t ig  behinderten Menschen in  e inem Urlaubshotel i s t  Gegenstand 
umfassender Berichterstattung und te i lweise heft iger Kri t i k  geworden.  
Art und Inhalt  der Berichterstat tung, der Diskussion und der Kri t i k  
geben insbesondere auch mi t  Rücksicht auf  die Interessen behinderter 
Menschen Anlaß zu folgenden Bemerkungen :  
D ie  Diskussion über d ieses Urtei l  könnte den  Eindruck erwecken ,  daß 
von ihm Behinderte sch lechth in ,  unabhängig von Art und Schwere der 
Behi nderung sowie ohne Rücksicht auf die besonderen Verhäl tn isse 
am Urlaubsort und sonst ige Umstände wie etwa Art und Inhal t  der 
Prospektwerbung und ähnl ichem betroffen wurden .  Wie demgegenüber 
aus dem Zusammenhang der Entscheidungsgründe folgt , hat d ie Kam­
mer keine derartig generalisierende,  sondern nur  e ine an den besonde­
ren Umständen des Ei nzelfalls orient ierte Entscheidung t reffen wol len .  
Dies  wird dar in deut l i ch ,  daß die Entscheidungsgründe e ine Reihe von 
versch iedenen Faktoren nennen, die für die Urtei lsfindung der Kam­
mer wesent l ich waren .  
Die Kammer h ie l t  es für  entscheidend, daß  es s i ch  u m  die Unterbri n­
gung n icht  etwa nur  eines einzelnen oder einer Gruppe von i n  i rgendei­
ner Form Behinderten ,  sondern e iner Gruppe von 25  schwer gei t ig 
behinderten Personen (mi t  zusätzlich körperl icher Behinderung) ge-
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handelt habe, die sich sprachlich nicht hätten verständigen können, von 
denen der eine oder andere in unregelmäßigem Rhythmus unartikulier­
te Schreie ausgestoßen und gelegentlich Tobsuchtsanfälle bekommen 
habe. Diese Umstände allein hat die Kammer jedoch noch nicht 
genügen lassen. Sie hat vielmehr ferner ausgeführt, daß die Auswirkun­
gen, die von einer solchen Gruppe ausgingen, die Minderung des 
Reisepreises nur dann rechtfertigen könnten, wenn sie so stark seien, 
daß dem Urlauber ein Ausweichen nicht möglich sei .  
Hinsichtlich dieses zusätzlichen Kriteriums hat e s  die Kammer für 
entscheidend gehalten, daß die Klägerin angesichts ihres Alters und der 
Art ihrer Unterbringung im Hotel nicht in der Lage gewesen sei , sich 
diesen Einflüssen zu entziehen. So sei sie unter anderem gezwungen 
gewesen, im Fahrstuhl einen Tobsuchtsanfall eines Behinderten zu 
erleben. 
Die Fairneß weniger gegenüber der Kammer als vielmehr gegenüber 
den Interessen behinderter Menschen, die von dem Urteil wie von der 
über das Urteil entbrannten Diskussion betroffen wurden, gebietet es, 
auf diese für die Kammer entscheidenden und in der bisherigen Ausein­
andersetzung möglicherweise nicht hinreichend berücksichtigten Ge­
sichtspunkte hinzuweisen, um eine sachliche Diskussion der mit dem 
Urteil aufgeworfenen schwerwiegenden Probleme zu ermöglichen . «  
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6. Befragung 
der schwedischen Gruppe 

Die Schi lderu ng der angeblich geistig behinderten Schweden 
erschien mir so abenteuerlich und voller Vorurtei le ,  daß ich 
versuchte, die schwedische Gruppe herauszufinden, die 1 976 in 
Griechenland auf Urlaub gewesen war. Es gelang mir auch . Da 
niemand - außer der deutschen Tourist in - die Behinderten 
gesehen hatte, beschloß ich, nach Schweden zu fahren .  Am 2. 
Mai traf ich i n  Stockholm ein. Ich sprach mit  Per-Olov Kallman, 
dem geschäftsführenden Direktor des Bundesverbandes für 
bewegungsbehinderte Kinder und Jugendliche, der die Grie­
chenlandfahrt organisiert hatte . Ich sprach außerdem mi t  vier 
Teilnehmern der Reise, e inem Begleiter und drei der 20 (nicht 
wie im Urteil steh t :  25) Behinderten .  Einer der drei Behinder­
ten war ein Spast iker, leicht sprachbehindert, e in ruhiger st i l ler 
Mensch . Die zweite ebenfalls Spast ikerin ,  auch leicht sprachbe­
hindert, mit  jenen fahrigen Bewegungen ,  die Spast ikern eigen 
sind. Die dritte im Kreis war für einen Laien als Behinderte 
überhaupt nicht zu erkennen .  Sie studiert Jura. Auch von ihr 
können jene unart ikul ierten Schreie nicht stammen, d ie im 
Urteil beschrieben sind . 
In der Gruppe waren wohl etl iche Spast iker, die Schwierigkei­
ten haben, ihre Bewegungen zu koord inieren, geistig behindert 
sind diese aber nicht, und tobsüchtig schon gar nicht. Ich fand 
keinen, auf den die Beschreibung der Zivi lkammer paßt .  
Die schwedische Gruppe kann s ich an die deutsche Frau nicht 
erinnern, sie weiß auch nichts von Beschwerden .  Wohl aber der 
griechische Hotelbesitzer Tripikl is ,  der der schwedischen 
Abendzeitung Expressen am 5. April erklärte : »Eines Tages 
kam sie in  mein Büro .  Sie war sehr aufgeregt und erklärte, daß 
dies mehr e in Hospital als e in Erster-Klasse-Hotel se i . « Laut 
Tripikl is haben sich noch mehr Deutsche beschwert ,  ihre Kin­
der se ien durch die Schweden erschreckt .worden .  D ie Behin­
derten bestreiten, daß jemand beim Essen belästigt worden sei .  
Denn nach drei Tagen seien s i e  von den  Gästen separiert 
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Abb. 5/6 :  Urlaubsfotos der schwedischen Beh inderten-Gruppe. Mit ihren  
Rol ls tüh len  s tehen  s ie  am S t rand vor  i h rem 540-Bet ten-Hote l ,  das durch d ie  
Anwesenhe i t  von rund 20 Beh i nderten zu e inem ,Versehrtenheim< umfunk­
t ion iert  gewesen se i n  sol l .  - Ausf lug m i t  e inem Schi f f .  I m  Vordergru nd e in  
spast isch beh indertes Mädchen ,  dann e i n  körperl ich behi nderter Junge und 
e in  Betreuer .  Kei nes der G ru ppenm itgl ieder war ge is t ig behi ndert oder  gar 
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worden. Im Urteil heißt es dagegen, die Klägerin habe der 
Gruppe nicht ausweichen können. 
Rolf Jörgensen vom Verband der Bewegungsgestörten in Gö­
teborg war der Leiter der Reisegruppe. Er erklärte Expressen: 
»Ich kann es gar nicht glauben, daß das wahr ist. Wir merkten 
nicht, daß die deutschen Gäste uns nicht mochten, manchmal 
spendeten uns die Hotelgäste spontan ihre Sympathie und 
sagten, wie glücklich sie über den Aufenthalt der Behinderten 
seien. « 

Ich sprach mit Bengr Lindquist, dem Präsidenten des Zentral­
komitees der Behinderten-Organisationen in Schweden (22 
Organisationen mit 300 000 Mitgliedern). Zu der Presseerklä­
rung des Richters Tempel sagte er :  
»Als ich zum erstenmal von diesem Urteil hörte, da wollte ich 
nicht glauben, was man mir da gesagt hat, ich glaubte, es war 
ein Mißverständnis, aber dann habe ich so allmählich die Wahr­
heit verstanden und ich finde die ganze Sache unerhört. Meine 
erste Reaktion war: Was sind die Konsequenzen von diesem 
Urteil? « 

»Es gab überhaupt keine geistig Behinderten unter diesen 
jungen Leuten. Und was der Richter von Schreien da sagt, das 
begreife ich überhaupt nicht, das sin·d ruhige, nette Leute, die 
sich wie andere junge Leute benehmen. Und ich vermute, daß 
sie sehr froh waren, als sie im Urlaub waren, aber so sind ja die 
meisten jungen Leute, sie waren ja zwischen 1 6  und 22 Jahren 
alt und haben sich wie andere junge Leute im Urlaub be­
nommen. « 

» Ich meine, daß der Richter lügt, wenn er behauptet, daß es 
hauptsächlich schwer geistig Behinderte waren, das ist eine 
reine Lüge. Ich weiß nicht, woher er das hat, aber eine Lüge ist 
es und das können wir hier in Schweden beweisen. « 

»Das Urteil ist eine unerhörte Kränkung der Menschenrechte . 
Wir wollen jetzt wissen, wie so etwas passieren kann. Wir haben 
verstanden, daß das Urteil nicht auf Tatsachen gegründet ist, 
weil man behauptet, daß die Gruppe geistig Behinderte waren. 
Es waren körperlich Behinderte. Aber auch, wenn es geistig 
Behinclerte waren, können wir natürlich nicht o ein Urteil 
akzeptieren. Auch die geistig Behinderten haben ein Recht, 
unter anderen Menschen zu existieren. « 

»Hier in Schweden fragen wir uns auch, welches sind die 
Konsequenzen von solch einem Urteil? "Können behinderte 
Leute jetzt mit ihren Familien oder mit anderen Behinderten 
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nach dem Süden fahren und in einem normalen Hotel ich 
aufhalten . Wird es möglich sein, wenn man die Konsequenzen 
aus diesem Urteil herauszieht, in einem Restau ran t  oder in 
ei nem Theater mit anderen Leuten zusammenzu kommen ? Wir 
verstehen überhaupt nicht, wie man so ei n Urteil machen 
kann . « 

» Ei n  Urteil wi e dieses wäre ebenso unerhört ,  wo immer es 
gefällt wird, aber wir meinen, daß es fata l ist , daß es in der 
Bundesrepublik passiert ist . Wir finden , daß es kli ngt wie ei ne 
Stim me der Vergangenheit. « 

»Die O rganisationen der schwedischen Behinderten wollen 
Eingl iederung, wi r wollen a kzeptiert we rden, als norm ale Me n ­
schen mit denselben Rechten und Ve rpflichtungen wie ande re 
Menschen . Wir wollen unter a nderen Menschen und zusamm en 
mi t anderen Me nschen unsere gemeinsa men Probleme i n  unse ­
rer Gesellschaft lösen. Sowas kann  man n ich t  tun, wenn man 
uns den Aufenthalt in Hotels verwe igert. « 

» Ich möchte auch sagen: D as Urteil i st ei ne Herausforderung 
gegen die UNO .  Weil die UNO eben , in diesem Jahr, das 
>Internat ionale Jah r  für die Behinderten <  proklamier t  hat . « 
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7.  Richter Tempel 
betet für die Demonstranten 

Die Phase vor der Demon
s
tration 

Das Reda ktionskollektiv Krückstock des Neckargemü nder Re ­
hazentrums (RZN) sch ri eb  au f einem Fl ugblatt zum Urteil des 
Fran kfurter Landgerichts : 

»[ . . .  ] Liest man dieses Urteil, so drängen sich Fragen auf wie :  
Stören Behinderte nicht auch anderswo, in  Gaststätten , 
Schwimmbädern . . .  Stören Behinderte nicht schon al lein durch 
ihre Existenz? (Letzteres wurde in unserer jüngeren Geschich­
te schon einmal gefragt und positiv beantwortet. ) 
Sicher, es geht bei dem Urteil des Frankfurter Landgerichts nur 
um die >Beeinträchtigung< des Urlaubs, aber die Begründung ist 
so angelegt, daß man sie auch auf andere Bereiche anwenden 
kann. Denn das Gericht wertet durch dieses Urteil eine.Behin­
derung als >Mangel<, als etwas >Unnormales< und >Un­
schönes<. 
Nun kann man dieses Urteil als ein Fehlurteil begreifen und zu 
den Akten legen, oder aber sich die Frage nach den Ursachen 
stellen, denn mit solchen Positionen werden Behinderte ja oft 
konfrontiert . . .  
In der Gesellschaft, in der wir leben, werden uns täglich Nor­
men gesetzt, denen wir zu entsprechen haben. Diese Normen 
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sind umfassend, bestimmen, was wir zu denken, wie wir auszu­
sehen haben . Wer ihnen nicht entspricht, wird bestraft. Bei 
Behinderten besteht diese Bestrafung zu m einen in Meinu n gen, 
wie sie in besagtem Urteil zu m Ausdruck kommen , zum ande­
ren darin, daß man sie aus der Gese llschaft ausso ndert und in 
Ghettos zusammenfaßt (Bei den Verursachern dieser Ausson­
derung heißt dies Rehabilitation ) .  Welches ist n un aber die 
Norm , der Behinderte nicht gerech t werden ? Die Fra n kfurter 
Rundschau zi tiert in ei nem Be itrag zu Protesten gege n das 
Frankfurter Behi ndertenurteil eine behinderte Sozi alarbeite­
rin : >Wir sind nun mal nich t so produ ktiv. Offenbar habe n i n  
dieser Gesellschaft nur Le ute Anspruch au f Urlaub ,  die arbei ­
ten. < Wir mei nen , daß sie m it ihre r Aussage rech t ha t  u nd d ies 
der entscheidende Punkt ist . 
Was geschieh t m i t  denj en i gen, d ie nich t arbei ten können, d ie 
unproduktiv sind? (Und u nprodu ktiv sein he ißt letztendl ich 
nu r, daß niem and mehr an ih m verdienen kann. )  Sie we rden in 
Hei me, in Ghettos ausgesondert , da sie nichts >wert< sind . Das 
trifft fü r Behinderte genauso zu wie für ä l te re Menschen. In 
einem Teil dieser Ghettos we rden Behinderte rehabilitiert, d .  h .  
ihre Arbeitskraft wird wieder hergestell t .  Integriert (e twas 
>wert<) sind sie erst in dem Augenblick der Arbei tsaufnahme. 
Und se lbst dies wird vielen Rehabilitanden ve rwehrt, da sich 
jeder Arbeitgeber mit einem Kopfge ld  von 100 DM pro Monat 
von der Verpfl i ch tung, einen Behinderten ei nzustellen, loskau ­
fen kann. (68 000  arbeitslose Behinderte.) Dann bleibt nur 
noch der lange Weg durch die Behörden und am Ende droht 
wieder das Ghetto . Was die integrierten Behinderten betrifft, 
so leben sie in einem ständigen Konfl ikt mit den Normen, den 
Behörden und auch der Justiz unserer Gesellschaft .  
Das Urteil des Frankfurter Landgerichts ist daher kein Fehlur­
teil, sondern A usdruck gesellschaftlicher Verhältnisse, die all 
jene aus der Gesellschaft ausstoßen, die keinen Profit mehr 
abwerfen. 

Nicht der Behinderte ist >unzumutbar<, sondern die Situation, in 
der er lebt. 
Wir brauchen keine Ghettos ! 
Verbot des sich Loskaufens von der Verpflichtung 
zur Einstellung Behinderter ! 
Gleiche Rechte für Behinderte ! 
Freie Entfaltungsmöglichkeiten für alle !« 
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Mit der Presseerklärung des Richters Otto Tempel, er habe 
keine Körperbehinderten, sondern nur Geistigbehinderte ge­
meint, trat keine Beruhigung der öffentlichen Proteste ein, sie 
verstärkten sich eher noch. Richter Tempel wurde das Opfer 
von zahlreichen Anrufen und leider auch Drohungen: » Wir 
werden dich seelenlose Justizratte zusammenschlagen. « Die 
Telefonnummer des Richters mußte von der Post geändert 
werden. Sein Haus wurde nun von der Polizei bewacht. In 
Briefen an Tempel fanden sich diese Zeilen: 
»Ich bin dafür, daß alle Richter an den äußer ten Rand der 
Strände verbannt werden, da wo die Steine und die Kloaken 
sind. Legen Sie sofort Ihren Beruf nieder. Ihr Schandurteil 
können' Sie sich in den Kamin schreiben oder auf den Klo. Wir 
reden hier deutsch miteinander, verstanden ! « 

Eine andere Zuschrift : » Was zuviel ist, ist zuviel. Was soll 
eigentlich der ganze Aufwand in Rundfunk und Presse. Den 
Behinderten nützt es überhaupt nichts. Und alle, die hier so laut 
schreien, haben überhaupt keine Ahnung. Ich muß es wissen, 
ich habe e inen 25jährigen geistig Behinderten, einen Jungen, 
der von Geburt an nicht sprechen kann. Nach 1 8  Jahren in 
unserem Haus mußten wir, wie so viele Eltern, den Jungen in 
ein Heim geben. Man liebt sein Kind, aber es kommt der 
Zeitpunkt, wo man es nicht mehr ertragen kann. Wer nicht 
sprechen kann, versucht durch Laute sich Luft zu machen. Ich 
kann die Klägerin sehr gut verstehen, und das Urteil finde ich 
gerecht.« 

Am Vortag der Demonstration, die auf den 8. Mai angesetzt ist, 
schreibt die Frankfurter Neue Presse: »Die Gefühlsausbrüche 
sind gewaltig. Vergleiche zur Bettler-Demonstration kommen 
auf, die Bert Brecht für seine >Drei-Groschen-Oper< nutzte, um 
auf die Ärmsten der Armen aufmerksam zu machen. 
Es überschlagen sich Wellen der Empörung. Ein Sohn des 
ehemaligen hessischen Kirchenpräsidenten Martin Niemöller, 
der jetzt Richter am Frankfurter Gericht ist, Mitglied der 
Kirchensynode und der Diakonie verbunden, akzeptiert das 
Urteil nicht in manchen Formulierungen. Wie schon Justizmi­
nister Günther und der Limburger Bischof Kempf meldet er 
größte Bedenken an. Aber auch der Zivilrichter Otto Tempel 
arbeitet seit 20 Jahren im diakonischen Bereich. Andere 
Ehrenämter hat er ebenfalls in Frankfurt.« 
Daß Richter Tempel seit 20 Jahren ehrenamtlich im diakoni­
schen Bereich arbeitet, wird aus »Justizkreisen«, wie es immer 
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so schön heißt ,  kolport iert . » Auch wird die Frage nach den 
Hintergründen gestel l t ,  warum das Reiseunternehmen gerade 
dieses Urtei l in  die Öffent l ichkeit lanciert habe . Die Antwort 
wird gleich mitgeliefert : die 24.  Zivi lkammer habe in  den 
letzten zwei Jahren über 200 Urtei le in  Reiseprozessen gefäl l t .  
Fast in a l len Fäl len hät ten die Kunden gewonnen. « (Rhein­
Neckar-Zeitung vom 8 . 5 . 1 980) 
In der Frankfurter A llgemeinen Zeitung (7 . 5 .  1 980) ergreift 
dagegen Richter Rainer R .  Eckert Parte i .  In  e inem Leserbrief 
meint er, das Frankfurter Urteil sei »nur  ein - vorläufig letztes ­
Glied einer Kette von Diskrimin ierungen Behinderter« . Das 
Urteil schlage den Bestrebungen derjenigen ins Gesicht, die 
aktiv in der Behindertenarbeit tät ig seien .  Auch so mancher 
Pol i t iker, der nun »einen Aufschrei der Empörung« als Pres­
seerklärung herausgehen lasse, müsse gefragt werden ,  was er 
politisch für Behinderte getan habe . Richter Eckert s ieht al le in 
im Kompetenzen-Dschungel des Behindertenrechts e ine Dis­
kriminierung Behinderter: 
»Der Verfasser arbeitet an einem Verfahren mit, das notwen­
dig wurde, weil drei potentiel le Kostenträger für e ine heilpäd­
agogische Maßnahme für eine Reihe von behinderten Kindern 
ihre Zuständigkeit verneinen, mi t  der jewei l igen Begründung, 
der andere Kostenträger sei zuständig, und der Folge , daß sich 
keiner für zuständig ansieht .  
Ein Grundübel scheint mir  zu sein ,  daß die Förderung ge istig 
behinderter Kinder noch immer auf dem Sozi · lh i l fe-Recht 
geschieht, was zur Folge hat ,  daß der Sozialhi l feträger dann 
se ine Zuständigke it nicht akzeptiert , wenn er der Auffassung 
ist, daß ein anderer Kostenträger zuständig sei .  Aus diesem 
Teufelskreis gibt es nur einen Ausweg, näml ich die Schaffung 
eines Gesetzes, welches die Ansprüche von Behinderten ab­
schl ießend regel t  und sie nicht auf die Sozialhi l fe verweist . « 

Behindertengruppen aus Dortmund,  Siegen ,  Würzburg, dem 
gesamten Rhein-Main-Gebiet, aus Köln ,  Bochum und vielen 
anderen Städten (selbst aus Luxemburg) berei ten sich auf die 
Demonstration vor, indem sie schon an  ihrem Ort Protestver­
anstaltungen starten,  Unterschriften l i sten gegen das Urteil aus­
legen,  Lieder zur Demonstration texten und komponieren, 
Transparente malen und Solidaritätserklärungen entwerfen .  
Ein Kölner Schulrat g ibt  den Behinderten der Rhein ischen 
Landesbehindertenschule schulfre i ,  wei l  es doch keine pol i t i ­
sche Demonstration sei . Die Frankfurter Schutzpolizei erhebt 
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wohl Einwände gegen den Standort der Demonstration vor 
dem Landgericht, timmt schließlich aber zu. Die neben den 
Kölner Gruppen (Club 68, CeBeeF) besonders aktiven Schüler 
des Rehabilitationszentru ms in Neckargemünd (RZN) erleben 
dagegen Merkwürdiges. Sie berichten, es habe bei der Sti ftung 
Rehabilitation Anrufe (aus dem Frankfurter Polizeipräsidium) 
gegeben, man solle doch nicht zur Demo fahren, weil diese vom. 
KBW (Kommunistischer Bund West) unterwandert se i und 
man mit Gewalttätigkeiten rechnen müsse. 

62 

interessensgemeinscha� für 
behinderte Lr1d nichtbehinderte 

,_, T C H T I G ! ! !  
HohCJn:uculonring 48•� 

.:)()O() KOln l 

Tol 210QOO 

Rufruf :wr J)emons ira l,on r 
0 

Am Donnerstas , den 8 . Mei findet bier  in Frankfurt vor dem 

Landee richt eine Der-onstrotion gegend i e  gerich t l iche 

Diskrimini erung Behinderter statt . 

Das Urtei l des Frankfurter Landgerichts vom 25 . 2 . eo besagt : 

Behinderte oindern erheblich den Urlaubsgenuß. 

Daraufhin wurde der  Klägerin die  Hälfte ihres UrlanbGgeldes 

zurückF;e zabl t . 

ver sieb  mit  uns solidarisieren wi ll , eollte  auch so konsequent 

se in , f:Cme ineam m i t  uns gegen diese  Form der Recbtaprecbung zu 

demons trie ren . Dabei gebt es  uns nicht  in  erster Linie darum , 

d i e  Fersen des Richters oder der Klägerin anzugre ifen , sondern 

w i r  fordern , daß das  Urteil zum Anlaß genommen w ird ,  eine Wende 

in  der biheriren Rehindertenpo l i t i k  berbei zuführ�n . 

Wf! . von Sondere inrichtungen und I solation , bin  zu einer Ges e l l ­

s c h a f t  d e r  Geme insomlrei t , in der e i n  solches Urteil  nicht  rechts­

kräftig  bleiben darf . 

Zu d e r  Demon s tration 'llferden Vereine eus der  ganzen  Bundesrepublik 

entartet . 
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Abb. 8 :  Die Kölner »S t raßenmusikanten« au f  dem Frankfurter Römerberg. 

Doch die Le i tung der St i ftung Rehabi l i tat ion,  des größten 
Rehabi l i tat ionskonzerns, hatte schon vorher entsch ieden,  daß 
man sich von dieser Demonstrat ion distanziert ,  daß niemand 
unterrichts- und dienstfrei bekommt ,  daß n i  ht e inmal  U r­
laub gewährt wird .  Davon wird i m  nächsten Abschnit t  ausführ­
l ich berichtet .  
Richter Tempel telefoniert mehrmals  mi t  e iner Lehrerin aus 
Neckargemünd .  Auch ihr  erzähl t  er  d ie Mär vom KBW. Auch 
er ist ,  verständl ich,  gegen d iese Demonstrat ion .  Aber wenn d ie  
Demonstranten brav und friedl ich seien ,  wi l l  e r  am Tag der 
Demonstration um 1 6 Uhr e in  Hintertürchen am Gericht  öff­
nen und fünf Tei lnehmer zu e iner Diskussionsrunde here inlas­
sen .  Tempel berichtet in  e inem dieser Te lefonate . von seiner 
Angst , d ie Rollstuh l fahrer könnten mit  Molotow-Cocktai ls 
anrol len .  Er bete für die Tei l nehmer, daß es e ine friedl iche 
Demonstrat ion werde . 
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8. Wie die Stiftung Rehabilitation 
Behinderte behinderte 

Zur Stiftung Rehabilitation gehören nicht nur das Reha­bilitationszentrum Neckargemünd (RZN), das Kinder und Ju­gendliche ausbildet, sondern auch das Rehabilitationskranken­haus Langensteinbach und das Heidelberger Berufsförde­rungswerk (mit rund 1800 Plätzen). Der Gedanke, in Frankfurt gegen das Behinderten-Urteil zu demonstrieren, kam von Schülern und Lehrern aus Neckargemünd, die gleichermaßen entsetzt waren . Sie mußten sich in ihrer Idee vom Vorstands­vorsitzenden der Stiftung Rehabilitation, Herbert Neumann, unterstützt fühlen. Denn Neumann hatte an die großen Behin­derten-Verbände und -Organisationen einen Aufruf ver­schickt: »Als Vorstandsvorsitzender der Stiftung Rehabilitation wende ich mich an Sie, eine der maßgeblichen Institutionen in der Rehabilitation und bitte Sie eindringlich, es bei berechtigten Protesten gegen das diskriminierende Urteil nicht bewenden zu lassen. Ebenso notwendig ist es, gemeinsam mit den Betroffe­nen durch verstärkte Aufklärung der Öffentlichkeit den be­fürchteten Folgen entgegenzuwirken. « Doch dann waren Behinderte und Lehrer nicht nur über das Urteil, sondern auch über den Stiftungsvorstand entsetzt. Statt der zu erwartenden Unterstützung ernteten die Betrof­fenen Verbote und eine Dienstanweisung. Sie bekamen we­der schul- noch dienstfrei. Der Vorschlag einiger Jugendli­cher aus dem Berufsbildungswerk, den Unterricht am Sams-. tag nach der Demonstration nachzuholen, fiel auf steinigen Boden .  Für die Fahrt nach Frankfurt wurden weder die stif­tungseigenen Busse noch Betreuungspersonal zur Verfügung gestellt. Der Vater eines Kindes berichtete der Stuttgarter 
Zeitung (Nr. 107), die Verweigerung der Einrichtung reiche bis zur Fotokopie .  Auch daß der Elternbeirat vol l  zur Demonstration stand, än­derte nichts. Deshalb beschafften sich Schüler und Lehrer auf 
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eigene Kosten geeignete Busse, damit sie - trotz Verbote -wenigstens nach Schulschluß noch nach Frankfurt konnten. Dabei zahlten die Schüler einen geringeren und die Lehrer einen höheren Betrag . . Erschreckend deutlich wird an diesem Vorgang, mit welchen Mitteln Behinderteninstitutionen die berechtigten Interessen und die Selbstbestimmung Behinderter zu unterdrücken bereit sind. Den Behinderten drohte, daß sie i lire Ausbildung aufs Spiel setzten. Den Lehrern drohten arbeitsrechtliche Konse­quenzen. Der Vorfal l  hat aber auch erfreuliche Gesichtspunkte: Nie zuvor haben sich Lehrer in dieser Weise mit ihren behinderten Schülern solidarisiert .  Sie haben in Kauf genommen, bestraft zu werden. Nie zuvor haben Behinderte einer Reha-Einrichtung so massiv auf ihren Rechten bestanden. Nie zuvor haben sie sich in so großer Zahl gegen Unrecht gewehrt, sich nicht zum verwalteten Objekt entmündigen lassen. Die Neckargemünder Schüler und Lehrer haben ein nie dagewesenes Beispiel gege­ben und für die emanzipatorische Behindertenarbeit Maßstäbe gesetzt. Die Dokumentation zeigt, mit wieviel Mut und politischem Sachverstand die Auseinandersetzung geführt wurde: 

Pr�rklärung der Schülervoßversammhmg 
und der Schülennitvenvaltung des RZN 
(Rehabilitationszentrum Neckargemünd) 

»( . . . ) Es ist eine Zumutung, daß man beute noch in eine Norm gezwungen wird, um als Mensch akzeptiert bzw. respektiert zu werden. Auf der einen Seite appell iert der Staat an den einzel­nen Bürger, den Behinderten in die Gesellschaft zu integrieren, andererseits nimmt kein Pol itiker zu diesem Urteil öffentlich Stellung. Gleichzeitig reden sie aber von einer sinnvol len Re­habi litation. Offensichtlich werden nur Lippenbekenntnisse zur Rehabil ita­tion und Integration Schwerbehinderter abgegeben. Es ist nicht verwunderlich, daß aufgrund mangelnder Aufklä­rung und Auseinandersetzung ein großer Tei l  der Bevölkerung sich ein völ lig falsches bzw. lückenhaftes Bild von Behinderten 
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macht. Daß ein Gericht ohne jegliches humane Denken dieses 
Urteil fällt, bestärkt dieses Vorurteil. 
( . . .  ) Dieses Urteil beweist außerdem die diskriminierende und 
tief menschenverachtende Haltung von Organen des Staates, 
die damit ihre eigene Sozialgesetzgebung um mindestens 40 
Jahre zurückkatapultieren. Ist nicht gerade die Geschichte 
Deutschlands ein eindrucksvolles und grausames Beispiel da- . 
für, wohin e ine solche Grundhaltung führt? 
Die Schülervollversammlung des Rehabilitationszentrums 
Neckargemünd hat am 24. 4. 1980 einstimmig diese Erklärung 
verabschiedet und für eine Demonstration gegen dieses Urteil 
am 8. Mai vor dem Landgericht in Frankfurt gestimmt. « 

Pr�rklärung des Lehrerkollegiums des RZN 
(Rehabilitationszentrum Neckargemünd) 

»Mit Erschrecken haben die Lehrer des RZN der Presse ein 
rechtskräftiges Urteil des Landgerichts Frankfurt/Main vom 
2 8. 2. 1 980 vernommen, das nicht unwidersprochen bleiben 
darf. [ . . .  ] 
Das Urteil führt zur Begründung an : ,Es ist nicht zu verkennen, 

' daß eine Gruppe von Schwerbehinderten bei empfindsamen 
Menschen eine Beeinträchtigung des Urlaubsgenusses dars_tel­
len kann. < 

Das Gericht pervertiert damit den Begriff der Empfindsamkeit. 
Empfindsamkeit bedeutet rucht unreflektierte Empfindlich­
keit, sondern Verständnisbereitschaft und Einfühlungsvermö­
gen, die eine Distanzierung von dem Schicksal des anderen 
nicht zulassen. Sich die mangelnde Sensibilität ,versilbern . zu 
lassen< wie in diesem Fall, ist empörend. 
Indem das Gericht der Klage stattgibt, setzt es die Behinderten 
e inem Sachmangel gleich. Diese Vergegenständlichung des 
Menschen ist inhuman. Wir verwahren uns entschieden gegen 
derartige Tendenzen. Wenn dieses Urteil als Grundsatzurteil 
Schule macht, ist allen Bemühungen von Rehabilitation im 
Sinne von Integration der Boden entzogen. 
Die Lehrerkonferenz hat e inen einstimmigen Beschluß gefaßt, 
am Donnerstag, dem 8. Mai, eine Demonstration in Frankfurt 
vor dem Landgericht zu veranstalten. 
Alle, die sich durch dieses Urteil betroffen fühlen, werden 
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aufgerufen, durch ihre Teilnahme an dieser Demonstration ihre Solidarität zu bekunden. Donnerstag, 8 .  Mai 1980, 1 5 .00 Uhr Frankfurt, Landgericht . « 

Resolution der Mitgliederversammlung 
der SPD-Ortsvereine vom 24. 4 .  1980 
»Die SPD-Ortsvereine Neckargemünd unterstützen die vom Lehrer)<ol legium und den Schülern des Rehabilitationszen­trums geplante Demonstration am 8. Mai 1980 in Frankfurt gegen das von einem Frankfurter Gericht gefäl l te Urteil . . .  « 

Jugendliebe und Mitarbeiter des RZN 

»Wir wehren uns gegen dieses unverschämte Urteil! Am Don­nerstag, dem 8. Mai, veranstal ten wir eine Protestkundgebung vor dem Frankfurter Landgericht . Allerdings bereitet uns die Stiftung Rehabilitation (der größte deutsche Ausbildungsbetrieb für Rehabilitat ion) erhebliche Schwierigkeiten. Stiftungsleiter Neumann hä l t  die Demonstra­tion für unsinnig. Er wünscht unser Engagement nicht, wir sol len ruhig auf den Protest der Behindertenverbände ver­trauen. Für ihn ist der Donnerstag kein besonderer Tag, jeder hat seinen Verpflichtungen nachzukommen. Die drei Unterrichtsstunden zur Demozeit können ohne weite­res nachgeholt werden, alle Lehrer, Ausbilder und die Jugend­lichen sind dazu bereit . Sie wol len die Kundgebung in Frankfurt unterstützen. Nur Herr Neumann nicht . Wir werden am Donnerstag demonstrieren ! Wir hoffen auf die moralische Unterstützung der Neckarge­münder Bürger. « 
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Brief des Elternbeirats des RZN 
an die Gesamtlehrerkonferenz 
vom 6 . 5 . 1 9 80 

»Sehr geehrte Damen und Herren ! 

Der Vorstand des Elternbeirats hat alle am Tage der Elternver­
sammlung anwesenden Eltern gebeten , durch ihre Unterschrift 
ei n e  noch mit allen Be teil igten abzustim mende Protestaktion 
gegen das U rteil des Landgerichts Fran kfurt zu unterstützen .  
Am Tage der Elternversamm lu ng wurde bekann t ,  d aß  die 
Gesamt lehrerkonferenz und die SMV eine Betei l igung  an einer 
Demonstration am 8 .  Mai 1980 in  Frankfurt besch lossen 
hatte . 
Der Vorstand des Elternbei rats sah sich n icht in d er Lage , 
innerhalb einer so ku rzen Frist die aktive Beteil igung der Eltern 
an einer Demonst ration zu organisieren .  G leichwohl  unters tü t­
zen wi r i m  Rahmen unserer Mögl ichkeiten alle sinnvollen 
Akt ionen, d ie gegen d ie  d iskrim in ierende  Wirkung d ieses Ur­
teils gerichtet sind . 
Der Vorstand des Elternbeirats w ird sich, nachdem ihm j e tzt 
weitere Informationen vorliegen, kurzfristig mit dem Vor­
standsvorsi tzenden der Stiftung in Verb indung setzen ,  um ggf. 
einen für alle Betei l igten gangbaren Weg zu finden. 
Der Elternbeirat wird se inen Protest un ter Beifügung der ge­
sammelten Unterschri ften beim Landgericht Frankfurt, bei den 
zuständ igen Bundes- und Landtagsabgeordneten sowie bei der 
Pres e einreichen. 
Mit freundlichen Grüßen« 
gez. Schnörr 
Diemtanweisung 
vom 6. 5. 1980 

Sie erging am 6. 5 . 1980 durch den Geschäftsführer Buchwald 
im Rahmen eines außerordentlichen Dienstgespräches mit al­
len Fachbereichs- und Bereichslei tern: 
» 1. Die Demonstration ist keine Aktion der St iftung Rehabili-

tat ion oder des RZN. 
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Abb. 9 :  » Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht . «  

2 .  Es wird ke in Schul- oder  Ausbi ldungsfre i gewährt .  
3 .  Es wird keine Dienstbefreiung gewährt .  
4 .  Der erarbei tete Dienstp lan muß e ingehalten werden .  Ver­

schiebungen sind nicht zulässig. 
5 . Volljährige Rehabi l i tanden können im Rahmen ihre r  Fre i ­

zei t  auf e igene Verantwortung an der Akt ion tei l neh men .  
6 .  M inderj ährige Rehabi l i tanden können nur  m i t  ausdrück­

l icher schrift l icher Genehmigung der Erziehungsberechtig­
ten an der Aktion te i lnehmen .  

7 .  Verstöße gegen d iese  Weisungen z iehen rechtl iche und 
arbeitsrechtl iche Konsequenzen nach sich . « 

Wenn Recht zu Unrecht wird, 
wird Widerstand zur Pflicht 

Aufruf des Jugendausschusses des Jugendzentrums 
Neckargemünd zur Behindertendemonstration 

» . . .  Der neue Vorsitzende der St iftung Rehabi l i tat ion,  Neu­
mann, wi l l  d ie Tei lnahme der Jugendl ichen des RZN an der 
morgigen Demonstration vor dem Frankfurter Landgericht 
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verhindern, er will angeblich ein Politikum vermeiden. Die 
meisten Jugendlichen und Betreuer fahren aber trotzdem, sie 
nehmen Repressalien durch die Reha-Leitung in Kauf. 
Die Jugendlichen und ihre Betreuer haben unseren Respekt. 
Sie haben bessere Richter und Funktionäre verdient. 
Sie sind jetzt auf die Unterstützung der Neckargemünder Bür­
ger angewiesen. 
Wir, vom Jugendzentrum, rufen deshalb die Bevölkerung zur 
Solidarität und zur Teilnahme an der Demonstration am 8. Mai 
in Frankfurt auf. [ . . .  ]« 

Solidaritä1serklänmg 
vom 7. 5 . 1980 

» Wir können an der heutigen Demonstration nicht teilnehmen, 
da uns mit rechtlichen und arbeitsrechtlichen Konsequenzen 
gedroht wurde . 
Die pädagogischen Mitarbeiter des Jugendwohnheim III  grü­
ßen und unterstützen diese Demonstration !«  

[ E s  fo lgen mehre re Unterschriften - Anm.  d .  Red . )  

Noch eine Solidaritä1serklänmg 
vom 7. 5 . 1980 

» [  . . .  ] Ist das Urteil an sich schon hinsichtlich des >Störfaktors 
Behinderte< skandalös, so empfinde ich die Presseerklärung 
des Richters vom 24. 4. 80 als geradezu haarsträubend. Sie 
fordert heraus, daß sich die Behinderten wehren und ihre 
Abscheu demonstrativ zum Ausdruck bringen. Ich schließe 
mich dem überzeugt an. 
Allerdings distanziere ich mich eindeutig und nicht nur halb­
herzig von jenen Grüppchen, die unter Vorspiegelung der 
Wahrnehmung von Behinderteninteressen vor allem herabset­
zen und verhetzen und denen es gar nicht oder recht wenig um 
Behinderteninteressen geht. 
Voll solidarisch und aus ganzem Herzen verbunden bin ich mit 
den vielen Behinderten und ihren Freunden, die in diesen 
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Tagen ihrer Empörung Ausdruck verleihen . Viel leicht kann 
dieser Protest auch ein sehr nützl iches Zeichen- dafür se in ,  daß 
die Behinderten nicht gewi l l t  s ind, Sti l lstand oder Rückläufig­
keitstendenzen bei den Integrat ionsbemühungen,  wie sie in 
jüngerer Zei t  beobachtet werden können, e infach h inzu­
nehmen . «  

gez. Werner Bol l * 

»Diese Haltung der Heidelberger Reha-Funkt ionäre darf als 
ebenso empörend wie das umstrittene Frankfurter Urtei l bezeich­
net werden . . .  Es macht betroffen, daß die Funktionäre des Re­
habi l i tat ionszentrums, die unentwegt um Verständnis, um Gleich­
behandlung und Respekt ierung der Behinderten in der Öffentl ich­
keit werben, dieses selbst offenbar nicht aufbringen. Sie sollten sich 
also nicht wundern, wenn ihnen nun von den Beh inderten wie in der 
Bevölkerung der Vorwurf gemacht werden wird, unglaubwürdig zu 
sein. Zudem gibt die Lei tung des Rehabilitat ionszentrums Heidel­
berg ein bedenkliches Beispiel dafür, daß offensichtlich mancher 
auf gut dot ierten Funktionärssesseln erstaunl ich gründlich das Ge­
fühl für die sogenannte Basis und das Alltagsgeschehen verl iert .  Im 
vorliegenden Fall jedenfalls behindern sie die Behinderten. « 

(S11111garter Zeitling vom 8. 5. 1980) 

Fragen der SMV (Schülermitverantwortung) 
des RZN nach der Frankfurter Demonstration 
vom 9 . 5 . 1 980 

»Herr Neumann, haben Sie gestern ferngesehen? Mil l ionen 
von Deutschen jedenfalls haben das getan und unser Anl iegen 
auf der Kundgebung in Frankfurt kennengelernt ! ! !  
SIE haben uns dabei nicht geholfen !  Was haben Sie statt dessen 
gemacht? 

Sie haben die behindertengerechten Busse sperren lassen ,  so 
daß wir unter sehr großen Erschwerungen mit teuer gemiete­
ten Bussen fahren mußten. 
Sie haben die Betei l igung von Personal ,  das wir zur Betreu­
ung dringend gebraucht hätten ,  durch Dienstanweisung ver­
hindert .  

• Werner Boll ist der ehemal ige - n u n  im Ruhestand iebende - Vorstandsvorsi t ­
zende der Stiftung Rehabi l i tat ion - Anm. d. Red. 
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Aber was uns am meisten empört: 
Die Richter haben unsere Menschenwürde mißachtet, die 
uns als Grundrecht nach Artikel 1 GG verbrieft ist. 
SIE wollten uns ein weiteres Grundrecht absprechen, das 
Recht auf freie Meinungsäußerung, das uns nach Artikel 5 
GG zusteht. 

Hoffentlich erkennen Sie jetzt - und alle die diese Meinungsäu­
ßerung hören oder lesen -, daß wir keine Verwaltungsobjekte 
sind, für die Sie uns vielleicht halten, sondern freie Menschen 
sein wollen ! !  
Wir anerkennen das technologische Niveau dieses Zentrums, 
wollen aber auch als freie und politisch mündige Menschen 
behandelt werden, sonst ist das RZN ein >goldener Käfig< !« 
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9. »Weg mit dem ungerechten 
Urteil!«  
Die Frankfurter Behinderten­
Demonstration 

Am 8. Mai werden morgens um zehn _Uhr Informationsstände 
vor dem Landgerichtsgebäude aufgebaut. Dieser Tag ist im 
wesentlichen von den Schülern und Lehrern aus Neckarge­
münd, vom Club 68 aus Köln und Frankfurter Vertretern aus 
dem Club der Behinderten und ihrer Freunde (CeBeef) und 
Teilnehmern des VHS-Kurses »Bewältigung der Umwelt« or­
ganisiert worden. Vor dem Gerichtsgebäude werden Lieder 
und Sprüche für die Demo eingeübt und die Justizangehörigen 
zur Diskussion und Solidarität aufgerufen. 

Sprechchöre 

1 .  Tempel, Ste inen, Poh l !  
Das Urtei l  kenn' wer wohl ! 
Justizia sprach da Recht ,  
Uns wird es be inah schlech t !  

3 .  Tempel, Steinert ,  Poh l !  
Das Urtei l  kenn'  wer wohl ! 
Wir sagen 's ohn' Ge­
stammel,  
Wir sind kein Urlaubs­
mange l !  

2 .  Tempel ,  Steinert ,  Poh l !  
Das  Urtei l  kenn '  wer  woh l !  
Man  hört's im ganzen 
Lande, 
Das Urteil ist 'ne Schande ! 

4. Tempel ,  Ste inert ,  Poh l !  
Da s  Urtei l  k enn '  we r  woh l !  
E s  ist nicht Volkes Wi l le ,  
Drum sind wir  auch nicht 
st i l le ! 

5 .  Tempel ,  Steinert ,  Pohl ! 
Das Urtei l  kenn'  wer woh l !  
E s  t u t  u n s  furch tbar st inken,  
Das Urte i l  muß verschwinden !  

Doch die Solidarität hinkt. Lediglich aus einem Fenster wird ein 
schmales Transparent herausgehängt : »Das Familienrecht un­
terstützt Behinderte. « Innerhalb des Justizgebäudes wird eifrig 
diskutiert. Da gibt es Stimmen, die das Urteil eindeutig für 
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Abb. 1 0 : Versammlung der Demonstranten vor dem Frankfurter Landge­
richt. Vor dem Gerichtsgebäude werden Lieder und Sprüche e ingeübt .  

falsch halten oder es eindeutig verteidigen .  Andere meinen, das 
Urtei l  sei unglücklich formul iert oder aber, man hätte den 
Reisemangel n icht global an der Anwesenheit e iner Gruppe 
Behinderter festmachen dürfen, sondern an den konkre ten 
Fäl len von Ruhestörung, die durch die Gruppe entstanden 
seien. 
Da die Organisatoren nur mit  höchstens tausend Demonstran­
ten gerechnet haben, sich aber abzeichnet, daß es mehr werden ,  
verlegt d i e  Polizei d i e  Protestkundgebung auf die Rückseite des 
Landgerichts. Dazu muß sie eine wichtige Durchgangsstraße 
sperren . Unter dem Beifa l l  der - wie die Pol izei später mitte i l t ,  
- 5000 Demonstranten, e ingeleitet durch die disharmonischen 
Töne des »Sogenannten Linksradika len B lasorchesters« ,  be­
ginn t  Per- Olov Kallman, der aus Stockholm angereist ist ,  se ine 
Rede : 
» Wir, in den schwedischen Beh i nderten -Organisat ionen ,  ha­
ben  mi t  größter Bestürzung von  e inem Urtei l  gegen Beh inderte 
in  der  ganzen Wel t  Kenntn i s  bekommen .  
Denn es handel t  s i ch  eigentl ich darum,  ob Beh inderte sich in  
unserer Wel t  frei bewegen dürfen oder  n icht . 
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Abb.  1 1 :  Der Demonstrat ionszug se tz t  s ich i n  Richtung Innenstadt i n  Bewe­
gung. H ier  Mi tgl ieder der Kölner Gruppe >Club 68< .  



Es ist natürlich nur eine Zufälligkeit, daß die Behinderten aus 
Schweden kamen und aus der Organisation, welche ich reprä­
sentiere. Sie vertreten ein internationales Problem. 
Im Urteil steht, daß es sich um eine Gruppe geistig und körper­
lich schwer behinderter Jugendlicher handelt. 
Wir, die den Urlaub veranstaltet haben, wissen, daß sich kein 
geistig Behinderter unter den Teilnehmern befand : Es waren 
nur und ausschließlich Körperbehinderte. Einige davon betrei­
ben zur Zeit Universitätsstudien. 
Das Gericht hat uns, die wir verantwortlich waren, um nichts 
gefragt . Es wäre leicht gewesen, sich ein richtigeres Bild der 
Situation durch einen Brief oder ein Telefongespräch zu ver-
schaffen. 
Aber das Urteil ist bedrückend, auch wenn es in diesem Fall auf 
falschen Voraussetzungen baut : Die geistig Behinderten sind in 
den meisten Ländern - und klar in Deutschland - die tiefste 
Stufe der Mitbürger. 
Wir freuen uns, daß das Gericht die Behinderung der Gruppe 
so falsch aufgefaßt hat, dadurch kommen Attitüden zum Aus­
druck, die man wohl niemals nur Körperbehinderten gezeigt 
hätte. 
Wir haben erlebt, wohin es führt, wenn man Unterdrückung 
und Diskriminierung nicht bekämpft. 
Wir in der schwedischen Handikap-Bewegung nehmen darum 
mit Kraft Abstand von diesem Urteil, das wie ein Echo der 
Vergangenheit ist . 
Wir fordern, daß das Urteil für ungültig erklärt wird, damit das 
deutsche Rechtswesen wieder mündig erklärt werden kann. 
Wir wissen, daß das deutsche Grundgesetz jedwede Diskrimi­
nierung verbietet. Da kann es auch nicht eine zweite Klasse von 
Mitbürgern geben, die man mit diskriminierenden Urteilen 
niederhalten kann. 
Wir fordern, daß man dem deutschen Grundgesetz in Geist und 
Meinung folgt. « 

Danach folgt die Rede des Schülersprechers des Rehabilita­
tionszentrums Neckargemünd, Jens-Andre Püschel: 
»Das Urteil des Landgerichts Frankfurt hat mich betroffen 
gemacht und bei uns Behinderten und bei unseren Freunden 
große Bestürzung ausgelöst. Unbestreitbar gehört die Bundes­
republik auf dem Gebiet der beruflichen Rehabilitation zu den 
führenden Nationen. Die bundesrepublikanische Gesellschaft 
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Abb. 1 2 / 1 3 : Der Sprecher der schwedischen Behi ndertengruppe, Per-Olov 
Kallman,  protestiert gegen das Frankfurter ,Behinderten-Urtei l < : » Wir for­
dern, daß man dem deutschen Grundgesetz nach Geist u nd Meinung folgt ! «  
- Ernst Klee, der Leiter des Frankfurter VHS-Kurses >Bewält igung der 
Umwelt,, vor dem Gerichtsgebäude. 



wendet erhebliche Geldmittel auf, um den Behinderten wieder 
in die Gesellschaft e inzufügen .  
Anscheinend beschränkt sich d i e  Anerkennung eines Behin­
derten i n  wei ten Kreisen der Bevölkerung nur  auf eine Rehabi­
l i tat ion, d ie den Behinderten zwar ausbildungsmäßig fördert, 
ihn aber sonst möglichst nicht mit der Gesel lschaft konfront ie­
ren sol l .  Dies wird für mich erschreckend deutl ich, wenn Rich­
ter i n  e inem Urteil erklären, daß der Anblick Behinderter im 
Urlaub für Nichtbehinderte unzumutbar se i .  
Für uns kl ingt das wie b lanker Hohn,  da wir  durch die Zentra­
l is ierung unserer Ausbildungsplätze gezwungen sind, in  e iner 
ghettoähnlichen Si tuat ion zu leben. Wir haben keine Mögl ich­
keit beispielsweise der freien Schulortwahl und müssen in Zen­
tren wohnen,  die durch ihre Heimordnungen den Behinderten 
in  einen verwal teten und tei lweise sogar entmündigten Bürger 
zweiter Klasse verwandeln .  Wenn dann auch noch durch das 
Unverständnis der Umwelt selbständ ige Versuche Behinder­
ter, sich zu integrieren ,  zunichte gemacht werden, ist das schon 
sehr deprimierend.  
Doch nicht nur die Umwelt ,  auch die eigenen Interessenvertre­
ter blockieren die Wiedereingl iederung in  die Gesellschaft, die 
immer noch ein Bild vom Behinderten in  der Öffent l ichkeit 
zeichnen, das uns Behinderte als zu behütende Objekte dar­
stellt, die von der Außenwelt kaum beeinflußbare Sonderein­
richtungen notwendig machen .  Wir f inden, daß so ein Bi ld nicht 
akzeptiert werden darf .  Wir unterscheiden uns mit unseren 
Bedürfnissen in keiner Weise von denen anderer Mitbürger, 
nur erfordern unsere verschiedenen Behinderungen eine ande­
re Bewält igung der Umwelt als die sogenannte normale Le­
bensform des Bundesbürgers. 

Geht es nur um Urlaub? 

Wir protestieren heute  gegen e in  unmenschliches Urte i l ,  das  aus  
e iner  unmensch l ichen Gesinnung kommt .  Jeder Behinderte kann 
hundert Beispiele aufzählen,  wo ihm ähnl iches widerfahren i s t .  
Aber s ind es nur Behinderte, d ie ausgeschlo sen  s ind ,  i n  un  erer 
Gesel lschaft ,  d ie abgeschoben werden i n  Heime? Den Alten geht es 
genauso. Ebenso den psych isch Kranken,  und al len,  die dafür  ge­
hal ten werden .  Den Kindern, die in  Kinderheime abgeschoben 
werden ,  und den Jugendl ichen,  d ie i n  den Fürsorgeheimen zu zu­
künft igen Insassen von Strafanstalten erzogen werden .  
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Ihnen allen wird beigebracht, daß sie überflüssig sind, und deshalb 
unerwünscht in unserer bürgerlichen Wohlstandsgesel lschaft . Es sei 
denn, um das Gewissen der Gesellschaft durch Mildtätigkei t  zu 
beruhigen. Für sie alle gibt es keine Arbei tsplätze und keine Woh­
nungen außerhalb den ihnen zugewiesenen Ghet tos. 
Wir vom SSK haben erkannt, daß die Verhältnisse für alle Rand­
gruppen sich nicht verbessern, sondern eher noch verschlechtern. 
Und wir haben die Hoffnung aufgegeben, daß der Staat und die 
Pol i t iker uns helfen, und schon gar nicht ihre Beamten oder Rich­
ter. Deshalb haben wir unser Schicksal selhst in die Hand genom­
men und Firmen gegründet, in denen jeder e ine Arbeit hat, mit der 
wir unseren Lebensunterhal t bestreiten. Und wir haben begonnen, 
unseren Wohnraum selbst zu erkämpfen. Wir leben und arbeiten 
zusammen und wir haben immer noch genug Zeit, uns für die 
einzusetzen, denen das Recht auf ein menschenwürdiges Leben 
ver.sagt wird. 
Unser Kampf ist erst dann zu Ende, wenn allen Menschen das Recht 
auf Arbeit, fre ie Entfaltung ihrer Persönlichkeit und ein menschen­
würdiges Wohnen zugestanden wird! 

SSK - Sozialistische Selbsthilfe Köln 
V.i .S.d.P.: Rainer Kippe, 5 Köln 80, Düsseldorfer Str. 74 

Dieter Däumichen, 5 Köln 80, Düsseldorfer Str. 74 
Josef Wanschura,5 Köln 80, Tiefenthalstr. 68 

Wir wollen uns ohne Hemmungen in der Gesellschaft frei bewegen können, ohne daß unsere Empfindsamkeit durch die Vorurteile anderer empfindlich verletzt wird. Es ist nämlich kein Vergnügen, dauernd mitleidig-vorwurfsvollen Blicken bzw. Äußerungen Nichtbehinderter ausgesetzt zu sein. Es ist unserer· Ansicht nach, gerade nach die em Urteil, drin­gend notwendig, daß Ihr Bewußtsein, meine Zuhörer, für unse­re Situation geschärft werden muß. Denn Sie können auf vielerlei Art und Weise der nächste sein, der in unsere Situation gerät. Wir wollen weg von dem Image, daß nur ein isoliert lebender Behinderter ein zumutbarer Behinderter ist. Dazu ist allerdings gegenseitiges Verständnis und die Auseinanderset­zung beider Gruppen miteinander notwendig und nicht sozial­kaschierte Ablehnung. Denn nur die Bereitstellung von Fi­nanzmitteln für unsere Wiedereingliederung reicht einfach nicht aus. Was wir woUen; ist volle Gleichberechtigung, in allen Bereichen des menschlichen Lebens. Mit dieser friedlichen Demonstration möchten wir beweisen, daß wir sehr wohl in der Lage sind - wie andere Staatsbürger auch -, selbst für unsere Rechte ei�utreten. Nur wenn wir uns 
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akt iv um d ie  Aufmerksamkeit  der Umwelt für unsere Probleme 
bemühen, können wir  i n  der Integration e inen Schritt we i ter­
kommen.  Wenn die Schwel lenangst Nichtbehinderter vor dem 
sog . Andersse in  Behinderter erst einmal überwunden ist ,  kön­
nen wir  a ls gleichberechtigte Partner mite inander umgehen.  Ich 
bin der festen Überzeugung, daß diese Demonstration e in  
bedeutender Schritt i n  d iese Richtung ist ,  d ie Anzahl derer  zu . 
vergrößern, die unsere Probleme kennen und verstehen .  Und 
damit d ie  Umwelt für Behinderte und Nichtbehinderte lebens­
werter zu machen . « 

Gusti Steiner spricht im Namen der In i t iat ivgruppen :  

» Liebe Freunde ! 
In  Frankfurt wurde e in  Schandurtei l  gefä l l t .  Im Namen des 
Volkes wurden Behinderte d iskriminiert .  Die Tatsachen sind 
bekann t :  Eine deutsche Urlauberin fühl te sich durch e ine 
Gruppe Behinderter aus Schweden i n  ihrem Urlaubsgenuß 
gestört .  S ie bekam die Hälfte des Reisepreises zurück . Damit 
s ind wir  von einem deutschen Gericht zu einem Mangel im 
ju rist ischen S inne  geworden .  Doch wir  lassen uns nicht mi t  
defekten Klobri l len gle ichsetzen und zu e inem Reisemangel 
machen .  
D i e  Richter der 2 4 .  Zivi lkammer d e  Landgerichts Frankfurt 
ste l len uns in  eine Reihe mit unsauberen Stränden, fehl�nden 
Liegestühlen und defekten Kl i�aanlagen .  Nach diesem Den­
ken können auch Kaufhäuser behaupten ,  wir störten den Ein­
kaufsgenuß und die Konsumberei tschaft ihrer Runden .  Nach 
diesem Denken können Arbeitgeber behaupten, unsere Anwe­
senheit  beeinträchtige die Leistungsfähigkeit von Nichtbehin­
derten .  Heute schon klagen Bürger, die Nachbarschaft von 
Behinderten mindere den Wert ihrer Grundstücke . 
Dr .  Tempel ,  der Vorsitzende Richter der 24.  Zivilkammer, 
wollte in  e iner Pressekonferenz sein Urte i l  rechtfert igen .  Am 
24. April behauptete er, er  habe nicht die Körperbehinderten 
diskrimin ieren wol len .  Er habe nur ge istig kranke Menschen 
gemeint ,  d ie durch Tobsuchtsanfäl le und wilde Schreie Urlau­
ber belästigen .  Wir wissen heute, daß es in der schwedischen 
Gruppe keinen e i nzigen geist ig Behinderten gab . Ein deutsches 
Gericht schrieb die Vorurtei le einer Urlauberin und die eige­
nen Vorurtei le ins Urte i l .  Damit nicht genug. In der Pressekon­
ferenz des Land�erichts wurde die Frage gestel l t ,  ob Schwange-
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ren und Kindern nicht der Anblick so schwer Behinderter zu 
ersparen sei, jedenfalls im Urlaub. 
Wir schämen uns für diese Richter. Wir fordern die Richter 
dieses Landes auf, sich von diesem Urteil und von solchen 
Äußerungen zu distanzieren. 
Wir verlangen von unserem Justizminister, daß er sich bei den 
schwedischen Behinderten für diese Richter entschuldigt. 
Wir fragen die Bevölkerung: Ist dieses Urteil im Namen des 
Volkes gesprochen? Wir rufen unsere Mitbürger auf, sich mit 
uns zu solidarisieren. 
Das Frankfurter Schandurteil muß aus der Welt ! Wir schlagen 
vor, die Richter Tempel, Steinert und Pohl, die dieses Schand­
urteil . gesprochen haben, zu beurlauben, damit sie in einer 
Werkstatt für Behinderte ein freiwilliges soziales Jahr ableisten 
können. 
Wir alle sind betroffen. Wer heute geistig Behinderte diskrimi­
niert, diskriminiert morgen Körperbehinderte. Und wird die 
Zukunft vielleicht dann so aussehen, daß Menschen mit Glat­
zen, Falten, krummen Beinen oder großen Nasen ausgesondert 
werden? Nur weil sie der Norm oder einem Schönheitsideal 
nicht entsprechen? 
Es geht nicht darum, den Vorsitzenden der 24 . Zivilkammer, 
Richter Tempel, anzugreifen. Es ist, angesichts der Empörung 
vieler einzelner Bürger und der Massenmedien, heute leicht, 
,Tempel weg, zu schreien. Wer sich hier empört, daß Behinder­
te nicht in ein Touristenhotel gehören, muß sich auch empören, 
daß Behinderte in Sonderschulen, in Sondereinri htungen und 
Behindertengettos verbannt werden. Richter Tempel und seine 
beiden Kollegen sind Opfer einer Politik, die Behinderte in 
Sondereinrichtungen aussondert. Sie haben nur nachgeplap­
pert, was üblich ist. Das Frankfurter Urteil muß aus der Welt 
geschafft werden, aber auch jede Politik, die Behinderte in 
Gettos verbannt.« 

Obgleich das Landgericht inzwischen weiß, daß es sich bei der 
schwedischen Gruppe um Körperbehinderte gehandelt hat -
was die Kritik am Urteil nicht abschwächt, sondern lediglich 
beweist, wie hier Vorurteile zu objektiven Tatbeständen erho­
ben werden -, verurteilt das Gericht noch einmal die alte 
Presseerklärung vom 24. April : 
»Die Kammer hielt es für entscheidend, daß es sich um die 
Unterbringung nicht etwa nur eines einzelnen oder einer Grup-
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Abb. 1 4 :  Rollstuhlfahrer tragen in Anspielung auf den Geist des ,Behinder­
ten-Urteils< Davidsterne. Hier Gusti Steiner aus Dortmund .  

pe von in irgendeiner Form Behinderten, sondern einer Gruppe 
von 25 schwer geistig behinderten Personen (mit zu_sätzlich 
körperlicher Behinderung) gehandelt habe, die sich sprachlich 
nicht hätten verständigen können, von denen der eine oder 
andere in unregelmäßigem Rhythmus unartikulierte Schreie 
ausgestoßen und gelegentlich Tobsuchtsanfälle bekommen 
habe. « 

Zu dieser Informationspolitik paßt es denn auch, daß Landge­
richtspräsident Rudolf Kuck der Presse gegenüber erklärt, er 
habe mit vier Behinderten gesprochen und: »Ich durfte eine 
Rechtsnachhilfestunde geben und habe es gern getan. « Die 
Frage darf wohl gestellt werden, wer hier wem Nachhilfeunter­
richt zu erteilen hatte. 

Der Demonstrationszug zieht durch die Innenstadt, über die 
Hauptstraßen des Cityrings . Nie im Leben haben die Bürger so 
viele Behinderte gesehen, Hunderte von Rollstuhlfahrern, gei­
stig Behinderte, Lernbehinderte, Eltern mit ihrem behinderten 
Kind, Contergan-Geschädigte, Kleinwüchsige, Ehepaare mit 
behinderten Partnern. Nie zuvor hat es in der Bundesrepublik 
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und auch in Europa eine so große Demonstration gegeben, zu der sich alle Behinderten vereinigt haben, seien sie nun körper­lich oder geistig behindert . Es ist der Tag, an dem Behinderte und Nichtbehinderte zum gemeinsamen Protest, aber auch zu ge­meinsamer Stärke und Selbstbewußtsein finden. Es ist der Tag, an dem die Behindertenhierarchie, wonach die Körperbehin­derten besser dastehen als die geistig Behinderten, aufgehoben ist, an dem gemeinsam um Menschenrechte gekämpft wird. Viele Rol lstuhlfahrer tragen Davidssterne mit einem Rol lstuhl­symbol . Selbst Polizisten beteuern ihre Sympathie . Viele Pas­santen schließen sich spontan dem Demonstrationszug an, fol­gen den Transparenten » Unser Urteil : Ein Jahr Rol lstuhl für den Richter«  oder » Aktion Sorgenjustiz« und den Sprechchö-
Lied zum Frankfurter Urteil 
( nach der Melod ie :  > Im Märzen der Bauer  . . .  <) 

l .  In Frankfurt  da sprache n  drei Richter e ins t  Rech t :  
Beh inderte Menschen s i n d  f ü r  Urlaub schlecht .  
S i e  stören und  lassen der  Seel ' k e i n e  R u h ' :  
D r u m  sprac]len d i e  Richter Entschädigung z u .  

2 .  Doch le ider da  waren noch andere d a .  
Beh inderte Menschen u n d  Fre unde,  na  k lar .  
Die  fühl ten i n  ihrem Menschsein  s ich verletzt .  
Und fürchten :  Schon wieder d ie  Messer man wetzt .  

3 .  Die Presse, d ie  bl ieb Gott  sei Dank auch n icht s tumm.  
Sie nahmen den Richtern i h r  Urte i l  rech t  krumm.  
Gedanken an  früher, d ie  wurden schne l l  wach -
Faschismus,  Vernichtung .  Das gab großen Krach. 

4 .  Die Richter nii t  ihrem Gesetz unterm Arm:  
Es wurde den Herren ganz  mu lmig u n d  warm . 
S ie  wol l t en  ihr  Urtei l  gerechtfert igt sehn :  
Doch damit ,  d a  bl ieben s ie recht e i n  a m  steh n .  

5 .  S i e  schwätzten und  rechtfert igten sich ganz schl ich t :  
D i e  Körperbehi nderten meinten s i e  n icht .  
Doch Geist igbehinderte s tör 'n  den Genuß :  
Das  wären d ie  Menschen ,  be i  denen  se i  Sch luß .  

6 .  Die Rechn u ng, d ie  war ohne uns  h ier  gemacht .  
In  u nseren Köpfe n ,  da hat 's  lau t  gek racht ,  
Drum steh'n w i r  h ier  heute  vorm Landesgerich t :  
In un  erem Namen w a r  d i e s  Urte i l  n icht .  
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ren » Weg mit dem ungerechten Urteil«, singen die Lieder der · 
Kölner Straßenmusikanten, einer Gruppe aus Behinderten und 
Nichtbehinderten: »Ein Richter in Frankfurt hat jetzt er­
klärt . . . Behinderte wären viel weniger wert« oder »Ich will zu 
Hause nicht versauern, ich will leben wie du«. 
Es ist eine heitere, lockere Atmosphäre. Es werden nicht nur 
Sprechchöre skandiert, es wird nicht nur gesungen, sondern 
auch getanzt. Zu groß ist die Freude, das Gefühl, gemeinsam zu 
kämpfen, Gemeinsamkeit zu üben, stark zu sein und den eige­
nen Kräften zu vertrauen. Auf dem Römerberg, vor dem 
Frankfurter Rathaus und den Gerechtigkeitsbrunnen im Rük­
ken, spielt eine Kölner Pantomimengruppe das Urteil nach, 
spielen die Straßenmusikanten auf, erklären Redner ihre Soli­
darität. Ein Landtagsabgeordneter fordert, daß das Urteil rück­
gängig gemacht werden müsse. Bürgermeister Berg bekundet 
seine Sympathie, nur Oberbürgermeister Wallmann, so hört ein 
Demonstrationsteilnehmer von dessen Adjutanten, soll mit 
dem Urteil einverstanden sein. 
Am Abend geht der Protest durch alle politischen Nachrichten. 
Berichte sind im Regionalfernsehen, in »Tagesschau« und »Ta­
gesthemen«. Zum erstenmal haben es Initiativgruppen ge­
schafft, daß ihr Protest, ihre Meinung, zur politischen Nachricht 
wird und nicht unter »Elend der Bedauernswerten« abgehakt 
wird. 

Stellungnahme der Bundesvereinigung Lebens­
hiHe anläßlich der Demonstration gegen das 
Behinderten-Urteil des Landgerichtes Frankfurt 
vom 9. 5 .  1 980 

» Ich habe mich im Namen der Lebenshilfe für geistig Behinder­
te zu Wort gemeldet und vertrete somit vor diesem Kreis die 
vielen geistig behinderten Menschen in unserem Land. Es steht 
außer Frage, daß das Urteil und in besondere seine Begrün­
dung für uns untragbar ist. Dies ist von allen Behinderten und 
ihren Organisationen und Gott sei Dank auch von den Medien 
und einer Vielzahl nicht direkt Betroffener genauso gesehen 
worden. Dafür an alle unseren herzlichen Dank. Unser be on­
derer Dank gilt unseren schwedischen Freunden, die trotz al ler 
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widrigen Umstände in ihrem Lande* den Weg zu dieser beein­
druckenden Kundgebung gefunden haben .  Dank möchte ich 
auch aussprechen der Frankfurter Bevölkerung, die - demon­
strations-geplagt - mit ungewöhnl icher Aufgeschlossenheit un­
ser Anl iegen angenommen hat .  
Wir al le hoffen, daß dieses Urtei l se i tens der Reiseveranstalter 
und aller Urlaubsgäste keine Schule machen wird.  Ansonsten 
wäre durch ein auch in Juristenkreisen umstrittenes Urtei l um 
läppische DM 750,- j ahrelange Arbeit kaputtgemacht 
worden .  
E in  Wort zur  Rolle der  geistig Behinderten in  diesem Fall .  Im  
Rahmen einer Pressekonferenz ha t  Herr Dr .  Tempel versucht ,  
zugunsten Körperbehinderter die Gruppe der geistig Behinder­
ten zum Buhmann der bundesdeutschen Urlaubstation zu ma­
chen . Ich appel l iere an Sie al le : Bewahren Sie Solidarität 
zwischen den Behinderten .  Tei le und herrsche - dieser Satz 
muß zwischen uns seine Wirkung verfehlen.  
Zum Schluß noch eine Information : Das Frankfurter Gericht 
hat - gerade anläßlich der zit ierten Pressekonferenz - eine 
nahezu peinliche Unwissenheit bezüglich Behinderungen und 
behinderten Menschen an den Tag gelegt . Die Lebenshi lfe hat 
daraufhin die drei Richter zu einem Informationsgespräch ge­
beten, um offensicht l iche  Wissensdefizite abzubauen.  Herr Dr. 
Tempel hat unser Angebot angenommen. Hieraus müssen wir 
den Wunsch und die Forderung ableiten, daß sich die Justiz im 
allgemeinen und die Frankfurter Richter im b anderen lern­
wi l l ig  und lernfähig erweisen .  

Ich danke Ihnen für Ihre Solidari tät . « 

gez. Dr. B. Conrads 

Erklärung der ÖTV-Vertrauensleute im RZN 

» Wir, die Vertrauensleute der ÖTV im Reha-Zentrum Neckar­
gemünd, begrüßen die hier anwesenden Demon�trationstei l ­
nehmer .  Wir s ind empört über das rechtskräft ige Urte i l  der 24. 
Kammer des Frankfurter Landgerichts vom 28. 2 .  80 (2/24 S 
282/79) . 

• In Schweden war zu dieser Zeit e in Generalstreik ausgerufen worden, der auch 
den Flugverkehr, Eisenbahnen, Fähren und selbst die Versorgung mit Benzin 
lahmlegte. (E . K . )  
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Indem das Landgericht Frankfurt e iner K lägeri n gegen ein 
Reiseunternehmen einen Schadensersatzanspruch von 750,­
DM zuspricht, wei l die Klägerin i n  ihrem Urlaubsgenuß durch 
die Anwesenheit  von Behinderten in ihrem Hote l beeinträch­
tigt worden se i ,  setzt das Gericht a ls Staatsorgan beh inderte 
Menschen mi t  e inem Sachmange l g leich .  
Wir  verurtei len  diese skanda löse G leichste l lung von Menschen 
mit Sachmänge ln und verwahren uns entsch ieden gegen eine 
derartige Grundtendenz. Gerade die Gewerkschaftsbewegung 
weiß aus Erfahrung, wohin so lche Ideo logien führen .  Nur zur 
Eri nnerung:  Heute, am 8 .  Mai ,  s ind es 3 5  Jahre her, daß der 
Hi t ler-Faschismus besiegt wurde ! 
Die versch iedenen Einze lgewerkschaften im DGB sind ent­
sch iedene Vorkämpfer für e ine bessere Rechtsposit ion von 
behinderten Ko l leginnen und Ko l legen i n  Betrieben, sowie 
beschützenden Werkstätten, zu verhindern, daß d ieser Perso­
nenkreis  vom al lgemeinen und gewerkschaft l ichen Leben ab­
gekoppe l t wird und in  Ghettos zusammengefaßt wird .  - Das 
Urtei l ist e in weiterer Schritt i n  Richtung Ghettoisierung. 
Vor e i ner Woche hatten wir  noch geg laubt,  daß der St iftungs­
vorstandsvorsitzende der St i ftung Rehabi l i tat ion Heide lberg, 

_ Herbert Neumann, d iese berechtigte und notwendige De­
monstration unterstützt oder zumindest du ldet, um somit 
a l len Mitarbeitern und Jugend l ichen d ie Tei lnahme zu er­
mögl ichen . 
In e iner Presseerk lärung des St iftungsvorstandes heißt es :  
>Dem (Gerichtsurtei l ) muß gemeinsam und in So l idarität mit  
den Schwerbehinderten begegnet werden . <  
Sei t  Anfang der Woche mußten wir uns eines Besseren be leh­
ren lassen .  In den verschiedenen Abtei lungen wurden bezüg­
l ich der Demonstrat ion D ienstanweisun_gen ausgetei l t ,  in denen 
unter anderem mi t  ,recht l ichen und arbeitsrecht l ichen Konse­
quenzen, gedroht wird.  Ebenso mußte unter Androhung ar­
bei tsrecht l icher Konsequenzen eine Wandzeitung der ÖTV­
Vertrauensleute,  die über das Gerichtsurtei l aufk lärte, im Re­
ha-Zentrum abgehängt werden . Versteht das Herr Neumann 
unter Solidarität? 
Wir freuen uns ,  daß trotz a l ledem so vie le unter So l idarität sich 
hier versamme lt haben ,  um gegen das skanda löse Urtei l des 
Frankfu rter Landgerichts zu demonstrieren . « 
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10. Die aufgehetzten 
und unwissenden Behinderten 
Ein journalistisches Nach- und 
Trauerspiel 

Nun war also die Wahrheit heraus, daß ein deutsches Gericht 
aus zwanzig ·schwedischen Körperbehinderten fünfundzwanzig 
Geistesgestörte gemacht hatte . Wer nun glaubt, das Land­
geric)l.t würde eine Wendung des Bedauerns andeuten, hat sich 
geirrt . Richter Tempel hatte in  der Pressekonferenz am 24.  
April j a  verkündet, das Gericht brauche keine Belehrung. 
Unbelehrbar bleibt er auch. 
D ie Frankfurter A llgemeine Zeitung, die in  ihrer Werbung ihren 
Lesern bekanntl ich vorgaukelt ,  dahinter stecke immer ein klu­
ger Kopf, greift nun in die journal ist ische Trickkiste. Am 9. 
Mai, also einen Tag nach der Demonstration, eröffnet s ie eine 
Kampagne ,  um das Behinderten-Urteil zu retten .  
»Der Tenor unter den Frankfurter Juristen « ,  heißt es da ver­
schwommen, sei :. » D ie leidgeprüften Behinderten, die in Roll­
stühlen mi t  Plakaten und Spruchbändern gegen das Urteil 
demonstrierten, würden hier mißbraucht . « 

Von wem sie mißbraucht -worden sein sollen , ist zunächst nicht 
gesagt . Nur, daß sie mißbraucht worden sind. Unwissend sind 
sie ihren Verführern gefolgt : »Es war eine friedliche Demon­
stration, deren Teilnehmer ganz offensichtl ich ungenau unter­
richtet waren .  Wofür sie be'rei t  waren, auf die Barrikaden zu 
gehen, dafür hätten sie sicher die Unterstützung der Nation 
gefunden und verdient .  Doch darum ging es i n  dem Urteil nicht, 
nämlich die Behinderten zu d i  kriminieren ,  s ie zu isolieren ,  
Integration da, wo sie mögl ich ist ( ! ) ,  zu verhindern . « 

Dahinter steckt das Phänomen, daß Behinderte als Leidende 
gesehen werden ,  als zu betreuende und verwaltende Objekte .  
So will man eben das » Musterkrüppelchen « :  demütig, dankbar, 
doof, leicht zu verwalten. Handelt der Behinderte nun aber, 
was er nach dem Vorurteil ja gar nicht kann, dann ist er eben 
verführt . Nun bleibt die Frage, wer h ier die Behinderten ver­
führt hatte. D ie Frankfurter A l/gemeine Zeitung hat am 1 0 .  Mai 
(immer im Lokalteil) die Verführer enttarn t :  
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Abb. 1 5 :  »Es ist e ine heitere, lockere Atmosphäre . «  



In einer Glosse beginnt der verantwortliche Redakteur des Lokalteils : »Zu einem Lehrstück für schiefe Berichterstattung, Aufwiegelung einer Minderheit ,  falsche Interpretation und mangelnde Sachkenntnis haben sich die Vorgänge um das ,Behinderten-Urtei l <  entwickelt. « Mit ein paar Sätzen habe ein Schwede die Voraussetzungen für das Urteil zertrümmert. Nicht geistig, sondern körperbehinderte Schweden seien in  Griechenland gewesen. Diese Aussage sei sofort als richtig unterstel l t  worden,  und nach den anderslautenden Aussagen der Urlauberin habe man erst gar n icht mehr gefragt. Den gleichen Vorwurf, daß es Körperbehinderte gewesen seien und man der Justiz unzureichende Aufklärung des Tatbestands vorwerfen müsse, sei dann im Regionalfernsehen wiederholt worden, »sowie in den ,Tagesthemen< der ARD von Barbara Dickmann, deren nervöses Daumenzucken von einem gnädi­gen Kameramann diesmal aus dem Bildausschnitt gefahren worden war«. Es ist erkenntlich, auf welch niedriges Niveau man sich hier begibt, um zu beweisen, daß die Behinderten auf die Straße gebracht wurden, »weil sie durch Interpretationskünste in ver­schiedenen Medien aufgewiegelt worden waren« .  Ich schrieb der Frankfurter Al/gemeinen Zeitung i n  einem Le­serbrief, daß es erwiesenermaßen Körperbehinderte gewesen seien. » Aber auch wenn es geistig Behinderte gewesen wären ,  geht es nicht an, diesen die Integration zu verweigern, auch nicht im Urlaub. Das widerspricht dem Grundgesetz. « Diesen Leserbrief druckte die Zei tung, l ieß aber den Hinweis weg, daß ich die Urlaubsfotos der schwedischen Gruppe mitgebracht hätte und diese einzusehen seien. Statt dessen enttarnte mich die Frankfurter A l/gemeine Zeitung als einen der Drahtzieher der Demonstration, man fand also noch einen zusätzlichen Verführer der unwissenden Behinder­ten � Mit kriminalistischem Scharfsinn entdeckte die Zeitung: »Daß Protestbriefe gegen das Urteil, unter anderem von der Stadtverordneten Isa Petersohn ,  offensichtlich auf der gleichen Schreibmaschine geschrieben sind, die auch Ernst Klee be­nützt, weist darauf hin ,  daß der Protestwirbel um das Urtei l nicht von ungefähr kommt. « Da müssen schon etliche Sicherungen durchgebrannt sein ,  et­was zu behaupten, was so leicht zu wide_rlegen ist, oder man müßte an gezielte Diffamierungen denken. In diesem Zusam­menhang muß natürlich auch Per-Olov Kal lman, der geschäfts-
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führende Direktor des schwedischen Behindertenverbandes, 
als unglaubwürdig dargestellt werden. Ihm wird auch der eige­
ne Wil le abgesprochen, er ist einfach »vorgeführt« worden. 
Schließlich ergeht sich die Zeitung in Andeutungen, woher das 
Geld für die Reise aus Schweden stamme (kluge Köpfe könnten 
j a  auf die DDR tippen ! ) .  Es wird mit Verdächtigungen irgend­
welcher anonymer »Juristenkreise« gearbeitet, wonach die 
schwedische Gruppe gar n_icht 1 976 in Griechenland Urlaub 
gemacht habe. Wörtlich liest sich diese Verklumpung aus Un­
terstellungen und Verdächtigungen dann so: 
»Daß Protestbriefe gegen das Urteil, unter anderem von der 
Stadtverordneten Isa Petersohn ,  offensichtlich auf der gleichen 
Schreibmaschine geschrieben sind, die auch Ernst Klee be­
nützt, weist darauf hin, daß der Protestwirbel um das Urteil 
nicht von ungefähr kommt. 
Der breiten Öffentlichkeit ist aber auch von Hörfunk und 
Fernsehen der Schwede Per-Olov Kallman vorgeführt worden. 
Dieser enthüllte, daß die fragliche Gruppe von Behinderten in 
Griechenland ausschließlich körperbehindert, und nicht etwa 
geistesgestört, sei. Im Hinblick auf den Lärm meinte er, es seien 
eben junge Leute gewesen, die zuweilen fröhlich und laut 
seien. 
Wer die Reisekosten zwischen Stockholm und Frankfurt getra­
gen hat, ist nicht bekannt. Aber eine Beobachtung ist in Juri­
stenkreisen aufgefal len: wiederholt sei vom Aufenthalt der 
schwedischen Reisegruppe in Griechenland im Jahr 1 978 die 
Rede gewesen. Der Streitfall, auf den das >Behinderten-Urteil< 
zurückgeht, hat sich aber 1 976 zugetragen . . .  « 
Mit solchen Mitteln wird versucht, Tatbestände aus der Welt 
zu schaffen. So schäbig das erscheinen mag, es zeigt Früchte. 
Die Frankfurter Neue Presse entdeckt nun auch, daß die Behin­
derten vor irgendeinen Karren gespannt worden wären . 
Am 14 ./15. Mai erfahren die Leser dieser Zeitung in einem 
Kommentar : 
»Der Eindruck verstärkt sich, daß voreilig und ohne Kenntnis 
des wahren Sachverhalts Emotionen geweckt wurden, die dann 
zu einer Demonstration in Frankfurt führten. Sie war überflüs­
sig, weil sie Behinderte vor einen Karren spannte, der ziel los 
durch die Gegend kutschierte. Behinderte sind in Angst ver­
setzt worden. Das ist weitaus schlimmer als das Behinderten­
Urteil .  Al les nur darum, weil kaum einer den Urteilstenor 
richtig gelesen hat. Hätte Hessens Justizminister Herbert Gün-
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ther von Anfang an die Weichen richtig auf den j uristischen 
Kern des Frankfurter Urteils gestel lt, wäre manches anders 
gelaufen. « 

Mit dieser halsbrecherischen Argumentation .versuchen zwei 
Zeitungen, den Behinderten zu nehmen, was sie geleistet ha­
ben. Die ach so dummen Behinderten sind halt den bösen 
Massenmedien und Drahtziehern auf den Leim gegangen. Be­
hinderte haben natürlich das Urteil nie im Wortlaut gelesen, 
obwohl es reichlich im Umlauf ist, sie können sich keine eigene 
Meinung bilden, sind zu keinem Urteil fähig. In Treue fest: 
Richter sind unfehlbar. 
Am 1 6. Mai sind aus den Verdächtigungen bereits Tatsachen 
geworden. In einem Leserbrief läßt die Frankfurter A llgemeine 
Zeitung einen Leser behaupten: »Es ist erschreckend, wie sich 
maßgebende Leute in unserem Staate äußern, nämlich emotio­
nell und ohne sich zuvor über die Sachverhalte, die zu dem 
angegriffenen Urteil geführt haben, von berufener Seite unter­
richten zu lassen. Es ist außerdem sehr traurig, ansehen zu 
müssen, wie zur Untergrabung unserer staatlichen Einrichtun­
gen und unserer gesetzestreuen Richter körperlich Behinderte 
mißbraucht werden. Die schwedische Behindertenvereinigung 
mag im Jahre 1 978 Rollstuhlfahrer nach Griechenland gesandt 
haben, aber im vorliegenden Fall handelt es sich - wie vom 
Gericht geprüft - um eine Gruppe geistig schwer behinderter 
Menschen, die nicht im Jahre 1 978, sondern 1 976 Griechen­
land bereisten ! _Auch körperlich Behinderte sollten Sachverhal­
te prüfen und sich nicht vor den Karren von Interessengruppen 
spannen lassen . . . « 
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11. Dokumente, die bisher 
nicht bekannt waren . . .  
. . . und Richter Tempel 
nicht glaubwürdiger machen 

Am 1 3 .  6 .  1 977 entschied die 24. Zivilkammer des Landge­richts Frankfurt, daß - entgegen einem Beschluß des Amtsge­richts Frankfurt-Höchst - der Klägerin Armenrecht zu gewäh­ren ist. Unter dem Aktenzeichen 2/24 T 14/77 erging durch die Richter Dr. Tempel, Coppik, Dr. Steinert dieser Beschluß: » . . .  Die Beschwerde ist nach § 127 ZPO zulässig und auch teilweise begründet. Die Antragstellerin hat in der Begründung der Beschwerde glaubhaft gemacht, daß sie arm i. S. des § 114 ZPO ist. Ihre Klage hat jedoch nach der Überzeugung der Kammer in der Höhe des gesamten Reisepreises keine hinrei­chende Aussicht auf Erfolg, sondern nur etwa in Höhe des halben Reisepreises. Denn der Urlaub der Antragstellerin dürfte nicht völlig wertlos gewesen sein. Zwar kann die Bele­gung eines Hotels vorwiegend mit Kranken eine Minderung des Reisepreises rechtfertigen, doch ist dabei zu berücksichtigen, daß sich der Urlaubsreisende in aller Regel nicht ständig im Hotel und an solchen Orten aufhält, an denen er mit möglicher­weise kranken Gästen zusammentrifft. Das Amtsgericht wird im Hauptprozeß zu prüfen haben, inwie­weit Mängel vorhanden waren und in welcher Höhe gegebe­nenfalls der Reisepreis zu mindern ist. « 
Das Urteil der 1. Instanz konfrontiert 
mit A�n des Urteils der 2. Instanz 
und mit Äußerungen von Richter Tempel 

Urteil des Amtsgerichts Frankfurt-Höchst (Richterin Micha­lik) vom 1 6. 8. 1 979 , Geschäftsnummer Hö 3b C 863/77 (im · folgenden hervorgehoben). Es sind alle Stellen zitiert, die die Behinderten betreffen. 
» Das Hote l  E retrla -Beach wa r  während des Aufenthaltes der 
Klägerin mit etwa 200 Gästen schwedischer Nationa l ität 
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Abb. 1 6/ 1 7 :  
Behinderte weisen auf  d ie  gesel lschaft l ichen Folgen des Urte i ls  h i n .  



belegt .  Zu i hnen  zäh lte e ine G ru ppe von körperl ich und 
ge ist ig  beh i nderten Menschen in  Begle i tung von Pflegeper­
sona l .  Ober  d ie  genaue Anzah l  der  Beh i nderten besteht 
zwischen den Parte ien Streit. « 

Dr.  Tempel auf  der Pressekonferenz : » Wir haben diese Behin­
derten nicht gesehen ,  diese geistig kranken Menschen,  sondern 
waren angewiesen ,  wie so oft im Reisevertragsrecht, an den 
Vortrag der Klägerin ,  der von dem Reiseunternehmer nicht 
bestr i tten worden ist . « 

» Die  K läger in  ist der  Ansicht, auch  d ie Anwesen heit der 
30-40 Beh i nderte n i m  Hotel ste l le  e inen Feh ler  der Reise 
dar. Der  stet ige Anbl ick  ge ist ig und  körperl ich Beh inderter 
ste l le  gerade für  e inen  sens ib len Betrachter eine überaus  
starke seel ische Be las tung  dar, der den Erho lungswert des 
U rla ubs wesentl ich herabmi ndere. « 

Die 24 .  Zivi lkammer in ihrem Beschluß am 1 3 . 6 . 1 977 : »Zwar 
kann die Belegung eines Hotels vorwiegend mit Kranken eine 
Minderung des Reisepreises rechtfertigen ,  doch ist dabei 
zu berücksichtigen, daß sich der Urlaubsreisende i n  aller 
Regel nicht ständig im Hotel und an solchen Orten aufhält ,  
an denen er mi t  möglicherweise kranken Gästen zusammen­
'trifft . « 

»D ie  Bekl agte beantragt, d ie  Klage abzuweisen .  
Sie bestreitet das Vor l iegen der von .der Kläger in behaupte­
ten M ä ngel .  S ie  ist  der  Ans icht ,  insbesondere stel le  es auch 
kei nen M a ngel  i h re r  Re ise le istung dar, daß i n  dem Hotel 
eine Gruppe behinderter M e nschen i h ren  Ur laub verbracht 
habe.  S ie me int ,  ein Grund zur Beansta ndung hätte a l lenfa l ls  
da n n  gegeben se in  können ,  wenn der Hote lcharakter ver­
lorengegangen wäre und  das H a u s  den Chara kter e iner 
psychiatr ischen Kl in ik  angenommen h ätte . Davon könne  bei  
der  Gruppe von 25 Beh i nderten aber  n icht  d ie Rede sein . « 

Dr.  Tempel auf der Pressekonferenz :  »Der Reiseveranstalter 
hat i n  diesem Fall nicht nur geschwiegen ,  so daß wir ein fikt ives 
Geständnis angenommen haben ,  sondern er  hat ganz konkret 
vorgetragen , was hier von seiten der Klägerin vorgetragen wird, 
das ist alles, was sich an objekt iven Gegebenheiten ereignet hat, 
r ichtig. « 

»Aufgrund  der  vor l iegenden Mänge l  war  der Aufentha lt der 
Kläger in am U rla ubsort erhebl ich beei nträchtigt, da s ie so-
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wohl im Hotel se lbst a ls  auch a m  Strand und  besonders auch  
während der Mah lzeiten durch den ma ngelhaften Hotelser­
vice erhebl ich in i h rem U rla ubsgenuß  beeinträchtigt wurde. 
Eine Minderung i n  Höhe von knapp 50 Prozent des Reise­
preises, wie er  von der Kläger in geltend gemacht wird,  
erscheint dem Gericht i n  Anbetracht der V ie lzah l  der zum 
Tei l  schwerwiegenden M ä ngel  a ls  angemessen (§ 472 Abs . 1 
BGB) . 
Ob der Aufenthalt  der  Gruppe geist ig und  körper l ich beh in­
derter Schweden e inen M angel  der  Re ise le istung der Be­
klagten darstel l t ,  ka n n  daher  dah i nstehen . Das Gericht ist  im 
übrigen der Auffassung, daß vorliegend eine Beeinträch­
tigung der Klägerin durch diese Gruppe nicht gegeben ist. 
Der Anteil der Behinderten an der Gesamtzahl der Gäste lag 
auch wenn man den Angaben der Klägerin folgt, nicht über 7 
Prozent. Dies führte nicht dazu, daß sich der Charakter des 
Hotels dermaßen ge wandelt hätte, daß es als ein Sanato­
rium für geistig und körperlich Behinderte anzusehen gewe­
sen wäre. Nur bei einer überwi�genden Belegung des Hotels 
mit Behinderten hätte die Klägerin aber auch Insoweit einen 
Anspruch auf Minderung des Reisepreises geltend machen 
können. Ansonsten muß es ein Hotelgast - wie in sonstigen 
Lebenssituationen auch - hinnehmen, daß ein Teil seiner 
Mitmenschen körperlich oder geistig krank ist und die durch 
ihren Anblick möglicherweise ausgelöste seel/sche Bela­
stung ertragen. « Urteil der 24. Zivi lkammer vom 25 . 2 .  1980 :  » I n  seiner Ent­scheidung hat das Amtsgericht dahingestel l t  sei lassen, ob der Aufenthalt einer Gruppe von geistig und körperl ich behinder­ten Schweden einen Mangel der Reiseleistung darstel le. « Richter Tempel auf der Pressekonferenz : » Wer in ein Hotel fährt zur Erholung, der braucht unseres Erachtens nicht damit zu rechnen, daß eine solche Masse von geistig Erkrankten auftaucht, daß das Hotel sozusagen in ein Versehrtenheim umfunkt ioniert wird. « 

. Kommentar: Wir wissen heute, es waren keine geistig Erkrank­ten. Das Hotel hatte 540 Plätze, da konnten 20 ( oder - wie das Gericht annahm - 25 oder - wie die Klägerin behauptete -30-40) Behinderte das Hotel gar nicht in ein » Versehrten­heim« umfunktionieren. Und wir wissen auch, daß - entgegen der Behauptung der 24. Zivilkammer - das Amtsgericht in Höchst durchaus auf die Anwesenheit  der Behinderten einge-
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gangen ist ,  und zwar ausführl ich .  Das Amtsgericht hat ge agt, 
daß die Anwesenheit  der Behinderten keine Beeinträchtigung 
darste l le . 

Dies macht Richter Tempel nicht glaubwürdiger. 

Das Hagener Urteil 

vom 2 .  2 .  1 979 

In e inem Rechtsstre i t  vor  dem Amtsgericht Iserlohn führte e in 
Tourist Klage : 
»Für wenigstens acht Tage seien kroatische Kriegsveteranen im 
Hotel un tergebracht gewesen ,  die - größtentei ls mit weißer 
Unterwäsche bekleidet - den hoteleigenen Swimming-Pool 
okkupiert hätten und dort sogar ihre Genital ien gewaschen 
hätten . . .  « 

Das Landgericht Hagen entschied am 2 .  2 .  1 979 :  

» Was d i e  Tatsache der Einquartierung _versehrter Kriegsvete­
ranen im  Hotel und die Benutzung des hoteleigenen Schwimm­
beckens durch d iese Gruppe betrifft, so s teht  die Kammer 
grundsätzl ich auf dem Standpunkt ,  daß es dem Beklagten und 
se iner Famil ie zuzumuten war, mit  d iesen Gästen im Hotel  zu 
leben und gleichermaßen auch die Benutzung des Schwimm­
beckens h inzunehmen.  Die weitergehenden Beanstandungen 
s ind nicht bewiesen . . .  « (Az 1 1  S 4 1 5 /78) 
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12. » • • •  bis zur physischen 
Vernichtung 
nur ein kurzer Weg« 
Stellungnahmen und R�aktionen 

Lepra-Dörier für Unerwünschte? 

»Sind die Behinderten heute die Aussätzigen einer egoistischen 
Freizeitgesellschaft, die es als unerträglich empfindet, wenn 
vom Schicksal Gezeichnete sich erdreisten, in die Naturschutz­
parks der Ferienfreude einzudringen? Will man wieder in 
die Steinzeit sozialen Denkens zurückgehen und jene, die 
das makellose Bild einer menschlichen Gemeinschaft allein 
durch ihre Anwesenheit entstellen könnten, in Gettos ver­
weisen? Errichtet die mobile Gesel lschaft, kraft Gesetz und 
Recht und perfider Ordnung, wieder Lepra-Dörfer für Uner­
wünschte? 
Fast könnte man das meinen, liest man das Urteil, das jetzt die 
24. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt unter Vorsitz von 
Richter Tempel sprach [ . . .  ]« 

( HORST HACHMANN in einem Kommentar i n :  
1011,istik akwe/1 vom 2 5 .  3 .  1 980) 

»Ich spreche Sie schuldig 
eines ungerechten Urteils« 

»( . . .  ) Als Vater eines geistig behinderten Kindes empfinde ich 
nicht nur Entsetzen· und Betroffenheit über ein solches Urteil, 
das in der Nazizeit von einem Helfershelfer jener Henker 
getroffen worden sein könnte, die Behinderte als lebensunwer­
te Wesen zu Tausenden getötet haben, sondern ich fasse diesen 
Richterspruch auch als ahndenswerte Beleidigung der Millio­
nen von Behinderten in der Bundesrepublik und in aller Welt, 
ihrer Angehörigen und all derer auf, die sich -um Partnerschaft 
und Wiedereingliederung Behinderter bemühen. 
Ich sehe in dem Urteilsspruch, der auch mich und meine 
Familie beleidigt, einen eklatanten Verstoß gegen das Grund-
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gesetz, Artikel 1 Absatz 1: ,Die Würde des Menschen ist 
unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt< und Artikel 3 Absatz 1: ,Alle Men­
schen sind vor dem Gesetz gleich. < >Die rechtsprechende Ge­
walt<, so das Grundgesetz, ,ist den Richtern anvertraut<; sie ist 
eine der Grundsäulen unseres Staates. 
Durch den Urteilsspruch wurde das Fundament unseres Staates 
erschüttert, denn er spricht dem Grundgesetz hohn. Zu einem 
Urteilsspruch, wie er in Frankfurt gefällt wurde, kann man nur 
kommen, wenn man Behinderte nicht als Menschen betrachtet 
und ihnen daher Würde nicht zuerkennt. Das aber entspricht 
haarscharf der Naziideologie. 
1978 hat der Frankfurter Volkshochschulkurs ,Bewältigung 
der Umwelt< erstmals eine ,Goldene Krücke< als ,Nega'tiv-Preis< 

verliehen, mit dem er die Herabsetzung von Menschenwürde 
und_gesellschaftlichem Ansehen Behinderter anprangerte. Da­
mals hatte der HUK-Verband der Autoversicherer die ,Golde­
ne Krücke< wegen einer anstößigen Anzeigenserie erhalten. Ich 
schlage vor, die ,Goldene Krücke< in die em Jahr all denen zu 
verleihen, die am Zustandekommen des behindertenfeind­
lichen Urteils der 24. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt 
verantwortlich sind. 

Das erwähnte Urteil läßt nur zwei Schlüsse zu: 
• Entweder ist es - seines faschistischen Charakters wegen -
von Anhängern einer Ideologie gefällt worden, die mit unserem 
Grundgesetz nicht vereinbar ist, oder 
• die für das Urtei l verantwortlichen Richter sind so welt­
fremd, daß sie tagtäglich Scheuklappen überstülpen. 

· In beiden Fällen sind sie in einem so verantwortungsvollen Amt 
fehl am Platze. 

Ich kann es nicht fassen, daß es zu einem so verheerenden 
Urteil kommen konnte. Wie kann man einen Richterspruch 
fällen, nach dem der Anblick von Behinderten als Zumutung 
gilt in einer Zeit, in der Werte wie Partnerschaft und Toleranz 
in aller Munde sind, in einer Zeit aber auch, in der beispielswei­
se Kindern zugemutet wird, den verhängnisvollen Einfluß der 
Werbung seelisch ebenso zu verdauen wie etwa jenen von 
freizügiger Kinoreklame oder Illustriertenabbildungen. Hier 
wird doch mit zweierlei Maß gemessen ! Wenn schon einerseits 
Toleranz gepredigt und argumentiert wird, solche Zeiterschei­
nungen müsse man hinnehmen, dann muß andererseits dieselbe 
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Duldsamkeit erst recht gegenüber Behinderten gewährt 
werden. Haben die Frankfurter Richter eigentlich schon 
einmal etwas von Rehabilitation gehört? Angesichts des 
Frankfurter Urteilsspruchs bin ich geneigt, diese Frage zu ver­
neinen. 
Die Krüppel leben unter uns. Wir treffen sie tagtäglich, in 
Geschäften, am Arbeitsplatz, auf der Straße, bei Festen, auch 
im Urlaub. Wenn die Frau, die ihren Griechenlandurlaub durch 
Behinderte beeinträchtigt fühlte, mit offenen Augen durchs 
Leben geht, wird sie allenthalben Behinderte sehen. Zwar ist 
ein solcher Anblick nicht immer angenehm, aber es gibt eben 
auf der Welt neben der Freude auch das Leid, das im übrigen 
die Frau ebenso schnel l treffen kann wie die Frankfurter Rich­
ter, die sie unterstützt haben. Man kann die Augen doch nicht 
davor verschließen. 
Wenn ich als erster zu einem Unfall komme, so bin ich gesetz­
lich verpflichtet zu helfen. Da fragt niemand danach, ob es mir 
unangenehm ist oder ob ich gerade Urlaub habe. Wo immer ich 
bin, muß ich stets damit rechnen, mit Leid, Tod, Kummer, 
Unangenehmem konfrontiert zu werden. Der Urlaub versetzt 
mich da in keinen Ausnahmezustand. ( . . .  )« 

(GERD  BA TLE i n :  Publik- Forum, Nr .  9/ 1 980) 

Gerichtsurteil zu Schwerbehinderten 
»beschämend« 

»Bonn, 3. April 80 (ddp). - Ein Urteil des Landgerichts Frank­
furt, wonach eine G ruppe von Schwerbehinderten in einem 
Hotel >eine Beeinträchtigung des Urlaubsgenusses darstellen 
kann<, hat der Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, 
Behinderten und Sozialrentner Deutschlands (VdK) am Don­
nerstag in Bonn als ,beschämend für das deutsche Volk< be­
zeichnet. [ . . .  ] 
In seiner Erk lärung betonte der VdK Deutschland, das Urteil 
stehe in krassem Widerspruch zum Bemühen von Staat und 
Gesellschaft, die Behinderten vol l  einzugl iedern. Darüber­
hinaus fordere der Verband ein >k lärendes Wort< der Bundesre­
gierung.« 

99 



Pr�-Diemt der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hilfe für Behinderte* in �ldori 
ohne Datum 

» . . .  Es hat den Anschein ,  daß die Berichte über  das  Urtei l 
ohne genaue Kenntnis von seinem Inhalt  abgefaßt und vorwie­
gend von dem Gedanken getragen worden s ind, an den Rich­
tern Krit ik zu üben, wodurch die Sachl ichkeit der Berichterstat­
tung ge l i t ten hat .  Denn bei sorgfäl t iger Durchsicht des Urtei ls 
kann man weder die i n  der Darstel lung betonte behinderten­
feind liche Einste l lung des Gerichts noch Gründe finden ,  d ie es 
rechtfertigen ,  das Urtei l  zu verallgemeinern . « 

Aus Leserbriefen an die 
Westdeutsche Aßgemeine Zeitung (WAZ) 
vom 1 1 . 4 . 1 980 

»Nicht nur  die Behinderten müssen von den Urlaubsorten 
verschwinden,  sondern auch die Dicken, die Alten,  Kinder und 
Langhaarige . D icke schmatzen beim Essen ,  Alte und Kinder 
kleckern und schmieren, und den Langhaarigen hängt das Haar 
in d ie Suppe . Um es deut l ich zu sagen :  In e inem Land, das sich 
Sozialstaat zu nennen wagt , ist d ieses Urteil nicht nur eine 
Schande, sondern e in  Riesenschritt auf e ine Zeit zu, d ie es 
schon einmal gab. « 

Wolf Sei, . ,  Mülheim 

»Als  mein Vater sieben Jahre alt war, hatte er Kinderlähmung. 
Seitdem sitzt er  im  Rollstuhl und kann keinen Schritt  mehr 
gehen .  Einmal  hat meine Lehrerin zu meiner Klasse gesagt , 
mancher Vater sollte sich von meinem Vater ruhig e ine Scheibe 
abschneiden.  Er ist näml ich ein sehr guter Vater und hat viele 
Freunde und Menschen,  die ihn gern haben. S ie erzählen ihm 
von ih ren  Sorgen ,  wei l  er zuhört und sie versteht .  Es hat mich 
traurig gemacht ,  daß eine Frau >Schmerzensgeld< bekommen 
hat, wei l  s ie Menschen wie meinen Vater sehen mußte . « 

Tobias T. ( 1 3 ) ,  Mülheim 

• In der BAG Hil fe für Behinderte sind zahlreiche Behindertenverbände zusam­
mengefaßt ,  wie beispielsweise Spastikerverband, Deutsche Multiple Sklerose 
Gesellschaft , Schu tzverband für l mpfgeschädigte usw. Die Autori n  des Beit rags 
ist Juristin . 
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>>Sowohl Klägerin als auch Richter haben sich selbst disqualifi­ziert. In der Nachkriegszeit bei Mil lionen von Kriegsversehrten hätte man sie gesteinigt. Die Klägerin kann einem leid tun, denn sie ist kränker als jeder Behinderte. Der Richter sol lte sich wegen grober Verletzung der Menschenwürde einem Strafver­fahren stellen .«  
Karl G . ,  45 ,  Frührentner, Herne 

{Anm. d. Red.: Diese Zuschrift wu rde von 1 00 weiteren Hemer Bürgern mit 
voller Anschrift, Alters• und Berufsangabe unterzeichnet .)  

» Die Richter gehen davon aus, daß für empfindsame Menschen die Begegnung mit Behinderten eine Beeinträchtigung ihres Urlaubs darstel len könnte. Ich halte Menschen für empfind­sam, qie mit anderen empfinden können . . .  « 
Dr. K. (47), Pfarrer, Marl »Unser Vorschlag : Die Klägerin sol l sich mit der nächsten Rakete zum Mond chießen lassen, um dort einen Urlaub zu verbringen. Mit Sicherheit wird sie da keine Behinderten an­treffen, die ihre Erholung >stören< ; den Richter kann sie gleich mitnehmen. « 

Karin und Hans L. ( 40 und 42 Jahre), Gelsenkirchen 

Auszüge aus Leserbriefen in der 
Allgäuer Zeitung vom 12 . 4. 1 980 
» . . .  Da es sich bei der >anstoßerregenden, Gruppe von Behin­derten um Schweden handelte, welche zufäl lig im gleichen Hotel mit der Dame aus München in Griechenland wohnten, hat die so >empfindsame, Dame mit Sicherheit für uns Deutsche eine schlechte Visitenkarte abgegeben. Keiner hat die Ge�undheit >gepachtet< und weiß, was auf ihn zukommt. Daher möchte sich doch die betreffende Dame einmal überlegen, was sie im Fal le eines Schicksalsschlages und auferlegter Krankheit von der Umwelt erwarten würde. Wahr­scheinlich würde sie von der Gesel lschaft Verständnis, Hilfs­bereitschaft und Dienstlei tung im Sinne der Menschlichkeit oder christlicher Nächstenliebe als selbstverständlich er-warten ' . . . « 

Helmw Sclr. ,  Neusäß J .  Westheim 
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Abb. 1 8 :  Das ,Sogenannte  Linksrad ikale B lasorchester, spie l t schaurige 
Töne zum schaurige n  Urte i l .  

» . . .  Endlich ein Urteil, das mir Mut macht ! Schon lange stellt 
für mich, als empfindsamen Menschen, der Anblick von Uni­
formierten und bestimmten Personen aus Politik und Wirt­
schaft eine Beeinträchtigung meines Lebensgenusses dar. Ich 
hoffe auf verständnisvolle Richter.« 

Klaus F., Augsburg 

» . . . Jetzt könnte man meinen, ein solches Unterfangen würde 
auf Gerichtsebene zumindest wegen Behindertendiskriminie­
rung zurückgewiesen. Aber nein - das Gericht gibt der Klage 
statt und untermauert und befürwortet damit auch noch 
im Grunde nichts anderes als eine menschenverachtende 
Haltung. 
Wenn das hierzulande möglich ist, frage ich mich, was die 
nächsten Schritte sind. Werden sich Behinderte nur noch in 
Ghettos erholen können? Man muß sich darüber klar sein : Es 
ist einfacher und bequemer in einer geldbezogenen Gesell­
schaft, ab und zu für diese ,zwar bedauernswerten Leute< Geld 
zu spenden, als mü ihnen zu leben. Wir brauchen vielmehr 
Integrierung, Akzeptierung und einfach menschliches Verhal­
ten gegenüber Behinderten . . .  « 

Georg B., Bobingen 
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» . . .  Was die Idee betrifft, Behinderte in rollstuhlgerechten, 
speziellen Hotels unterzubringen, so finde ich sie gar nicht so 
schlecht, auch wenn die Behinderten dann wieder unter sich 
wären, was aber den wenigsten etwas ausmachen würde. Wenn 
der ADAC solche Hotels einrichten würde, könnte er dadurch 
mit seinen überschüssigen Geldern ein wirklich gutes Werk 
finanzieren. Schließlich sind ja viele Behinderte Opfer des von 
ihm so sehr propagierten Autoverkehrs. Es werden jeden Tag 
mehr, und jeden Verkehrsteilnehmer kann dieses harte Schick­
sal von heute auf morgen treffen. Nur fürchte ich, wird sich 
diese Idee schwer verwirklichen lassen. Welche Fremdenver­
kehrsgemeinde würde schon zu so einem Projekt ihr Einver­
ständnis geben? . . .  « 

Maria G., Schwabmünchen 

» . . .  Könnte nicht für manchen der Anblick der pervertierten 
Wohlstands-Jet-set-Schickeria mindestens eine ebenso große 
Belästigung darstellen, wie Rollstuhlfahrer für die Frankfurter 
Touristin? Logischerweise ergäben sich daraus, gestützt auf das 
Frankfurter Urteil, ebenso erhebliche Schadenersatzan-
sprüche!« 

Dieter B . ,  Augsburg 

» . . .  Woher nimmt diese frau überhaupt die Gewißheit, daß 
ihre eigene Erscheinung nicht den Mitmenschen ein Ärgernis 
ist? . . .  Dieses Gerichtsurteil . . .  bestätigt erneut, daß die aus der 
Zeit des Nationalsozialismus so wohlbekannten Thesen über 
Menschen zwei ter Klasse und unwertes Leben noch immer 
Anhänger finden. Sind etwa Klägerin und Richter noch Relikte 
aus jener Zeit? Hat man sich auch schon Gedanken darüber 
gemacht, welchen Eindruck man im Ausland von diesem Urteil 
gewinnt, wo noch immer viele in der Erinnerung an die Greuel 
der Hitlerzeit ein starkes Mißtrauen gegen deutsches Rechts­
empfinden hegen?« 

Robert H. , Mert ingcn 

» . . .  Ich kann diese Münchnerin nur bedauern; denn es wird ihr 
noch gar nicht klar sein, daß sie viel ärmer dran ist, wie diese 
armen Menschen, die den Klimawechsel so dringend zur Linde­
rung ihrer Schmerzen brauchen. Ihr f hlt das Empfinden für 
zwischenmenschliche Beziehungen. Man kann eben nicht alles 
nur mit Geld erwerben.« Jolranna Sch. ,  Kerzenheim 
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» . . .  Es würde uns sehr freuen, wenn bei aller Vielfalt von 
Paragraphen sich eine übergeordnete rechtliche Instanz ent­
schieden auf den Neubeginn unseres Staates besinnen, das 
Grundgesetz und die allgemein proklamierten Menschenrechte 
achten und zur Geltung verhelfen könnte . . .  « 

H. J. K. und 30 weitere Betreuer 
der U lrichswerkstätten für  Behi nderte Augsburg 

» . . .  1981 soll das Jahr der Behinderten werden . Ist dieses 
Urteil der Auftakt hierzu? Es wäre dies ein wahrlich trauriger 
Auftakt !« 

Auszug aus einem Brief 
vom 1 2. 4 .  80 

Ferdinand K. , Kempten 

»Behindert sein ist ein grausames Schicksal für den Betroffenen 
und er muß damit fertig werden . Taktlos finde ich es, wenn eine 
Gruppe Behinderter sich ein gr·oßes Hotel wählt und die übri­
gen Urlauber ja bewußt schockiert. Es ist eine Zumutung und 
Beeinträchtigung des Urlaubs eines Berufstätigen, unerwartet 
im Hotel mit einer solchen Gruppe konfrontiert zu werden . [ . . .  ] 
Wir gehen mit unserer Gefühlsduselei zu weit ! Jeder muß 
seinen Packen tragen ,  und ich würde andere nie so mit meinen 
Leiden konfrontieren. Es hätte sicher ein kleines Haus gege­
ben ,  wo die Gruppe sich auch viel wohler gefühlt hätte.« 

(Quel le : Unterlagen der B undesverein igung Lebenshi l fe für geist ig Behi nderte. -
Der B rief war zwar unterschrieben , enth ie l t  aber keine Absenderangabe - Anm.  
der Red . )  

Erklärung des Bischofs von ümburg 
zum Frankfurter Schwerbehindertenurteil 
vom 18. 4 .  1980 

» Mit Bestürzung habe ich zur Kenntnis genommen ,  daß die 24 . 
Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt in einem kürzlich 
ergangenen rechtskräftigen Urteil für Recht hält, das Zusam­
menleben mit einer Gruppe von Schwerbehinderten könne bei 
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empfindsamen Menschen eine Beein träch t igung des Urlaubs­
genusses darstel len und deshalb für Nich tbehinderte unzumu t­
bar sein. 
D iese Rech tsauffassung verletzt den unantastbaren Kern des 
Lebensrechtes behinderter Menschen i n  unserer Gesellschaft . 
Sie ist ein schwerer Schlag für al l  diejenigen, die sich sei t Jahren 
um eine In tegrat ion geistig und körperlich behinderter Men­
schen bemühen und unermüdlich um Verständnis h ierfür bei 
allen Bürgern werben .  Das Grundgesetz verpflich tet al le staat ­
l iche Gewal t , d ie Würde des Menschen zu achten und zu 
schützen .  In dem Urtei l  wurde offensichtl ich bei der Auslegung 
zivi l rech t l icher Normen diese verfassungsrecht l iche Pflicht au­
ßer ach t gelassen .  
Das Urtei l  sollte denen, die für  die Fortbi ldung der Richter 
verantwort l ich s ind, Anlaß zur Prüfung sein, ob nich t der B l ick 
der Richter für elemen tare soziale Erfordernisse geschärft wer­
den muß. Ich danke al len Hotel - und Reiseunternehmen, die 
sich hinsicht l ich der Aufnahme von Behinderten durch dieses 
Urteil nicht beirren lassen . « 

gez. Dr. Wilhelm Kempf 

Ausrug aus einem Brief von Ernst 
und Eleonore Merle an die 
24. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt 
vom 19 . 4 . 1 980 

»Protest gegen Ihr >Behindertenurtei l <  
( . . . ) Als Christen distanzieren w i r  uns von d iesem im  Namen 
des Volkes und somi t auch in  unserem Namen ergangenen 
Urtei l .  
1 74 Mi tglieder der kathol ischen Pfarrgemeinde St . Marga­
re tha, 6453 Sel igens tadt-Fro chhausen .  

Anlage : 1 1  Unterschriftsl isten« 
gez. Eleonore Merk 
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Adonis in der Richterrobe 
Proteste gegen Frankfurter Behinderten-Urtei l  

» . . .  Die Angst der Betroffenen, nunmehr von einem Reiseun­
ternehmen abgewiesen zu werden ,  wol len zwei große Frankfur­
ter Tourist ikbüros mit Nachdruck entkräften .  ,Dieses Urtei l  ist 
bedauerl ich, ,  sagt DER-Pressesprecher Gerd Leidinger. Und 
Alexander Paschkes, Leiter der NUR-Rechtsabte i lung:  ,Ein­
hel l ige Meinung der seriösen Veranstalter ist ,  daß e in  solches 
Urtei l  keinerlei  Konsequenzen für die Buchung von Reisen 
hat . ,  
Ob behi nderte Einzelreisende oder Gruppen von Behinderten 
- ,wir werden niemanden ablehnen,, versichert Gerd Paschkes. 
Und stel l t  Fragen ,  d ie auch den CeBeeF interessiert haben : 
,Sol len wir  viel leicht bei e iner Buchung am Telefon fragen :  Wie 
sehen Sie aus?, Was heute die Behinderten betreffe , könne 
morgen auch andere Bevölkerungsgruppen angehen. >Da heißt 
es dann am Ende : Haben Sie einen Leberfleck, s ind Sie Bart­
träger?«< 

( Frankfurter Rundschau vom 2 1 . 4. 1980) 

(Abkürzungen: DER = Deutsches Reisebüro ; CeBeeF = Club Beh inderter und 
ihrer Freunde; NUR = Neckermann und Rei en - Anm. d. Red . )  

Der Referent für Rehabilitation 
beim Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung Baden-Württemberg 
in einem Leserbrief 
an die Frankfurter Aßgemeine Zeitung 
vom 2 3 . 4 . 1 980 

» Betr. : Leserzuschrift 
hier: Artikel von Rudolf Gerhardt 

>Entschädigung für den Anblick des Leids, 
i n :  FAZ Nr.  94 vom 22 . 4 . 1 980 .  

D i_eser Art ikel  darf n i ch t  unwidersprochen bleiben . 

Unter der Überschrift ,Entschädigung für den Anblick des 
Leids, bemüht s ich Rudolf Gerhardt um eine Versachl ichung 
der Diskussion um das mi t t lerweile berühmt-berüchtigt gewor-
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dene Urtei l des Landgerichts Frankfurt zur Frage , i nwieweit die 
Anwesenhei t  Behinderter in e inem Hotel als Entschädigungs­
grund für die nichtbehinderten Tei lnehmer an e iner Urlaubs­
reise angesehen werden kann .  Der Versuch, übersteigerte 
Emotionen zu dämpfen und den Intent ionen aller Betei l igten 
gerech t zu werden,  i t an s ich grundsätzl ich zu begrüßen .  
Unglücksel igerweise ist dem Verfasser dabei j edoch e in  Lapsus 
unterlaufen ,  der erst rech t Anlaß zur Diskrimin ieru ng Beh in­
derter se in  kann .  Gerhardt beru ft sich näml ich auf e ine ,Selbst­
interpretat ion< des Urtei ls durch das Landgericht ,  wonach ,es in 
jenem Fal l  n icht um Körperbeh inderte ging, etwa um Rol l ­
stuhlfahrer, sondern um zugleich ge istig schwer Behinderte i n  
größer!!r Zahl ,  um Behinderte also, die einen Kontakt zur  Um­
welt ohnehin nicht mehr finden konnten,. 
Dem Verfasser ist dabei offensichtl ich nicht bewußt ,  daß dam i t  
d ie Hal tung der Frankfurter Richter, die für s ich i n  Anspruch 
nehmen, auf keinen Fall behindertenfe ind l ich se i n  zu wol len ,  
erst recht zu e inem Ärgernis wird .  Die j ahrelangen zähen 
Bemühungen zahlreicher Personen und Ste l len u m  eine mög­
l ichst umfassende In tegration Behi nderter in die Welt der 
Nichtbehinderten beschränkt sich doch n icht etwa auf Körper­
beh inderte, sondern bezieht sich in  nicht geri ngerem Maße auf 
geistig und mehrfach Behinderte . Um eine solche Gruppe von 
Behinderten ,  die zu Hause vermut l ich e ine Sonder chule oder 
e ine Werkstatt für Behinderte besuchen ,  dürfte es s ich h ier  
gehande l t  haben . 
Al len,  die sich für e ine lebenspraktische Bi ldung und Förde­
rung dieser Menschen - und zwar mit guten Erfolgen - einset­
zen ,  müssen s ich ja  geradezu die Haare sträuben ,  wenn h ier  
sch l icht unterstel l t  wird, noch dazu i n  wohlmeinender Absicht 
und in al lerbestem Glauben, diese Behinderten seien zu Kon­
takten mit ihrer Umwelt ,ohnehin n icht< fähig. Das mag in 
ein igen wenigen Fäl len zut reffen .  Geistig und mehrfach Beh in ­
derte, d ie  e ine Gru ppenfre izeit im Ausland verbringen ,  s ind 
aber ohne jeden Zweifel zu vielfäl t igen  Umweltkontakten i n  
der  Lage, j a  s i e  bedürfen ihrer, wenn  dem pädagogischen 
Konzept Erfolg be ch ieden sei n  sol l .  
Man könnte chier verzweife ln ,  wenn man mi tansehen muß ,  
w ie  jemand in  der  gu t  gemeinten Absicht ,  e i nen  Skandal zu  
en tschärfen ,  dabei das  genaue Gegente i l  erreich t . «  

gez . Dr. Klaus Wennberg 
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Ausrug aus einem Brief 
der Bundesvereinigung Lebenshilfe 
für geistig Behinderte e. V. 
an den Deutschen Richterbund 
vom 23 . 4 . 1 980 

» . . .  Die  Sozialverpfl ichtung gegenüber unseren Mitbürgern 
hört auch im Reiseverkehr nicht auf .  Damit  stel l t sich die Frage 
der Güterabwägung, wenn sich e in  Tourist durch die Anwesen­
heit e iner Gruppe von geistig und körperlich schwerbeh inder­
ten Mi tmenschen i n  seinem Urlaubsgenuß beeinträcht igt fühlt .  
D iesen Grundsatz se�zt das Landgericht außer Kraft ,  wenn es 
folgert : ,So wünschenswert die Integrat ion von Schwerbehin­
derten i n  das normale Leben ist ,  kann sie durch e inen Reisever­
anstalter gegenüber seinen anderen Kunden sicher nicht er­
zwungen werden .  Daß es Leid  auf der Welt gibt ,  ist nicht zu 
ändern ; aber es kann der Klägerin nicht verwehrt werden, wenn 
sie es j edenfal ls während des Urlaubs nicht sehen wi l l . < Kann es 
eine Verpfl ichtung für Reiseveranstal ter geben ,  zu garantieren, 
daß dem Kunden während seines Urlaubs nichts Leidvolles 
begegnet? So etwas zu fordern , wäre doch wohl eine Utopie !  
S ieht man d i e  Si tuat ion aus der Lage der schwerbehinderten 
Mitmenschen ,  so müßte man ihnen ebenfalls eine Minderung 
der Urlaubskosten zugestehen, wenn sie durch nichtbehinderte 
Mitmenschen abgelehnt werden und dergleichen. Dies ist u .  E . 
d ie  Kehrseite der Frankfurter Entscheidung und dürfte Anlaß 
geben ,  sich d ie rechtsethischen Fragen solcher Meinungen 
gründl ich zu überlegen .  
Wir verkennen n icht ,  daß  für  e ine ältere Dame e ine  Konfronta­
tion mit solchem Leid belastend sein kann, und erwarten auch 
nicht ,  daß sie i n  ih rem Alter das, was Generationen an Vorur­
te i len gegenüber den behinderten Mitbürgern aufgebaut ha­
ben, zu überwinden vermag. Aber rechtfertigt dies · al le in die 
Schlußfolgerung ,Eigeninteresse geht vor Sozialverpfl ichtung<? 
Besonders bedenkl ich erscheint die Auffassung des Gerichtes, 
daß der zahlenmäßige Antei l  der Behinderten eine Rolle spiele . 
Solche Überlegungen s ind schwerlich mit  der Anerkennung der 
Menschenrechte vere inbar. 
Das Urtei l  läßt erkennen, daß das Gericht offenbar den rechts­
eth ischen Fragen ,  um d ie  es geht, nicht gewachsen war. Wir 
haben deshalb d ie Bi t te ,  gewissermaßen als Vorleistung für das 
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weltweite Jahr der Behinderten 1981, in der Deutschen Rich­terzeitung eine eingehende Stellungnahme zu dem Urteil zu veröffentlichen, die alle in Frage kommenden Gesichtspunkte in ihren oft schwierigen Verflechtungen beachtet, das Einzelin­teresse und die Sozialverpflichtung. Gerade für behinderte Menschen ist es wichtig, daß sie auch im Urlaub unter ihren Mitmenschen leben können und nicht wieder in ein Ghetto verbannt werden. . . .  « 

Rundbrief der Bm1desvereinigung Lebenshilfe für geistig Behinderte e. V. an die Reiseveranstalter vom 22. 4. 1980 
» Betr. :  Urteil des Landgerichtes Frankfurt/Main vom 25. 02 .  1980 - Geschäftsnummer 2-24 S 282-79 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
das Landgericht Frankfurt hat in seinem o. a. Urteil der Klage einer Touristin auf Minderung des Reisepreises u. a. auch deswegen stattgegeben, weil im Hotel der Klägerin eine Grup­pe körperlich und geistig behinderter Menschen untergebracht war. Ungeachte"t der jur ist ischen Würdigung dieses Falles sieht die Bundesvereinigung Lebenshi lfe für geist ig Behinderte i n  der teils verknappten Berichterstattung in den Medien die große Gefahr, daß sich die innerhalb der Tourist ikbranche ohnehin schon bestehenden Schwierigkei ten bei der Organisa­tion von Reisen für behinderte Menschen massiv verstärken. Aus diesem Grunde möchten wir nachdrücklich klarstellen, daß - entgegen vieler Zeitungsmeldungen - die Tatsache, daß Be­hinderte, die im gleichen Hotel wie die Klägeri n  wohnten, nicht der einzige und ausschlaggebende Grund für die Klage und die Forderung nach Minderung des Reisepreises gewesen sind. Wir hirten Sie eben o herzl ich wie dringend, bei der Organisa­tion und Vorberei tung Ihres Reiseangebotes gegenüber den Hoteliers auf restrikt ive Bedingungen hinsichtlich der Unter­bri ngung körperlich oder geistig behinderter Menschen zu ver­zichten. Sollten Hoteliers behinderten Menschen eine Unter­kunft versagen oder Reiseveranstalter ihnen die Teilnahme an Reisen verweigern, bedeutete dies einen Verstoß gegen die 
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Menschenrechte. Die Aussperrun g  beh inderter Menschen von 
Urlau bsmöglichkeiten würde der geforderten In tegration kraß 
zuwiderlaufen und die Schaffu n g  von Ghettos zu r Fo lge ha ben . 
Wir sind der festen Überzeu gu ng, daß das Fran kfurter Urteil 
einer höchstrich te rlichen Rechtsprechun g n icht stand ha lten 
würde . 
Wir hoffen , d aß S ie sich u nser A n liege n in I h re r  Geschäftspoli ­
tik aktiv zu eigen m achen . un d verbleiben 

m it fre u nd lich en G rü ß en «  

gez . Tom Mutters/D r. B. Conrads 

Offener Brief einer Klasse der 
Rheinischen Land�ule für Körperbehinderte 
an das Landgericht Frankfurt 
vo m 2 3 . 4 . 1 9 80  

» Betr. : I h r  U rte i l  vom 25 .  Fe b ruar  1 9 8 0  
>Beh inderte mindern Urlaubsge nu_ß< 

Herr Richter Dr .  Tempel ! 

Wir s ind behi ndert ,  haben von I h rem Urte i l  gehört und s ind 
darüber sehr  empört .  
Wir  fordern,  daß S ie  das  Urtei l  zurücknehme n !  
Wi r können n ichts dafür, daß w i r  beh i ndert s ind  u n d  s ind auch 
froh ,  wen n  wir  i n  Urlaub fahren können.  
Wir s ind h ier  n icht  mehr i m  3 .  Reich,  wo Behinderte benachtei­
l igt wurde n !  
Behinderte s ind Menschen  wie S ie ! 
Waru m haben S ie  d ieses Urte i l  gefä l l t???  
Wir e rwarten Ihre Antwort ! 

(Unsere Adresse : Rhein ische Landesschu le  für Körperbehin ­
der te ,  Klasse 6a ,  Belvederestr .  1 49 ,  5 000 Köln  4 1 ) « 

Behinderter Urlaub 

» . . .  Genuß- u nd Verbraucherschutz >Im Namen des Volkes< 
auf Kosten der  Beh inderten? Hier  haben die  Juristen vor der 
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Urteilsverkündung dem Volk wohl gehörig aufs Maul geschaut. 
Denn soviel steht fest: Der Behinderte ist für viele leider immer 
noch Angehöriger einer Randgruppe, ein Störfaktor - erst 
recht im Urlaub . 
. . . Versöhnlich stimmt da einstweilen nur ein Angebot wie 
etwa jenes vom Fremdenverkehrsverband Schwarzwald in 
Freiburg. Gut 20 Beherbergungsbetriebe bieten Unterbrin­
gungsmöglichkeiten für Rollstuhlfahrer an. Eine kleine Umfra­
ge der Kölner Kirchenzeitung bei den betreffende!} Hotels 
ergab: Behinderte und Nicht behinderte kommen unter demsel­
ben Hoteldach gut miteinander aus. Das den Gerichten zur 
Kenntnisnahme.« 
(WOLFGANG ROLLI K i n :  Kirchenzeirung fiir das Erzbislllm Köln vom 25 .  4. 1 980) 

Brief des Deutschen Anwaltsvereins 
an die Bundesvereinigung Lebenshilfe 
für geistig Behinderte 
vom 28. 4. 1980 

»Betr. : Urteil des LG Frankfurt a. M. vom 25 .  2. 80 
Bezug: Ihr Schreiben vom 23. 4. 80 

Ihre Geschäftsnr.: 2-24 S 282-79 m-co-kr 

Sehr geehrte Herren ! 
Wir bestätigen dankend den Eingang Ihres obigen Schreibens 
mit anl iegender Abschrift eines Schreibens vom selben Tage an 
den Deutschen Richterbund. 
Wenn wir Ihr Schreiben so verstehen sollen, daß wir das darin 
erwähnte Urteil des LG Frankfurt a. M. vom 25. 2. 80 im 
Anwaltsblatt veröffentlichen und in Ihrem Sinne besprechen 
sollen, müssen wir Sie leider enttäuschen. Wir veröffentlichen 
im Anwaltsblatt ausschließlich Entscheidungen zum Anwalts­
recht, Anwaltskostenrecht und Recht der Rechtsberatung. Die 
von Ihnen mitgeteilte Entscheidung des LG Frankfurt a. M. ist 
daher für das Anwaltsblatt nicht einschlägig. 

Mit vorzüglicher Hochachtung« 
gez. Dr. Chemnitz 
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Brief des Deutschen Hotel- und Gaststättenver­
bandes, Fachgruppe Gaststätten und venvandte 
Betriebe, an die Bundesvereinigung Lebenshilfe 
für geistig Behinderte vom 29. 4. 1980 
» Betreff: V rteil des Lanogerichtes Frankfurt/Main vom 25. 2 .  1 980 Geschäftsnummer 2-24 S 282-79 
Sehr geehrte Herren, 
wir nehmen Ihr Schreiben vom 22 .  April 1980 gerne zum Anlaß, um noch einmal darauf hinzuweisen, daß bei uns im deutschen Gastgewerbe alle Gäste willkommen sind. So bemü­hen wir uns um jeden Gast und versuchen, ihm den Aufenthalt in unseren Hotels und Gaststätten so angenehm wie möglich zu gestalten. Selbstverständlich nehmen wir dabei auf seine indivi­duellen Wünsche Rücksicht, soweit dies zum Wohle al ler Gäste möglich ist .  Dies gil t  insbesondere für behinderte Menschen, für die wir im Laufe der Jahre zunehmend Erleichterungen - sei es hinsicht­lich des Zugangs zu den Betrieben oder im sanitären Bereich -geschaffen haben, soweit dies baulich möglich ist . Abschließend dürfen wir noch erwähnen, daß wir gerne - wie bisher - in unseren Verbandsversammlungen darauf hinweisen, behinderte Gäste genauso zuvorkommend ' aufzunehmen wie andere Gäste. 
Mit freundlichen Grüßen« gez. Dr. Wahl, Geschäftsführer 
Brief des Pfarrgemeinderates Christ-König 
Eschborn an das Frankfurter Landgericht vom 29. 4. 1980 
»Sehr geehrte Herren ! Als christliche Gemeinde schreiben wir Ihnen in großer Sorge über die vorhersehbaren Auswirkungen des Urteils betreffs 
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Kostenerstattung wegen Minderung des Urlaubsgenusses durch Anwesenheit Behinderter . . . .  Wir fragen uns, warum ausgerechnet der Genuß, der ohnehin hoch im Kurs steht, durch Gerichte unterstützt werden muß, während der Schutz der Menschlichkeit auf der Strecke bleibt. Eine menschliche Gesellschaft ist wohl daran zu messen, wie sie mit den Schwäch­sten umgeht. Mit freundlichen Grüßen« gez. [Unterschrift} 

Linsengericht 
Über die zarten Gefühle des Richters Tempel 
und seiner alten Dame 

»[ . . .  ] Urteilsscheite trifft den Richter Tempel nicht. Zu bekla­gen ist die Urteilsbegründung. Um das Urteil stark zu tragen, griff das Gericht zu starken Vokabeln : Geistesgestörte und geistig Behinderte warf es in einen Topf; jubelte unartikulierte Schreie unter ; sprach von verunstalteten Menschen, verstieg sich arglos gar zu Tobsuchtsanfällen. Fazit : Leid gibt es, doch es muß verborgen werden. Integration kann nicht erzwungen werden. Sind vor dem Gesetz nicht alle Menschen gleich? Als das Urteil ruchbar wurde, nahm sich die öffentliche Kritik des Richters Tempel an, wie vor Jahren seine Kollegen in Bad Homburg, der mit einem Körperbehinderten auch nicht klar­kam . Dem Richter schwante Unrat. Er beschloß die Flucht nach vorn. Vorsorglich wies er auf >unvollständige und tenden­ziöse Berichterstattung, hin. Mehr von Schlauheit als von schar­fem Verstand beraten, tröstete er Körperbehinderte, sie seien nich� gemeint gewesen. Rollstuhlfahrer und Beinamputierte müßten nicht Angst haben, aus einer Gastwirtschaft gewiesen zu werden. Woher wissen Sie das, Richter Tempel? Dieser Richter hat mit der Rechtfertigung seines Urteils unter­strichen, daß geistig Behinderte nun aber tatsächlich Angst haben müssen, ein Lokal zu besuchen, Urlaub zu machen, ein Hotel zu bewohnen. Ihre Eltern, ihre Angehörigen sind über Ihre Rechtfertigung noch mehr empört als über Ihr Urteil, Richter Tempel! Und ihre Angst ist größer, als sie Sie sich träumen lassen können. Menschenwürde ist unteilbar. Jene alte Frau wird das nicht 
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begrei fen , und  es ka�n ihr  einerlei sein .  Sie hat ihren Prozeß 
gewonnen .  Aber e in  Richter sol l te sich in der Güterabwägung 
nicht so sehr vergreifen .  Hier sind die Menschenrechte der 
geistig Behinderten für das Linsengericht e iner alten Frau 
verkauft worden .  Der Versuch aber , geistig Behinderte und 
Körperbehinderte gegeneinander zu bewerten , dieser Ver uch 
e ines gesunden Mannes ist geradezu schamlos. 

( K U RT W I L D N E R ,  in :  Wetzlarer Neue Zeilllng vom 30 .  3 .  1 980) 

Neuer Faschismus? 

>»Wo der Outsider zurückzuckt , muß der Insider vorpreschen , 
Empfindl ichkeiten ablegen , die ästhetische Bri l le vor al lem , 
beim Füttern der Spast iker mit  Speichelfluß nicht an Überwin­
dung denken , muß Hand anlegen . < Diesen Schreibsti l kennen 
wir  schon .  Er stammt von Frau Voß* .  
Ist e s  denn damit  getan , d a ß  man behauptet , die Frau sei in  der 
Zeit stehengebl ieben? Damit  ist d ieses noch lange nicht abge­
tan .  D iese Frau arbeitet mit  Medien und hat e inen zweiten 
Art ikel  gleichen St i ls  geschrieben . [ . . .  ] 
Warum komme ich von Frau Voß auf das Urte i l?  Ich meine , das 
Urtei l  bestät igt nur d ie Eindrücke , die Frau Voß i n  ihren 
Art ikeln niedergeschrieben hat . Die  Artikel und das Urtei l 
haben faschist ische Gedanken zum Inhalt , die an die Gese l l ­
schaft weitergegeben werden.  
Wie reagiert d ie Gesel lschaft darauf? - Wird sie auch diese 
Gedanken übernehmen und wieder bis zum ,letzten < Schritt 
gehen? Wird man wieder Behinderte ohne weiteres umbringen 
können , oder wird wieder mehr Kernseife produziert? 
Mit anderen  Worten :  Wird man wieder ins ,Dritte Reich< 
zurückversetzt? !  Entschuld igt , daß ich so i n  der heut igen Gesel l ­
schaft denken muß , wo wir  doch eigentl ich e in  demokratischer 
Staat s ind , der immer stolz sein wi l l  auf sein Grundgesetz. 
Aber wer soll d ie Grundrechte eigentl ich achten , wenn nicht d ie 
Richter? Eindrücke s ind laut Grundgesetz noch erlaubt , und 
diese werden j a  auch in den Medien vielse i t ig vertreten, aber 
wenn  in Urtei len (bis jetzt nur 1 , aber . . .  ) d ie Menschenwürde 

• Urrnla Voß hat zwei Artikel geschrieben ,  davon einen in der Frankfurter 
A l/gemeinen Zeiwng. Auf diesen Art ikel ist im Beitrag »Der Behinderte - e in  
Monster?« in diesem Band eingehend hingewiesen worden. E. K. 
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Abb. 1 9 : » Ich brauche eure Arme und Beine - euren Kopf brauche ich 
nicht ! «  Hier d ie Sozia larbe i ter in  und Journa l i s t in  Barbara Lister von der 
Frankfurter Gruppe ,CeBeeF, ,  die auch den VHS-Kurs ,Bewä l t igung der 
Umwe l t , seit Jahren mi t t rägt . 



verletzt wird,  dann ist das nicht mi t  dem Grundgesetz verein­
bar. Aber wenn Richter, d ie eigent l ich ,  wie der Name schon 
sagt , Recht sprechen sollen ,  aber parte i isch s ind, warum gibt es 
diese dann überhaupt? ! 
Viel le icht denkt Ihr  je tzt : ,Was da steh t ,  st immt . ,  Aber wer von 
Euch m acht sich mehr Gedanken, wer von Euch schre ibt mehr 
Leserbriefe, wer von Euch geht auf die Barrikaden? Ich wi l l  es 
Euch sagen :  Die kann man ah den Fingern abzählen .  Und dann 
wundert Ihr Euch, daß solche Urte i le kommen? Sicher, mit der 
Kernseife, das ist weit hergegriffen ,  aber Schritt für Schrit t 
besteht d ie  Gefahr, wieder dahin zu kommen,  wo wir schon mal 
waren ,  wenn Euch nicht d ie Augen aufgehen .  Wenn Ihr meint ,  
daß d ieses Gesellschaftssystem so sozia l  ist ,  daß nächstes Jahr 
sogar e in  ,Jahr der Behinderten, veranstaltet wird, dann irrt  Ihr 
Euch ! 
. . . Im  nächsten Jahr wird wieder mal e ine Randgruppe als 
Aufhänger benutzt, um den Leuten die soziale · Gerechtigkeit 
der Bundesrepubl i k  Deutschland klar vor Augen führen zu 
können.  
Nun frage ich Euch : Wol len wir da mitspie len? Wol len wir 
durch unser eigenes Verhalten noch Handlanger für d iese 
>sozialen, Pläne der Pol i t iker werden? [ . . .  ) «  

(Quel le: A N D R EAS Ü ECHS N E R ,  in :  Reflection, Zeitung des Landesverbandes der 
Eltern körpergeschädigter Kinder und j unger körperbehinderter Erwachsener 
Nordrhein-West falen, Mai 1 980) 

Würde des Menschen mit Füßen getreten 

»JF. Beschämend und e ine Provokation gegenüber al len,  die 
sich der Nächsten l iebe besonders schwachen und benachtei l ig­
ten Mitbürgern gegenüber verpfl ichtet fühlen,  nannte der V dK 
Deutschland e in  Urte il des Landgerichts Frankfurt . . .  
In  e iner in  Bonn herausgegebenen Presseverlautbarung stel lt 
der VdK Deutschland dazu fest , d ieses Urte i l  dürfe nicht stehen 
bleiben .  Es spreche zivi l is iertem Denken hohn .  Es stehe in 
krassem Widerspruch zum Bemühen von Gesel lschaft und 
Staat ,  den Behinderten vol l  e inzugl iedern . 
Der VdK Deu tschland erwarte e in klärendes Wort der Bundes­
regierung. Dem Steuerzahler könne nicht zugemutet werden, 
daß er mi t  seinen hart erarbeiteten Steuerabgaben eine Recht-
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sprechung finanziere, die die Würde des Menschen, wie sie das Grundgesetz jedem einzelnen - auch dem Behinderten - ga­rantiert, so zynisch mit Füßen trete. « 

( Die Fackel, Monatszei tung des Vd K Deutschland,  Mai  1 980) 

Stören Behinderte im Urlaub? 

Notwendige Bemerkungen zu einem Urtei l ,  
das Proteste ausgelöst hat 

»Mit der Berichterstattung über Gerichtsurteile in der Massen­presse hat es schon oft Ärger gegeben. Allzu groß ist die Versuchung, einzelne Aspekte wegen ihrer Publikumswirk­samkeit aus dem Zusammenhang zu reißen. Dies widerfuhr auch einem Urteil der 24. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt, das einer Klägerin die Rückzahlung der Hälfte des Reisepreises zubilligte, weil sich in dem Hotel, das sie für ihren Urlaub gebucht hatte, u. a. auch eine Gruppe von 25 Schwerst­behinderten aufhielt . Dies war jedoch nicht der einzige und auch nicht ausschlaggebende Grund, weshalb sie ihren Urlaub für beeinträchtigt hielt. Es gibt allerdings nichts zu beschöni­gen: Einige Formulierungen der Urteilsbegründung sind miß­raten und bar jedes Fingerspitzengefühls. Man muß jedoch die Frage stellen, ob eine öffentliche Diskussion dieser Formulie­rungen - so berechtigt der Protest ist - nicht die Angelegenheit auf ein falsches Gleis schiebt und letzten Endes der Integration der Behinderten schadet, weil manche Mitmenschen daraus den Schluß ziehen werden, man könne aus der Anwesenheit Behinderter am Urlaubsort Kapital schlagen. Mehr Sachlich­keit scheint geboten . . . . Wenn das Urteil dennoch bedenklich stimmt, dann deswe­gen, weil der Reiseveranstalter die Umstände des Aufenthalts der Schwerbehinderten im Hotel ja auch nicht zu vertreten hat, obwohl ihm im Ausnahmefall - um einen solchen handelt es sich hier ja wohl - das finanzielle Risiko aufgebürdet wird. Das Urteil selbst wird man nicht behindertenfeindlich schelten dür­fen, trotzdem könnte es sich dahingehend auswirken, wenn Reiseveranstalter angesichts des unangemessenen publizisti­schen Wellenschlages ihr Risiko begrenzen wollen. Das betrof­fene Reiseunternehmen wird - so versicherte es auf Anfrage -keine weiteren Konsequenzen aus dem Spruch des Frankfurter Landgerichts ziehen. 
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Diese besonnene Haltu ng sollte man der ganzen Branche emp­
fehlen, denn Urlau b möglich keiten fü r Be hinderte sind sowie-
so rar genug. « 

( Reichsb und, r. 5/ 1 980) 

Wie halten Sie es mit dem Frankfurter Urteil? 

Erklärung 

» In  de m Urtei l der Fra n k fu rte r Rich ter Dr .  Tempe l ,  D r. S tei ­
nert u nd Poh l  i st vo n Empfi ndsam kei t d ie Red e .  Was ist 
d as aber fü r ei ne Empfi ndsamke i t ,  d ie d ie Beh inderten von 
Rechts we gen aus dem Leben i hre r  M i tm enschen aussch l i eßen 
wi l l ? 
Das Urtei l i st Ausd ruck ei ner nu r  sch lecht  verhü l l ten He rz­
losigkei t .  So lche  Herzlos igke i t  k a nn  man  be i  ei n er que ru l ie ren ­
den Privatpe rson h i n nehmen ,  i m  Sp ruch ei nes Gerichts w ird sie 
i ndessen zum Skanda l .  
Acht Monate  vor dem Begi n n  des  >Jahres des Beh inderten<  
ste l l t e in deutsches Gerich t k lar ,  was in der Bundesrepu ­
bl i k  Deutsch land von der oft auch  amt l ich behaupteten I nte­
grat ion  der Beh inderten zu ha l ten is t :  es g ibt d iese I n t egra t ion 
n i cht .  
Deutsche M in is ter haben Urte i l ssche i te  n ie gescheut ,  wen n  
ihnen  d a s  ins pol i t ische Konzept paßte . Ich habe noch ke ine 
S te l l ungnahmen von Herrn Bundesm in i ster . D r. Ehrenberg 
gehört ,  eben owen ig von se iner Staatssekretär i n .  Es ist Wah l­
jahr .  Ich gebe me inen  beh inderten  Lands leuten den Ra t ,  wo 
immer  mögl ich auf  Wah lversam m l ungen d iesen beiden für d ie 
deutsche Sozia lpo l i t i k  Verantwort l ichen d ie  sach l iche Frage zu 
ste l le n :  Wie h al ten S ie  es m i t  dem Frankfurter Urtei l , das d ie 
Strände, Wä lder,  Kurorte und  Freize i tanlagen ,beh inderten­
fre i <  machen w i l l ? «  

Zürich,  d e n  2 . 5 . 1 980 
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Dieses Gerichtsurteil 
schickt die Behinderten ins Ghetto 

Unter dieser Überschrift hat Prof. Dr. Peter Hanau, Direktor 
des Forschungsinstituts für Sozialrecht an der Universität, das 
Frankfurter Behinderten-Urteil analysiert. In der Kölnischen 
Rundschau schrieb der Jura-Professor am 2. 5. 1980: 
»Eine Kritik der Entscheidung muß sich an rechtlichen Maßstä­
ben orientieren, nicht an moralischen Forderungen oder per­
sönlichen Wunschvorstellungen. Deshalb ist als erstes hervor­
zuheben, daß die Eingliederung der Schwerbehinderten nicht 
nur in das Arbeitsleben, sondern in die Gesellschaft schlecht­
hin, ein rechtliches Gebot darstellt.« 

Hanau zitiert zunächst § 1 0  des Allgemeinen Teils des Sozialge­
setzbuchs. Danach haben körperlich, geistig oder seelisch Be­
hinderte ein Recht auf jede Hilfe, die ihnen einen ihren Neigun­
gen und Fähigkeiten entsprechenden Platz in der Gemeinschaft 
sichert. Auch § 1 des Rehabilitationsangleichungsgesetzes be­
sagt, daß alle medizinischen, berufsfördernden und ergänzen­
den Maßnahmen und Leistungen darauf auszurichten sind, daß 
körperlich, geistig und seelisch Behinderte möglichst auf Dauer 
in Arbeit, Beruf und Gesellschaft eingegliedert werden. Hanau 
wörtlich : 
»Dies betrifft unmittelbar nur den Anwendungsbereich der 
genannten Sozialgesetze, doch muß es wegen der Einheit der 
Rechtsordnung darüber hinaus wirken. Denn die ozialrecht­
lich vorgesehene Eingliederung der Schwerbehinderten in die 
Gesellschaft kann nicht gelingen, wenn sie zivilrechtlich in ein 
Ghetto verwiesen werden, und sei es auch nur im Urlaub. Im 
übrigen steht schon der Verfassungsgrundsatz der Menschen­
würde einer solchen Ghettobildung entgegen, wie sie in der 
Konsequenz der Entscheidung liegt. « 

Das Frankfurter Gericht habe verkannt, daß man bei der 
Beurteilung der Zumutbarkeit nicht auf einen besonders emp­
findsamen Reisenden, sondern auf den durchschnittlichen Rei­
senden abstellen müsse. Grundsätzlich sei es immer zumutbar, 
zur gleichen Zeit mit Schwerbehinderten im Urlaubshotel zu 
sein. Ausnahmen seien dann denkbar, wenn das Hotel mehr 
einem Sanatorium oder einem Krankenhaus ähnele ' als einer 
Urlaubsunterkunft. Denn wer einen Urlaub gebucht habe, 
wolle ja schließlich nicht ins Sanatorium. Auch müsse ein 
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Urlauber von Behinderten nicht mehr Lärm hinnehmen als von 
anderen Reisenden. 
Ein solcher Ausnahmefall habe aber hier nicht vorgelegen. 
Denn es habe sich um eine Gruppe von nur 25 (Hanau ging 
noch von der Zahl 25 aus, wie im  Urtei l  behauptet ! )  Behinder­
ten in einem 540-Betten-Hotel gehandelt. Die Urlauber seien 
also nicht zu einem engen Zusammenleben, sondern nur zu 
flüchtigen Begegnungen gezwungen gewesen. 
Auch der (angebliche) Tobsuchtsanfall sei kein zwingender 
Grund für einen Reisemangel. Es sei im Urteil nicht begründet 
worden, ob die Klägerin durch ihn irgendwie bedroht oder 
gefährdet gewesen sei. Der Anblick eines Tobsuchtsanfalls 
allein gehöre aber zum allgemeinen Lebensrisiko des Urlaubers 
wie der Anblick sonstiger Unglücksfälle und plötzlicher Er­
krankungen. Hanau zum Schluß : »Der Hauptfehler des Urteils 
ist vielleicht, daß es die Besonderheit von Rechtsstreitigkeiten 
über typische Lebenssituationen unterschätzt. Urteile in sol­
chen Streitigkeiten müssen die Auswirkungen bedenken, die 
entstehen, wenn sie allgemein befolgt werden. Die Justiz soll 
ohne Ansehen der Person - deshalb die traditionelle Augen­
_binde -, aber nicht ohne Rücksicht auf die Folgen ent­
scheiden. 
Wenn man der - durchaus nachvollziehbaren - Empfindsam­
keit einzelner Urlauber soweit Rechnung trägt, wie die Ent­
scheidung will, drängt man eine ganze Menschengruppe ins 
Abseits. Dies betrifft nicht nur die geistig Schwerstbehinderten, 
um die es hier wohl ging, sondern eine größere Personengrup­
pe, da_ alle Schwerbehinderten erst einmal auf ihren Zu tand 
kontrolliert werden müßten, wenn die Reiseveranstalter zur 
Fernhaltung einiger von ihnen verpflichtet wären. « 

Brief von Christei Schmeier 
an das Landgericht Frankfurt 
vom 3. 5. 1 980 

»Sehr geehrter Herr Tempel ! 

Ich bin 100 % spastisch behindert, habe eineinhalb Jahre eine 
Sonderschule besucht, sonst eine Ausbildung habe ich keine. 
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Ich bin 33 Jahre. Ich schreibe Gedichte und Berichte über das Behindertenproblem, vielleicht schreibe ich auch mal ein Ge­dicht Ihnen zu Ehren. Ich lege Ihnen einen Bericht sowie Gedichte von mir bei, und bi tte Sie um Ihre Meinung. Sollten Sie noch einmal so ein irrsinniges Urtei l  fällen . . . , so bedenken Sie, daß Sie Autofahrer sind und durch einen Unfall auch querschnittgelähmt sein können. Vielleicht würde ein Richter im Rollstuhl uns Behinderten besser verstehen??? Ihnen scheint gar nicht bewußt zu sein, was Sie mit diesem Urteil angestellt haben? Wenn dies Fuß fassen sol l te, so dürften wir uns nirgends mehr sehen lassen. Außerdem ist Schweden weiter voran in der Behindertenarbeit als wir. Denken wir nur an das .Dritte Reich, wo man die Behinderten vergasen ließ. Ein schönes Deutschland, würde ich sagen. Auch schwerstbehinderten Menschen steht eine Reise zu, egal wohin sie führt . Mir selbst ist nur nicht klar, daß eine einzige Person, wie Ihre Mandant in, ein solches Recht zugesprochen werden konnte? Nur gut, daß die Bevölkerung überwiegend gegen Ihr ach so rechtes Urteil ist. Sie hätten als Richter besser ins Mittelal ter gepaßt. 
Dies zum Nachdenken. « gez. Christei Schmeier 

Stellungnahme des Diakonischen Werkes 

»Frankfurt (dpa). Mit >Bestürzung und Betroffenheit <  hat die Geschäftsführer-Konferenz des Diakonischen Werks in Hes­sen und Nassau (DW) auf das >Behinderten-Urtei l ,  der 24. Zivil!,cammer des Landgerichts Frankfurt reagiert . . . In einer in Frankfurt veröffentl ichten Mit teilung des DW heißt es, eine solche Auffassung sei unvereinbar mit dem Gebot der Näch­stenliebe. Sie mißachte außerdem den verfassungsmäßig ge­währleisteten Schutz der Würde des Menschen und verletze Grundprinzipien des sozialen Rechtsstaates . Die vielen, oft langwierigen und schwierigen Init iat iven und Aktivi täten - insbesondere auch von Kirche und Diakonie - zur Integration Behinderter als voll- und gleichwertige Mitbürger würden durch derartige Urtei le gefährdet und tei lweise zunich­te gemacht . . . « 
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Brief der Bettel-Reisen GmbH, Stuttgart, an die Bundesvereinigung Lebenshilfe vom 3. 5. 1980 
» Betr. : Urteil  des Landgerichtes Frankfurt/Main vom 25. 2. 1980, Geschäftsnummer 2 - 24 S 282 - 79 Sehr geehrte Damen und_ Herren, 
wir erhielten Ihren Brief vom 2 1 . 4. 1 980 und bedanken uns dafür. Wir möchten Ihnen ausdrückl ich versichern, daß wir in keiner Weise beabsichtigen, gegenüber den mit uns arbeitenden Hote­liers in irgendeiner Weise restriktive Bedingungen hinsichtlich der Unterbringung von behinderten Menschen zu verabreden. Herr Hetzei hat in e inem Interview mit e iner Stuttgarter Zei­tung seine Empörung über ein solches Urtei l  zum Ausdruck gebracht. Wir sind sicher, daß das Urteil, das in Frankfurt ergangen ist, aufgehoben wird, würden aber auch ohnehin nicht bereit  sein, uns einer solchen Haltung, sol l te sie von unseren Gästen an uns herangetragen werden, zu beugen. 
Mit freundl ichen Grüßen 
HETZEL-REISEN GmbH - Geschäftsleitung -« gez. Kurt Schultz 

Brief der Bundesvereinigung Lebenshilfe an Dr. Tempel* vom 5. 5. 1980 
» Betr. : Urteil des Landgerichtes Frankfurt vom 25. 2. 1980 Geschäftsnummer: 2-24 S 282-79 
Sehr geehrter Herr Dr. Tempel, 
das o. a. Urte il hat - insbesondere wegen se iner auf die Gegen­wart mehrfachbehinderter Menschen ausgerichteten Begrün-
• Dieser Brief ging gleich lautend auch an die Richter Steinen und Poh l. 
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dung - bei einer Vielzahl behinderter und nicht behinderter Bürger unseres Landes Entrüstung und Ablehnung hervorge­rufen. Auf Ihrer Pressekonferenz vom 24. 4. 1980 versuchten Sie, diese negative Reaktion dadurch abzuschwächen, daß Sie die geistige Behinderung der anwesenden Urlaubergruppe aus Schweden in den Vordergrund stellten. Die anläßlich der Pressekonferenz am 24. 4. in Frankfurt gebrauchte Terminologie genauso wie die dort herangezogene Argumentation machen jedoch deutlich, daß der Wissensstand des Gerichtes bezüglich des Phänomens geistige Behinderung unzureichend gewesen sein mußte. Um für möglicherweise ähnlich gelagerte Fälle in Zukunft ein angemessenes Informationsniveau Ihrerseits sicherzustellen, erlaub.en wir uns, Sie zu einem Gedankenaustausch in die Bundeszentrale der Bundesvereinigung Lebenshilfe nach Mar­burg einzuladen . . . « 
Pr�rklärung der Bundesvereinigung 
Lebenshilfe für geistig Behinderte vom 6. 5 . 1980 
» Habe schon das >Behinderten-Urteil< der 24. Zivilkammer am Landgericht Frankfurt im In- und Ausland weithin Befremden und heftige Kritik ausgelöst, so könne man die Begründung dieses Urteils durch den Vorsitzenden Richter Dr .  Otto Tempel anläßlich einer Pressekonferenz in Frankfurt nur noch als skan­dalös bezeichnen. Wie der Bundesgeschäftsführer der Lebenshilfe für geistig Behinderte, Tom Mutters, dazu in Marburg ausführte, hat die Argumentation, das Urteil richte sich ja nicht gegen alle Behin­derten, insbesondere nicht gegen Körperbehinderte, wie z. B. Arm- und Beinamputierte, Rollstuhlfahrer etc., sondern es gehe in Wirklichkeit um eine Gruppe ,schwer geistig Erkrank­ter und zwar psychisch schwer kranker Menschen,, von denen ein Teil auch ,körperlich verunstaltet< war, in der Lebenshjlfe Empörung und eine Flut von Protesten hervorgerufen. Hier werde offensichfüch der Weg des geringsten Widerstandes eingeschlagen, indem man gerade die schwächsten Behinderten an den Rand dränge, ihre gesellschaftliche Integration in Frage stelle undsiedamit letztlich im, Namen des Volkes, diskriminiere. 

1 23 



Nicht die von Dr .  Tempel beklagte >tendenziöse Berichterstat­
tung< in Presse, Funk und Fernsehen  habe dem Urteil zu e iner 
unrühmlichen Publ izität verholfen ,  betonte Mutters .  Wer so 
argument iere, verwechsle Ursache und Wirkung. Allein die 
geradezu pein l ich wirkende terminologische Hi lflosigkei t  in 
Urtei lsbegründung und Pressekonferenz offenbare einen Man­
gel an Sachkenntnis und Einfühlungsvermögen in die Proble­
mat ik geistiger Behinderung. Die Bundesverein igung Lebens­
hi l fe erklärt sich in e inem Schreiben an die Richter bereit ,  
d ieses Defizit durch gezielte Informationen abbauen zu helfen .  
Hierzu schlägt die Lebenshi l fe u .  a .  e ine Aussprache mit betrof­
fenen Eltern und Fachleuten aus der Behindertenarbeit wie vor 
al lem auch den Besuch i n  Einrichtungen für geist ig Behinderte 
vor, der den Richtern jederze i t  ermögl icht werden könne. 
Abschl ießend unterstrich die Lebenshi l fe ihre Entschlossen­
hei t ,  das Urteil mit seinen noch n icht absehbaren Konsequen­
zen für hundert tausende behinderter Mitbürger und i hre Ange­
hörigen n icht  e infach so h inzunehmen.  Mit zah l reichen Bür­
gern,  Inst i tut ionen und gesel lschaft l ichen Gruppen wisse sie 
sich in d iesem Vorsatz solidarisch . « 

Brief des H�en Ministers der Justiz 
an die Bundesvereinigung L

e
benshilfe 

für geistig Behinderte 
vom 6 . 5 . 1 980 

» Betr. : Ihre Zuschri ft vom 2 3 .  4 .  1 980 zum Urtei l  der 24.  
Zivi lkammer des Landgerichts Frankfurt am Main vom 
2 5 . 2 . 1 980 

Sehr geehrte Damen und . Herren !  

Fü r die In i t iative ,  die Sie anges ichts des i n  Rede stehenden 
Urte i l s  ergri ffen haben, b in  ich Ih nen sehr dankbar. Ich darf 
I hnen  ve rs i chern ,  daß die Ange legenhe i t  auch von m i r  se hr  
ernst genommen wird . Ich habe deshalb am 22 .  4 .  1 9 80 dazu 
ei ne Erklä rung vor der Presse abgegeben, aus der me in S tand ­
punkt mit aller Deu t l ich ke it hervorgeh t .  Fü r mich ist es ei ne 
Se lbs tverständlich keit, daß wei terh in  alles ge tan we rden m·uß , 
um die von unserer Wertordn ung gebotene Eingl iederu ng von 
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Behinderten in die Gesellschaft zu verwirkl ichen . Das kann nur gel ingen, wenn Behinderte in allen gesell schaftl ichen Berei­chen als Mitbürger und vollwertige Mitglieder der Gesellschaft angesehen und behandelt werden. Hierzu ist n icht nur die vorbehaltlose Einbeziehung von Behin­derten in die soziale Wirklichkeit des normalen täglichen Le­bens, sondern auch deren ungehinderte Tei lnahme am Freizeit­und Urlaubsleben der Gesel lschaft erforder lich. Es ist Aufgabe aller staatl ichen Institut ionen, in Ansehung des Postulats der Menschenwürde, des Diskr iminierungsverbots und des sozialen Gebots der Chancengleichheit den durch zahlreiche pr ivate und staatl iche Initiativen eingeleiteten und von b�eiten Kreisen der Bevölkerung getragenen Prozeß der Integration von geistig und körperl ich behinderten Menschen in die Gesel lschaft nach Kräften zu fördern, die notwendigen Hilfen dazu zu geben und al len gegenläufigen Tendenzen ent­gegenzutreten . Ich versichere Ihnen, in meinem Geschäftsbe­reich im Rahmen der mir zur Verfügung stehenden Möglichkei­ten für die strikte Einhaltung dieser Verpflichtung Sorge zu tragen . Wie Sie wissen, verwehrt es mir der Verfassungsgrundsatz der richterl ichen Unabhängigkeit, dem vorl iegenden . Urteil mit • Kritik zu begegnen . Ebensowenig vermag ich auf eine Abände­rung oder Aufhebung der Entscheidung hinzuw irken. In die­sem Zusammenhang darf ich darauf hinweisen, daß der Rich­terspruch eine rechtl ich verbindliche Wirkung ledigl ich im Ver­hältnis der beiden an dem Zivi lrechtsstreit beteiligten Parteien entfalten kann. Er sol lte daher nicht überbewertet werden, zumal dazu ersichtl ich noch keine höchstrichter l iche Recht­sprechung ergangen ist, von der im Gegensatz zu diesem Urteil eine richtungsweisende Beeinflussung anderer Gerichte oder des �echtsverkehrs ausgehen würde. Andere Spruchkörper sind daher nicht gehindert, in ähnl ich gelagerten Fäl len zu völl ig anderslautenden Ergebnissen zu gelangen. Ich gehe somit davon aus, daß dieses in einem Einzelfal l ergangene Urteil keine nachteil igen Folgen für Behinderte nach sich ziehen wird. Gleichwohl werde ich die weitere Entwicklung sehr sorgfält ig beobachten und erforderl ichenfal ls mit aller Entschiedenheit die gebotenen Schritte unternehmen.  sofern sich auch nur , geringste Anzeichen für den Eintritt von Benachteil igungen zu Lasten Behinderter ergeben sollten . 
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Ich hoffe, Ihnen mi t  diesen Ausführungen ged ient  zu haben und 
darf Ihnen  für Ih re we i tere Arbeit guten Erfolg wünschen .  

Mit  vorzügl icher Hochachtung« 

gez .  Dr. Günther 

Geistig Behinderte für gutes Benehmen gelobt 

» . . . Der  Vorsitzende dies Vere ins  Baunata ler Werkstätten , 
Dekan Erhard G iesler ,  und Geschäftsführer Otto Bertram 
sprechen von >Bestürzung i n  der Elternschaft unserer behinder­
ten  Mi tarbe i ter  und  Empörung bei unseren hauptamt l ichen 
Mitarbei tern< über das Urtei l .  
D ie  Baunata ler  Werkstät ten s i nd  zur Zeit d ie  größte te i ls tat io­
nä,re Beh inderteneinrichtung i n  Hessen .  Beschäft igt und be­
t reu t  werden knapp 420 fast überwiegend ge is t ig beh inderte 
Mi tarbe i ter .  Schon seit Jahren  fahren sie in · gemeinsamen 
G ruppen zu Freizei ten .  G iesler und Bertram : >Von Hotelbesi t ­
zern und Gästen wurde ausnahmslos das gute Benehmen der 
Gruppen lobend e rwähnt< . (  . . .  ] «  

( Hessische A l/gemeine vom 6 .  5 .  1 980) 

Urteil nicht behindertenfeindlich! 
» . . . Zu behaupten,  daß u nser Land, unsere Gese l l schaft oder 
unsere Justiz >beh i ndertenfe ind l ich < sei, ist absurd .  Was in der 
Bundesrepubl ik für d ie  geist ig und körperl ich behinderten 
Menschen  ailes getan wird, ist anscheinend n ich t  bekannt .  Aber 
is t  nun j edermann verpfl ichtet ,  seinen Urlaub mit körperl ich 
oder ge ist ig beh inderten Menschen zu verbri ngen?  Ob er  das 
wil l  oder nicht, darf er  hoffent l ich noch selbst ent­
scheiden . . .  « 

' 
Herbert Sch. ,  Rech tsanwal t ,  Frankfurt  

» . . .  Wie le icht  ist es, > in aller Öffent l ichkeit  zu protest ieren< -
als  Bischof, a ls  Abgeordneter ,  a ls  Min ister .  Was für wunderba­
re Worte lassen sich da f inden .  
I c h  weiß,  d a ß  ich mißverstanden werden kann ,  aber ich möchte 
es am l iebsten ganz laut  schreien :  >Versuchen Sie es mal ! 
Verbringen S ie  mal  Ihren Urlaub m i t  schwerstbeh i nderten 
Menschen .  Hal ten Sie es aus !  S ie werden es kaum ertragen ,  
daneben zu stehen . Erst dann dürfen Sie mi treden , das  Urtei l 
sche l ten . < 

Brigille 8 .. Eichenstra ße 1 0  
(Lese rbriefe der Fm11kf11rter A llge111ei11e11 Zei11111g vom 9 .  5 .  80) 
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» • • •  bis zur physischen Vernichtung 
nur ein kurzer Weg<� 

» . . .  Es ist erst e in Urtei l dieser unmenschlichen Art bekannt ; 
aber es ruft die Erinnerung wach an e ine Zei t ,  i n  der Behinde­
rung lebensgefährl ich war, « 

Klaus 8., Elztal ,  Jr,tra 8. ,  Emmendingen 

» . . .  Damit · ist der S inn unserer Arbei t  auf erschreckende 
Weise in  Frage gestel l t .  Dieses Urtei l  ruft in uns  Erinnerungen 
wach , in der es von der erzwungenen Isolation Schwer- und 
Schwerstbehinderter bis h in zu ihre r  physischen Vernichtung 
nur ein kurzer Weg war. Mit Empörung sehen wir  h ier ein 
Anknüpfen an inhumane Grundeinste l lungen . « 

Hagen 8. , Eva F. , GE W, Ruth Sch . ,  Verband Deutscher Sonderschu len 

(Leserbriefe an  d ie Badische Zei111ng vom 1 0 .1 1 1 . 5 .  1 980) 

Ärztebund bittet Urlauber um Integration 
der Behinderten 

»Zu Beginn der Urlaubszeit hat der Ärzteverband Hartmann­
bund die Urlauber aufgefordert , s ich an ihren Ferienorten 
behinderter Touristen anzunehmen, anstatt sie zu isol ieren .  Im 
Urlaub sei es leichter als im Al ltag, sich mit den Problemen,  
Sorgen und Wünschen der Behinderten vertra t zu machen .  
[ . . .  ] Der Hartmannbund schloß sich den Protesten der Behin­
derten an,  die am Donnerstag in Frankfurt vor dem Landge­
richtsgebäude demonstriert hatten .  Es sei e in  Zeichen von 
Intoleranz und unbarmherzige Verurte i lung zur Isolat ion, 
wenn man für das Zusammentreffen mi t  Behinderten am Ur­
laubsort eine Entschädigung verlange, meinen die Ärzte . « 

(Süddeutsche Zeiwng vom 1 0 ./ 1 1 .  5. 1980) 
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Abb. 2 0 :  Demonstrante n auf  dem Fra nkfu rter Römer:  » E i n  and ' res  Vol k 
such'  d i r ,  Gerich t :  I n  uns' rem Namen sprachst du n ich t ! «  



Nachrichten des Deutschen Caritasverbandes 

vom 1 3. 5 . 1980 

» [ . . . ] Die Mitarbeiter in den Diensten und Einrichtungen der 
Caritas sind empört über dieses unverständliche Urteil, das in 
seinen möglichen Auswirkungen als unmenschlich angesehen 
wird und allen Bemühungen um Integration widerspricht. « 

Rundbrief des 
Deutschen Fremdenverkehrsverbandes (DFV) 
in Frankfurt an seine Mitglieder 
vom 12. 5. ·1 980 

»Sehr geehrte Damen und Herren, 

das im Betreff genannte Urteil, durch die Presse im allgemeinen 
als >Behinderten-Urteil< bekanntgeworden, hat ziemlich Staub 
aufgewirbelt. [ . . .  ] An der grundsätzlich behindertenfreund­
lichen Haltung des DFV samt seiner Mitglieder hat sich nichts 
geändert. « 

gez. Dr. Ernst Barnhauer, Hauptgeschäftsführer 

»Ekel vor Behinderten krankhaft« 

»Wer sich vor Behinderten ekelt, ist möglicherweise psychisch 
gestört. Das stellte die bayerische Landesgruppe des Berufsver­
bandes deutscher Psychologen aus Anlaß des Frankfurter Be­
hindertenurteils fest. [ . . . ] Die Psychologen meinten, das Ge­
richt habe nicht berücksichtigt, daß die Urlauberin offenbar 
selber unter einer geistig-seelischen Behinderung gelitten ha­
ben müsse. « 

( A be11dzeit11ng, M ü nchen,  vom 1 4 . 5. 1 980) 
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Wie Neger . . .  

»D i eses Urte i l  widerspricht n icht nur  der Mora l ,  der Humani ­
tä t ,  dem Chri sten tum oder welche Werte auch immer man 
bemühen wi l l ,  es widerspricht den Grundwerten unseres 
Rechtssystems.  Es verletzt den Gru ndsatz der Gleichheit  al ler 
Menschen ,  gleichgült ig welcher Hautfarbe, Rasse oder welchen 
Gesundhe itszustands .  Wenn Beh inderte den Urlaubsgenuß 
Gesunder schadensersatzpfl ichtig bee inträcht igen ,  beeinträch­
t igen dann nicht auch Schwarze den Urlaub der Weißen, Ka­
thol iken den der Protestanten,  Liberale den der  Konserva-

· t iven?«  
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Dr. Hans- H. E., Rechtsanwalt, Coburg 

( Frankfurter A l/gemeine Zeitung vom 16 .  5. 1980) 



Teil II: 

Behinderte im Urlaub 





1. Wenn Behinderte verreisen 

Behinderte verreisen, fahren i n  Urlaub. Das ruft normalerwei ­
se best immte B ilder und Vorstel lungen ab : Da  stehen Behin­
derte am Bahnhof, im  Rollstuhl ,  und wil l ige Helfer t ragen den 
einen nach dem anderen in  den Zug. Manche werden gar auf 
der Bahre in den Zug geschafft . Vielleicht hält noch eine 
Persönlichkeit des öffentlichen oder kirchlichen Lebens eine 
Rede kurz vor der Abfahrt . Das Regionalfernsehen ist manch­
mal auch dabei . Und anderntags schlägt man die Zeitung auf.  
Soundsoviel Behinderte, l iest man da, hätten gestern eine Fahrt 
gemacht .  Der B ischof sei auch dabeigewesen und habe sich 
nach dem Wohl der Kranken erkundigt .  Alle Behinderten 
hätten einst immig gesagt , es sei e infach wunderbar gewesen, 
wenigstens einmal im Jahr aus der Wohnung oder aus dem 
Heim gekommen zu sein .  Alle dankten den Organisatoren auf 
das herzlichste und hätten nur einen Wunsch, daß eine so 
wundervolle Fahrt doch im nächsten Jahr wiederholt werden 
möchte. 

Probleme rings um den Rollstuhl 

» . . .  Hotel iers, Fremdenverkehrsdirektoren wie Tourist ik-Veran­
stalter wehren sich mit fadenschein igen Argumenten dagegen ,  Un­
terkünfte oder Orte zu kennzeichnen, die auch für den Urlauber im 
Rollstuhl in  Frage kommen. [ . . .  ] 
Von den rund 30 deutschen Fremdenverkehrsorgan isat ionen ha t  
bisher nur die Hessische Fremdenverkehrszentrale e ine  Liste be­
hindertenfreundlicher Hotels und Pensionen herausgegeben .  War­
um nicht die anderen ,  warum nicht der Deutsche Bäderverband? 
Zugegeben, diese Zusammenstel lung is t  noch recht schmalbrüstig, 
aber es ist e in Anfang. « 

(ANETT B u R K l i A R DT, i n :  Frankfurter Neue Presse vom 9. 3. 1 978) 

Dies ist keine Karikatur. Es ist die Wir" l ichkei t .  Nur, daß es nicht 
immer die Kirche ist, die eine solche Fahrtorganisiert .  Manchmal 
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tut es auch sonst eine Wohlfahrtseinrichtung. Manchmal starten 
auch motorisierte B ürger eine Krankenstafette und zeigen den 
Armen die nähere und weitere Umgebung, speisen die Bedürfti­
gen mit Kaffee und Kuchen und halten ermunternde Reden, 
Behinderte seien nicht vergessen, sondern Bürger wie jeder 
andere auch . Und anderntags, wie schon erwähnt, berichtet dann 
die Lokalpresse von der guten Tat der guten Bürger, die sich auch 
der Ärmsten der Armen erbarmt hätten . Unsere Behinderten, 
liest man dann, seien nicht vergessen .  
Um nicht mißverstanden zu werden :  Es ist nichts dagegen 
einzuwenden, wenn Organisationen oder Vereine Behinderte 
zu einer Fahrt einladen, um sie einmal aus dem Einerlei des 
Behindertendaseins herauszuholen. Mich stört aber die Art. 
Ein Tag im Jahr, das bekanntlich 365 Tage hat, kann kein 
Ersatz sein für alles, was der Behinderte zu entbehren hat . Es ist 
sicher richtig, daß die Behinderten, die an solchen Fahrten 
teilnehmen, ehrlich dankbar sind, wenigstens einmal in eine 
neue Umgebung zu kommen.  Es ist aber doch wohl ein beschä­
mendes Zeugnis für unsere Gesellschaft, wenn man Menschen 
meistens allein läßt, um sie dann einmal dekorat iv als Vereins­
arbeit zur Schau zu stellen.  Man nennt das Öffentlichkeitsar­
beit . Öffentlichkeitsarbeit für den eigenen Verein, für die eige­
ne Organisation .  
Für viele Behinderte ist eine so geschilderte Fahrt tatsächlich 
die einzige Gelegenheit, von zu Hause Urlaub zu nehmen. 
Urlaub für einen Tag mit einem Massenaufgebot an Helfern . 
Eine andere Möglichkeit bieten einige Behindertenvereinigun­
gen .  Dann fährt ein solcher Behindertenverein gemeinsam in 
eine für Behinderte geeignete, behindertengerecht gebaute 
Einrichtung. Die Behinderten bleiben dann unter sich . Sie sind 
ein Getto auf Reisen. Manchmal kommt dann die Blasmusik 
des Ortes in da Urlaubsheim, und besonders menschlich ge­
son nene Bürgermeister schauen mit einem Scheck von 50 oder 
1 00 DM vorbei . Und auch eine Ausflugsfahrt ist dabei oder 

· zwei, aber alles das hebt nicht auf, daß hier Behinderte weitge­
hend unter sich bleiben. 

»Bei einer Untersuchung stellte sich heraus, daß es in der Bundes­
republik für 240 000 Rollstuhlfahrer nur siebzig Zimmer in 
Beherbergungsbet rieben gibt ,  die als optimal bezeichnet werden 
können und - in denen Behinderte willkommen sind. « 

( B E R N O  KALB H E N N ,  i n :  NDR-Reisemagazin vom 1 3 .  1 1 .  1 976) 
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Behinderte mit e iner Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 
mindestens 50%, die in ihrem Schwerb.ehindertenausweis den Ver­
merk »BN« haben, können im bundesdeutschen Flugverkehr einen 
Begleiter kostenlos mitnehmen. Kriegsbeschädigte mit e iner  MdE 
von mindestens 50% erhalten zusätzlich eine Ermäßigung des Rei ­
sepreises von 30 Prozent. 

Ein Blinder geht mit seiner Schwester auf der Straße. Zwei Leute 
lehnen im Fenster und unterhalten sich darüber, daß der Blinde in 
Italien war: » Was will der denn in Italien , der sieht ja doch nichts.« 

Daneben gibt es Abenteurer. Ich kenne mehrere schwerstbe­hinderte Urlauber, die keine Mühe gescheut haben. Ich kenne eine Rollstuhlfahrerin, die eine Weltreise mitgemacht hat. Ich kenne eine andere Rollstuhlfahrerin, die eine Kreuzfahrt mit­gemacht hat. Ich kenne schwerstbehinderte Rol lstuhlfahrer, total pflegeabhängig, die mit einem Helfer zum Urlaub ins Ausland gefahren sind, jetzt erst bekam ich Urlaubsgrüße aus Afrika. Eine Behinderte, querschnittgelähmt, ohne Kontrolle über Blase und Darm, grüßt von einer Farm im afrikanischen Busch. Aber das sind Ausnahmen. Und Ausnahmen soll man nicht zur Regel erklären. Ein Behinderter kann nicht einfach so in Urlaub fahren. Es gibt unendlich viele Hindernisse, auch wenn man in der Zeitung liest, es gebe Hotelführer für Rol lstuhlfahrer. Denn erstens stimmen diese Hotelführer oft nicht oder aber der Wirt, der Hotelier nimmt keine Behinderten auf. Unsere Umwelt ist nicht auf Behinderte eingestel lt, nicht für Behinderte gebaut. Jeder Bordstein wird dem Rollstuhlfahrer zum Hindernis. Stufen und Treppen versperren ihm den Weg. Türen sind zu schmal. Er kann kaum jemals eine öffentliche Toilette benutzen. Und mit den Nahverkehrsmitteln wie Stra­ßenbahnen und Bus kann er nie fahren. Zu schmale Türen oder Haltegriffe in der Mitte eines Zugangs verwehren die Fahrt. Meist kommt er erst gar nicht an die Haltestelle. Die Deutsche Bundesbahn sperrt Rollstuhlfahrer gar in den Gepäckwagen, so daß ein Behjnderter zwischen Geflügel und Frachtstücken fah­ren muß. Viele Behinderte, auch Schwerstbehinderte, haben einen eige­nen Pkw und könnten damit in den Urlaub fahren. Doch ein 
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Behinderter weiß  nie, ob ihn ein Hotel aufnimmt, ob er ein 
Hotelzimmer findet, in das er h ineinkommt und ob er eine 
Toi lette erreicht. Dies macht Behinderte von den Helfern 
abhängig, unnötigerweise muß man sagen, denn wäre die Um­
welt behindertengerecht gebaut, könnten sie auch Urlaub ma­
chen. So haftet dem Urlaub des Behinderten immer der Geruch 
des Ungewöhnl ichen, Nichtgeplanten an. Er ist dem guten oder 
bösen Wil len seiner Umgebung ausgel iefert. Ein Arbeitneh­
mer, der auf die Kanarischen Inseln fährt, kann für zwei, drei 
oder vier Wochen aus seiner Arbeit, aus al len Belastungen 
aussteigen, er kann ganz anders sein als zu Hause. Ein Behin­
derter kann aus seinem Behindertendasein n icht aussteigen. 
Selbst da, wo er selbständig handeln könnte, versperrt ihm 
unsere behindertenfeindliche Umgebung, Bauten wie die 
Transportmittel, ein selbständiges Handeln. Der Behinderte 
wird immer als Sonderfal l  behandelt. 
Ich saß einmal mit einem Rol lstuhlfahrer zusammen in einem 
Linienflugzeug der Deutschen Lufthansa. Das Rote Kreuz 
hatte ihn ins Flugzeug getragen. Wir warteten auf den Abflug. 
Der Flugkapitän weigerte sich, den Behinderten zu fliegen. Erst 
müsse er dem Flughafenarzt vorgestellt werden. Der Behinder­
te wurde wieder hinausgetragen. Die Maschine flog ab. Wir 
mußten zum Arzt. Dieser hatte keine Ahnung, fragte den 
Behinderten, ob die K inderlähmung weh tue. Der Behinderte 
verneinte. Wir waren flugtaugl ich gesprochen und durften die 
nächste Maschine nehmen, Stunden später. Es ist nur eine 
kleine Episode, sicher, aber sie enthält eine- Diskriminierung, 
eine Sonderbehandlung. Wie viele Herzinfarkt- oder Kre islauf­
geschädigte mögen in der Maschine gesessen haben? Das ist 
egal. Der Behinderte mußte wieder raus. Die Fahrgäste atme­
ten sichtbar auf, daß sie wieder unter sich waren. Die Stewardeß 
sagte mir, »sowas«, sie meinte den Behinderten, »sowas« brau­
che auch nicht mit einem Flugzeug zu fl iegen. 

In der  Zei tung des schweizerischen I nval idenverbandes wu rde über 
e in Ferien l ager  für Behinderte berich te t , das die Schweizer Armee 
o rgan i s ierte .  Danach warn te der Inval idenverband dring l ich : Die 
menschl ichen Bindungen zwischen Behinderten und Helfern dürf­
ten n icht zu e ng werden ! Um zu enge B indungen zu verhindern , 
wu rden die Helfer in e ine m  raschen Tu rnus gewechsel t . 

(Quelle : Puls, Nr. l / l 980) 
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Das ist zur Zeit noch das Schicksal des Behinderten : Vielleicht 
darf er einmal im Jahr in Urlaub. Vielleicht darf er auf eine 
Behindertenfreizeit, doch er bleibt den Rest des Jahres ausge­
sperrt. Und ist er so selbständig, daß er alleine fahren kann, 
dann erinnern ihn die Vorurteile seiner Umgebung sehr schnell 
daran, daß ein Behinderter nach landläufiger Ansicht immer 
noch ins Abseits, sprich: ins Heim gehört. 

»Verweilen« im Gepäckwagen 
Bundesbahn und Behinderte 

Immer wenn es um Behinderte geht, betätigen sich die Planer 
der Deutschen Bundesbahn als Spaßvögel. So heißt es im 
»Reiseführer für unsere behinderten Fahrgäste« unter dem 
Stichwort »Fahrvergünstigungen« : »Auf Verlangen des 
Schwerbehinderten wird diesem . . .  die Möglichkeit geboten, 
im Gepäckwagen während der Fahrt zu verweilen.« Nun hat 
allerdings noch nie ein Behinderter verlangt, im Gepäckwagen 
zu verweilen. Im Gegenteil : Seit Jahren protestieren Rollstuhl­
fahrer, daß sie mit verderblichem Frischfleisch, Federvieh und 
Packwaren im zugigen Gepäckwagen reisen müssen. 
Nun hat sich die Bahn etwas einfallen lassen. Zehn »eisenbahn­
gerechte Rollstühle« , schlicht »eR« abgekürzt, werden jetzt 
erprobt. Denn, so heißt es in einer Information der Bahn, »die 
Vorhaltung eisenbahngerechter Rollstühle ist vorerst die einzi­
ge praktikable Lösungsmöglichkeit, um für die rol lstuhlfahren­
den Schwerbehinderten baldmöglichst und mit Breitenwirkung 
Verbesserungen zu erreichen.« Die eisenbahngerechten Roll­
stühle sind extrem schmal, so daß nur dünne Behinderte reisen 
können. Die Räder sind nicht luftbereift, so daß jede Erschütte­
rung durch den Körper geht. Die Armlehnen sind zu kurz. Das 
Gefährt kippt leicht. Und der Behinderte ist mit Gurten an 
Armen und über die Brust wie ein Kartoffelsack verpackt. 
Die Reise eines Rollstuhlfahrers stellt sich die Bahn so vor : Der 
Behinderte meldet seine Reise einige Tage vorher an. Am 
Reisetag hieven ihn Bahnbedienstete aus dem eigenen in den 
eisenbahngerechten Rollstuhl. Sie verstauen den Behinderten 
im Abteil, heben ihn auf den Sitzplatz, den »eR« ins Gepäck­
netz, eilen .dann zum Ausgang und bringen den Rollstuhl des 
Behinderten zum Gepäckwagen. Will der Behinderte um- oder 
aussteigen, ist die Prozedur ähnlich. Dies alles muß in einer 
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Minute ablaufen ,  denn länger häl t  e in  Zug nur  auf großen 
Bahnhöfen .  
Nun von  der Theorie zu r  Praxis. Se i t  kurzem wird der  »eR« von 
Behinderten getestet .  D ie  Ergebnisse sind meist jammervo l l .  
H ier  in  Kurzfassung die Erlebnisse von Behinderten, die das 
Bahngeschenk in Mainz erprobten, dem Sitz der » Kontaktstelle 
für Behindertenfragen«  der Bundesbahn .  
S i e  hatten ihre Reise brav angemeldet .  Doch als sie ankamen , 
wußte keiner Bescheid : ist nun die Bahnpol izei oder die Ge­
päckabfertigung für die Reisenden verantwortl ich . Langer Dis­
put. Die Behinderten wollten mit  einem Intercity fahren . Das 
dürfen s ie nicht, meint d ie Gepäckabfertigung. Denn der Inter­
city hat keinen Gepäckwagen ,  wo der Ro l l s tuhl verstaut wer­
den kann .  
Schl ießl ich kommen die Behinderten in  den Intercity. Man 
ste l l t  sie im Speisewagen im Durchgang ab, so daß weder 
Kel lner noch Reisende vorbeikommen.  Kommentar eines Kell­
ners :  »Die gehören ins Kloster . « 
Nun s ind die Behinderten drin .  Aber e in Beamter der Gepäck­
abfertigung kommt nicht mehr zum Zug hinaus,  muß zwang -
weise mi tfahren .  In Frankfurt sind die Reisenden zwar ange­
meldet ,  aber niemand ersche int .  Ein Fahrgast organisiert die 
notwendige Ausstiegshi l fe .  Am nächsten Bahnhof wartet dage­
gen sogar e in Begrüßungskomitee aus Bahnpolizei und Ge­
päckabfertigung. Man ist h i lfsbereit ,  weiß aber nicht mit dem 
»eR« umzugehen.  Die Bahn-Information empfiehlt  in diesem 
Zusammenhang »die Beachtung der Hinweise in  der Bedie­
nungsanlei tung, die in einer Tasche auf der Rückseite des 
Rückenpolsters enthalten ist « .  
E i n  Bediensteter setzt sich freiwi l l ig i n  den »eR« ,  testet ihn .  
Sein Kommentar : » Unmöglich. Eine Zumutung ! «  - Vielleicht 
wäre es doch sinnvol ler, die Bundesbahn behindertengerechter 
zu machen ,  anstatt d ie Behinderten bahngerecht .  

Deutsche Lufthansa diskriminiert Behinderte 

Als im November 1 978  zum erstenmal von Tei lnehmern des 
Frankfurter VHS-Kurses »Bewältigung der Umwelt«  die »Gol­
dene Krücke« verl iehen wurde, erhielt die Deutsche Lufthansa 
einen »Trostpreis« . Anlaß war ein Formular, das Behinderte 
vor Reiseantritt von ihrem Hausarzt oder einem Flughafenarzt 
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unterschreiben lassen müssen. In  dieser »Beurteilung der Rei­sefähigkeit kranker Fluggäste« bescheinigt dann der Arzt : »Der oben genannte Fluggast leidet nicht an einer anstecken­den Krankheit ; Zustand, Aussehen und Verhalten werden nicht zur Belästigung oder Gefährdung von Mitreisenden führen. « Das damals vorliegende Formular war vom 5 . 8 . 1977. Die. Deutsche Lufthansa fühlte sich zu Unrecht »ausgezeich­net« . Man habe den Passus »bereits vor Jahren geändert« .  Es heiße nur noch, daß »Zustand und Verhalten« des Passagiers nicht zur Belästigung oder Gefährdung von Mitreisenden führe. Dazu ist zu sagen: 1. Waren die alten Formulare noch im Gebrauch und 2. ist es eine ungeheuerliche Diskriminierung Behinderter, daß sie sich von einem Arzt bescheinigen lassen müssen, daß sie Mitreisenden nicht zur Gefährdung oder Beläst igung werden. 
Lothar Sandfort, Redakteur der Luftpumpe, einer Zeitung für Behinderte und Nichtbehinderte, erfuhr, daß die »Lufthansa« nichts dazugelernt hat. Am Schalter des Kölner Flughafens beginnt seine Schilderung :  »Wo ich denn meine Bescheinigung hätte, fragte mich so  'ne schicke Angestellte. Brav legte ich meinen Schwerbehinderten­ausweis vor .  Nein, meine Bescheinigung wollte sie. Jeder be­hinderte Fluggast müsse vor dem Flug vom Lufthansa-Arzt (Hauptstelle Deutzer Brücke) auf seine Reisefäh igkeit unter­sucht worden sein, sonst könne er nicht mitfliegen . Das war mir neu. Auch im Reisebüro hatte man mir das nicht gesagt. Ich moserte leicht, und schon erschienen zwei Herren, die wohl was Höheres waren. Die erklärten uns das nochmals und gaben auch ein Beispiel. Also, meinte der eine, er wisse, daß Querschnittgelähmte fliegen könnten, aber ich könnte ja  eine >Zusatzkrankheit< haben, z . B.  Angina pectoris (dann kriegt man so Herzbeklemmungen), das sei zu gefährlich. Wir wendeten ein, daß er selbst dies ja auch haben könne, ob denn jeder untersucht sein müsse. Aber das war für ihn - aus unerfindlichen Gründen - etwas anderes. Ein Behinderter hat mit hoher Wahrscheinlichkeit wohl immer noch was Geheim­nisvolles, womöglich Ansteckendes, das ist so die Logik. Auch mein Argument, daß ich mit anderen Fluggesellschaften unbehelligt schon geflogen sei, half n ichts . Ich mußte warten, 
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man wollte fragen, was der Kapitän der Maschine dazu 
meinte. 
Ich kochte inzwischen, und als ich dann das >Bescheinigungs<­
Formular zu lesen bekam und den Punkt 5 erreichte, kochte ich 
über. Da muß doch der Lufthansa-Arzt bescheinigen: ,Der 
oben genannte Fluggast leidet nicht an einer ansteckenden 
Krankheit <  und dann: ,Zustand, Aussehen und Verhalten wer­
den nicht zur Belästigung oder Gefährdung von Mitreisenden 
führen<. Das ist eine Frechheit .  Ein Spastiker z. B., der vielleicht 
aufgrund seiner Behinderung noch Schwierigkeiten mit seinem 
Speichelfluß hat, wird also wohl für fluggastuntauglich ernannt . 
Ich muß also mir von einem Arzt sowas wie 'ne Gesichtskon­
trolle gefal len lassen. 
Das ist mehr als nur deutsche Bürokratie, das ist diskriminie­
rend. 
Unser Glück war, daß der Kapitän >die volle Verantwortung<, 
die mir nicht zugetraut wird, übernahm. Wir durften fliegen.« 

(aus: Luftpumpe, Nr. 1 / 1 980) 

Behindertengerechter Flugverkehr in den USA 

Die US-Bundesflugwesenverwaltung hat vorgeschrieben, daß alle 
amerikanischen Flugl inien behindertengerecht sein müssen. Au­
ßerdem müssen alle Fluggesellschaften dafür sorgen, daß ihr Perso­
nal eine zusätzliche Unterweisung über den Umgang mit Behinder­
ten erhä l t .  
Diese Best immungen sind am 16.  Mai 1977 in Kraft getreten. 

(Quel le : Pressedienst der St i ftung Rehabi l i tat ion 
Heidelberg, September 1 977) 
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2. Tips und Adressen 

W�nswertes zur Organisation 
von Ferien für Körper-Behinderte 
Zusammengestellt von Ortrun Schott, Reinhard Jordan, 
Ruth Nieding und Bärbel Hartz 
für die Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte 

Vorbemerkung 

Erst wenn auch ein behinderter Mensch ohne Schwierigkeiten 
seine Urlaubsreise mit Hilfe von Prospekten und Katalogen 
planen und sie in einem Reisebüro wie jeder andere auch 
buch_en kann, ist das Ziel erreicht, das wir verfolgen: seine 
Benachteiligung aufzuheben und seine Desintegration zu ver­
meiden. 
Es genügt daher nicht, daß Reiseveranstalter sich für einzelne 
auf spezielle Anfragen hin bemühen, wie es jetzt bereits ge­
schieht, denn auf diese Weise werden nur be onders aktive 
Menschen einbezogen. Die Masse der Behinderten wird erst 
durch die von den Veranstaltern herausgegebenen allgemeinen 
Informationen, die auch ihre Bedürfnisse berücksichtigen, 
überhaupt zu Ferien ermutigt. 
Dieser Katalog geht von der Einzelreise, die ermöglicht werden 
soll, aüs. 
Da die Ansprüche von rollstuhlfahrenden und kleinen Men­
schen (bis zu 150 cm) die weitestgehenden technischen Voraus­
setzungen erfordern, orientiert er auf diese Personengruppen 
und versucht, so weit wie möglich zu standardisieren. Erschwe­
rend wirkt hier, daß Abmessungen von Rollstühlen bislang 
nicht vereinheitlicht sind. In einer allgemeinen Aufstellung wie 
dieser müssen individuelle Auswirkungen unterschiedlicher 
Behinderungsarten unberücksichtigt bleiben. 
Es zeigt sich hingegen auch, daß Erleichterungen, die für 
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behinderte Urlauber geschaffen werden, vielen anderen Urlau­
bern ebenfalls zugute kommen. 
Auf die mit einem * versehenen Bedingungen kann notfalls 
während des Urlaubs verzichtet werden, da sie nur schwer 
herzustellen sind und viele sonst geeignete Quartiere dadurch 
entfal len müßten. 

1 .  Reiseprobleme 
Die z .  Z. verfügbaren Beförderungsmittel Bahn, Bus, Flugzeug 
können von körperbehinderten Menschen (Rollstuhlbenutzer, 
stark Gehbehinderte) nicht ohne fremde Hilfe benutzt werden. 
Die Bahn ist auch mit Hilfspersonen unzumutbar, solange 
Rollstuhlfahrer im Packwagen befördert werden und der Roll­
stuhl Gepäckgebühren kostet . 
Flugzeuge scheinen z. Z. am besten geeignet wegen des Service, 
der geleistet wird. 
Die üblichen Reisebusse sind nicht für alle Körperbehinderten 
erträglich, da sie darin nicht im Rol lstuhl sitzen können. (Uner­
freulich ist auch, daß für sie die hohen Rückenlehnen die Sicht 
versperren.) 
Die Firmen Neoplan, Vaihinger Str. 122, 7000 Stuttgart 80, und 

Eurotours lnc., P. 0. Box 44, CH-Vouvet 
stel len geeignete Reisebusse her . 
Im Programm oder bei der Anmeldung könnte auf Ausflüge 
und das dazu benutzte Transportmittel hingewiesen werden. 
Bei der Abreise und am Ankunftsort sql lte Hilfe bei dem 
jewei l igen Verkehrsmittel zur Verfügung stehen, mit dem be­
hinderte Gäste abfahren oder ankommen. 
Für Gäste, die nicht in der Lage sind, sich das Feriengebiet zu 
Fuß zu erschließen, könnte ein Fahrdienst eingerichtet werden, 
der auch individuelle Wünsche (Ziele, Aufenthalt u. ä.) zuläßt. 
Dieser Dienst könnte eine Alternative zu üblichen Ausflügen 
sein, an denen Behinderte nicht tei lnehmen können. 
Für den Transport des Gepäcks zum/vom Quartier muß gesorgt 
werden. 

2. Umgebung eines Ferienquartiers 
Die Umgebung sol l auch rollstuhlfahrenden Urlaubern Bewe­
gungsfreiheit bieten, um überhaupt eine Erholung zu ermög­
lichen. 
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Die Zufahrten zum Haus und einige Wander- oder Spazierwe­ge müssen ebenerdig se in und harten Boden (Asphalt, ebenes Pflaster) haben. Ungeeignet sind Sandwege, Dünen, Strand, Kopfsteinpflaster, weicher Rasen u. ä. Die befahrbaren Wege müssen ohne Hindernisse wie Treppen, Bordsteinkanten er­reichbar sein. Eine etwaige Steigung des Weges zum Haus sollte in % angege­ben werden, ebenso ist die Höhe des Erholungsortes über dem Meeresspiegel e ine wichtige Information. Zumindest e inige Gaststätten und Ausflugsziele sowie öffent­liche Gebäude und Geschäfte müssen auch Rollstuhlfahrern zugänglich sein. Ideal ist die Möglichkeit, ein Schwimmbad mit 30° Wassertem­peratur zu benutzen. 
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3 .  Ferienquartier 

Die grundsätzl iche Bereitschaft zur Aufnahme einzeln (bzw. 
mit  einer Begleitperson oder der Familie) reisender Behinder­
ter zu jeder Zeit, in der das Haus geöffnet und geeigneter Raum 
frei ist, muß vom Vermieter bejaht werden. 

Es ist wicht ig zu wissen, ob eine Haltemöglichkeit für Pkws 
vor dem Eingang gegeben ist und wo die nächste Parkmög­
l ichkeit ist . 

- Der Eingang muß ohne Stufen bzw. mit Rampe (6% Gefälle 
höchstens) sein oder es muß ein geeigneter Nebeneingang 
benutzt werden können. 
Für Blinde und Gehbehinderte muß jeder Aufgang ein Ge­
länder haben, das die gesamte Aufgangslänge mißt .  
Die Zimmer müssen ohne Stufen zu benutzen erreichbar 
sein. 
Aufzüge müssen mindestens 110 x 140 cm messen und eine 
Mindesttürbreite von 80 cm haben. Der freie Wende­
platz vor dem Aufzug muß mindestens 140 x 140 cm groß 
sein. 
Die Bedienungsknöpfe des Aufzugs dürfen nicht höher als 
bis 100 cm ab Fußboden angebracht sein. 
Rol lstuhlgerechte Räume haben eine Mindestdurchgangs­
breite der Türen und in Zimmern (vor dem Bett) von 80 cm. 
Sie haben keine Stufen bzw. Schwel len zum Bad/Dusche/ 
WC, Balkon, am Zimmereingang und keine Drehtüren. 
(Schwel len bis 2, 5  cm sind möglich.) 
Die Höhe der Schalter, Aufzugknöpfe, Steckdosen, Armatu­
ren, Fenstergriffe, Türdrücker, Türgriffe u. ä. sol l te zwischen 
90 und 105 cm ab Fußboden l iegen.*  
Die Bewegungsfläche neben oder vor dem WC muß minde­
stens 1 30 x 180 cm groß sein, damit für den Rol lstuhl 
entsprechende >Rangier<möglichkeiten bestehen . 

- Die Tür muß sich schließen lassen, wenn ein Rol lstuhlfahrer 
in den WC-Raum hineingefahren ist. (Evtl. durch Schiebetür 
zu ermöglichen.) 
Griffe oder in der Decke angebrachte Griffleitern neben/vor 
dem WC sind erwünscht .  
Das Waschbecken ist bei 80 cm Höhe ab Fußboden von 
einem Rol lstuhl unterfahrbar. Ein länglicher oder niedrig 
aufgehängter Spiegel kann auch von einem Rollstuhlfahrer 
benutzt werden. * 

1 44 



- Ideal ist eine auf rollstuhlfahrende Urlauber abgestellte Mö­blierung des Ferienquartiers : erreichbare Kleiderablagen, Haken, Regale u. ä., unterfahrbare Tische (80 cm hoch), Höhe der Sitzfläche der Betten 45 cm (durch Unterlagen unter Bettfüße oder Matratzen leicht herzustellen .)* - Ein geschützter Einstellplatz für Elektrorollstühle soll vor­handen sein. � Besonders interessant sind hauseigene Schwimmbäder mit 30° Wassertemperatur. - Es könnte angegeben werden, ob kleine Handreichungen seitens des Hauses möglich sind. 
Stand: November 1976 
Urlaub für geistig Behinderte Bei der Bundesvereinigung Lebenshilfe für geistig Behinderte (Postfach 80, 3550 Marburg/Lahn, Tel . 06421-43007 /08/09) sind drei empfehlenswerte Broschüren erhältlich, die sich mit Urlaubs- und Freizeitmöglichkeiten geist ig Behinderter be­schäftigen : 
• Sonderdruck : Freizeitförderung bei geistig Behinderten • Informationsbroschüre : Verzeichnis von Freizeit- und Erho­

lungsheimen für Gruppen geistig Behinderter und Einrich­
tungen für Kurzzeitau/nahmen (43 Seiten) • Informationsbroschüre : Familienferien mit geistig Behinder­
ten, Verzeichnis behindertenfreundlicher Familienferienstät­
len, Erholungsheime, Bauernhöfe, Hotels, Pensionen usw. (95 Seiten !) 

In Bayern bietet die Evangelische Diakonie die folgenden Adressen an, die körperlich oder geistig Behinderten Freizeiten und Erholung ermöglichen: 
Offene Behindertenarbeit, Region Bayerisches Schwaben und w stliches Oberbayern 8924 Steingaden/Langau Tel. 08862/334.(Herrn L. Trautmann) 
Offene Behindertenarbeit Oberfranken Leopoldstr. 61-63 ; 8630 Coburg Tel. 09561/13 30 (Schwester Waltraud Keller) 
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Offene Behindertenarbeit Mittelfranken Altendettelsauer Str. 2 ;  8806 Neuendettelsau Tel. 09874/83  14 (Herrn K. Deffner) Evangelisches Jugendwerk Nürnberg - Behindertenarbeit Martin-Treu-Str. 27 ; 8500 Nürnberg Tel. 09 1 1 /2 20 3 1  (Frau G. Dürr) Evangelische Jugend München - Soziale Rehabilitation B irkerstr. 1 9 ;  8000 München Tel. 089/ 1 9  90 0 1  (Herrn B. Riede)) 
Diakonisches Werk Schweinfurt Neutorstr. 14 ;  8720 Schweinfurt Tel. 0972 1 / 1 5  83  (Frau A. Rauch) Evangeli sches Männerwerk Egidienberg 3 1 ;  8500 Nürnberg Tel. 09 1 1 /20 37 74 (Herrn H. Herrmann) 
Gruppen- oder Einzelreisen 

Bundesarbeitsgemeinschaft »Hilfe für Behinderte« e. V. 
Kirchfeldstr. 149, 4000 Düsseldorf 1, Tel .  02 11/34 00 85/86 
Hier ist ein ausführlicher ,Ferienführer< zu beziehen ! 

Deutscher Diabetiker Bund e. V. 
Marktstr. 37, 6750 Kaiserslautern, Tel .  06 3 1 /6 32 70 
(Ferienreisen für Diabetiker aller Altersgruppen) 

Bundesverband Selbsthilfe Körperbehinderter e. V. 
7109 Krautheim/Jagst, Tel . 0 62 94/5 61-5 65 

Deutsche A rbeitsgruppe Guldbergplane e. V. 
Dr. med. Hans Wolf, Städt. Gesundheitsamt, 2350 Bremerhaven­
Lehe 
(Intern. Ferienlager für körperbehinderte und/oder psychisch behin­
derte Kinder) 

Bund Deutscher Pfadfinderinnen 
Ausschuß für Behindertenarbeit, Karin Stössel, Aachener Str . 248, 
5000 Köln 41, Tel .  02 21/54 18 41 
(Freizeiten für körperbehinderte und nicht behinderte Kinder). 

Katholische Pfadfinderschaft St. Georg 
Mostertplatz 1, 4000 Düsseldorf 
(Freizeiten für körperbehinderte, geistig behinderte, nicht behinder­
te Kinder) 

Fördergemeinschaft körperbehinderter und nicht behinderter Kinder für 
Ferien- und Freizeitgestaltung e. V. 
Ampfingstr. 28, 8000 München 80, Tel .  0 89/49 40 11 
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Müttergenesungswerk 
8504 Stein bei Nürnberg 
(Erholungsaufenthalte mit oder ohne Kinder für Mütter behinderter 
Kinder) 

Deutsches Rotes Kreuz 
Friedrich-Ebert-Allee 71 , 5300 Bonn 
(Kuren für behinderte Kinder, Jugendliche, Erwachsene) 

Ce Be eF 
Postfach 152 1, 6500 Mainz 
(Der Club der Behinderten und ihrer Freunde gibt einen Ferienfüh­
rer für Behinderte heraus !) 

Die Sektion Hilfe für Behinderte im Diakonischen Werk in Deutschland 
hat eine empfehlenswerte Anleitung zur Durchführung von Ferien­
maßnahmen für Behinderte und ihre Angehörigen herausgebracht. 
Ein. Verzeichnis behindertengerechter Ferienheime findet sich im 
Anhang. Adresse: Postfach 467, 7000 Stuttgart 1 . 

Verzeichnisse über geeignete Ferieneinrichtungen haben das Familien­
bildungswerk der Kolpingfamilie, Kolpingplatz 9- 11 , 5000 Köln 1 
und Familienferienhilfswerk, Brüsseler Str . 25, 5000 Köln 1 . 

Diabetiker-Kreuzfahrten und Kuraufenthalte bietet : IKD- Gesel/schaft 
für medizinischen Tourismus, Postfach 12 45, 8720 Schweinfurt. 

Club »Reisen mit Rollstuhl«, Reisedienst Jürgen Kohl 
Gochsheimer Weg 40, 8721 Sehwebheim 

Ferienzentrum San Felice 
Salvatore Avagliano, Janssenstr. 20, 4300 Essen 1 , Tel. 02 01/ 
70 68 95 od. 73 02 02 

Reisebüro Hans Krämer GmbH 
Friedrich-Ebert-Anlage 2 , 6900 Heidelberg 1, Tel. 1 30 31-2 40 40 

Aktion Friedensdorf e. V., Fördergruppe Ruhr 
Pfeilstr. 35a, 4200 Oberhausen 14, Tel . 02 b8/67 22 69 

»Ferien für Behinderte« - Miet- Caravan- Betrieb ­
Stephanienstr. 20, 7500 Karlsruhe l ,  Tel. 07 2 1/2 59 11 

Aktion » Freizeit behinderter Jugendlicher« 
Roermonder Str. 217, 4050 Mönchengladbach, Tel. 2 2161/5318 12 

>handicamps< der Internationale Jugendgemeinschaftsdienste 
Kaiserstraße, 5300 Bonn 

Landesverband zur Förderung Körperbehinderter 
Engelbosteler Damm 72 , 3000 Hannover 

Reise- und Freizeitdienst für Behinderte und Nichtbehinderte 
Peter Grabowski ,  Richard-Wagner-Str. 3 7, 6729 Wörth/Rh. ,  
Tel . 0727 1  /85 75 

Auskünfte über behindertengeeignete Hotels gibt das Deutsche Reisebü­
ro (DER) in Frankfurt. Vor allem für die Bundesrepublik, Italien, 
Schweiz, Österreich und Frankreich, aber auch für den asiatischen 
Raum kennt das DER geeignete Hotels; ob diese allerdings auch behin­
dertengerechte Preise haben, muß jeder selbst herausfinden. Informa-
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t ion : Deutsches Reisebüro GmbH, Eschersheimer Landstr . 25-27, 
6000 Frankfurt/Main 1 ,  Tel .  06 1 1 / 1 5 6 62 25 oder 2 27 .  
Die  Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bundesautobahnen hat e in  Ver­
zeichn i s  aller behindertengerechten Autobahnraststät ten herausgege­
ben .  Adresse : Poppelsdorfer Allee 24, Postfach 1 646, 5300 Bonn 1 
(02 28/70 9 1 ) . 

Ausländische Hotel- oder Ferienführer für Behinderte 
sind bei  folgenden Organisat ionen zu beziehen :  

Dänemark 
Samfundet og Hjemmet for Vanfore 
Borgerraeget 7, DK-2 1 00 Kopenhagen 

Frankreich 
Comite National Franc;ais de Liaison par la Readaption des Handicapes 
38 ,  boulevard Raspai l ,  F-75007 Paris 
(Broschü re ,Guide de Ja France pour les hand icapes physiques<) 

Großbritannien 
The Central Council for the Disabled 
34,  Eccleston Square ,  London SW l V ]  PE 

Niederlande 
Nederlandse Vereniging voor Revalidatie 
Postbox 9 1 1 5  - NL - Den Haag 

Norwegen 
Fremden verkehrsamt Norwegen 
Kleine Johann isst r . 1 0 , 2000 Hamburg 1 1  

Osterreich 
Club Handikap 
Wattgasse 96, A- 1 1 70 Wien 

Österreichischer Verband für Querschnittgelähmte 
Liechtenste inerstr .  6 1 ,  A 1 090 Wien 
(Dort ist e in  Hotelführer für Behinderte Österreich erhält l ich . )  Der 
erste österreichische Reise- und Urlaubsd ienst für Körperbehi nderte 
mobility tours: Piaristengasse 60, P .O .B .  1 9 , A-1 082 Wien.  

Schweden 
Svenska Centralkommitten för Rehabiliterin.g 
Fack-S- 1 6 1 25 Bromma 1 
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Vereinigte Staaten 
Informationen über Reisen für Körperbehinderte: 
Travel Information Center, 40 Moss Rehabili1ation Hospiral 
12th and Tabor Road, Philadelphia, Pa. 12 141 

Reisebüros, die sich auf Reisen für Behinderte 
spezialisiert haben: 

Evergreen Trave/ Service 
19429-44th Avenue West, Lynnwood, Washington 98036 

Flying Whee/ Tours 
143 West Bridge Street , P.O. Box 382, Owatonna, Minnesota 5 5060 
Rambling Tours 
P. 0. Box 1304, Hallandale, Florida 33009 

Auf Reisen für Schwerhörige haben sich unter anderen folgende Reise­
büros spezialisiert: 
American Travel Association 
815 - 15th Street , N. W., Suite 51 1 ,  Washington, D. C. 20005 
Herbtours 
P. 0. Box 9577, North Hollywood, California 91609 
Vagabond Tours of the Def 
611 South State Road 7 (441), Margate, Florida 33068 

Über Hotelzimmer für Behinderte kann man sich unter anderem bei 
folgenden Hotelketten informieren: 
Best Western Travel Guide 
2910 Sky Harbour Boulevard, Phoenix, Arizona 85034, 
Tel. 800-528-1234 
Holiday Inn Guide 
Hospitality Group Sales, Sales Department, 
3796 Lamar Avenue, Memphis, Tennessee 38113, 
Tel. 800-238-5510 
Howard Johnson Directory 
222 Forbes Road, Braintree, Massachusetts 02184 
Quality Inns Directory 
Marketing Department 10750 Columbia Pike, Silver Spring, 
Maryland 20901, Tel. 800-228-5151 
Ramada Inns Directory 
P. 0. Box 590, Phoenix ,  Arizona 85001, Tel . 800-228-2828 
TraveLodge Directory 
TraveLodge International, 
Inc. EI Cajou,  California 92020, Tel. 800-225-3050 





Zum Schluß: 
Drei neue Außdeber . . .  

Die VHS-Gruppe »Bewältigung der Umwelt« (c/o Ernst Klee, 
Alexanderstr. 3 7, 6000 Frankfurt 90) hat drei neue selbstkle­
bende Plaketten herausgebracht. Bei Einzelbestellungen be­
trägt der Preis DM 1,50 DM. Ab zwei Stück beträgt der 
Einzelpreis nur noch 1 DM pro Stück (Porto incl.). Die Kleber 
werden nur gegen Vorauszahlung, eventuell in Briefmarken, 
abgegeben . Den Kleber »Behindert - na und« gibt es auch mit 
einem Durchmesser von 32 mm. Jeder Bogen enthält 1 5  Pla­
ketten (Preis: wie oben) . 
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. . .  und ein Hinweis 

Wichtige Informationen zum UNO-Jahr der Behinderten, wei­
tere Beispiele, daß das Frankfurter Behinderten-Urteil kein 
Einzelfall ist und viele, viele praktische Tips zum Behinderten­
recht (Schwerpunkt diesmal Sozialhi lfe ! )  enthält der Behinde_r­
ten-Kalender 1 981, der im September 1980 im Fischer Ta­
schenbuch Verlag als Band Nr. 3304 erscheint. 



Abbildungsnachweis 

Ernst Herb : Abb. 3 ,  5 ,  6, 7 ,  1 1 , 1 5  
Walter H .  Pehle : Abb. 1 ,  2 ,  8 ,  9 ,  1 2 ,  1 3,  1 4 ,  1 6 ,  1 7 ,  1 9 
Imme Techentin : Abb . 4 ,  1 0 ,  1 8 ,  20 
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Soziologie/ 
Sozialwissenschaften 

Wilhelm Bernsdorf 
Wörterbuch der Soziologie 
3 Bände. Band 6 1 31 /2/3 

Hans-U l rich Deppe 
Medizin ische Soziologie 
Aspe kte e i ne r  neuen 
Wissenschaft 
Band 6620 

Peter Furth / 
Mathias Greffrath 
Soziolog ische Positionen 
I n te rvi ews und Kommenta re .  
E ine  E i nfü h ru ng i n  d ie  
Soz io log ie  und  i h re 
Kont rove rsen 
Or i g i na lausgabe 
Band 1 976 

Kurt Jürgen Huch 
Einübung in d ie 
Klassengesel lschaft 
Ü be r  den  Zusammenhang 
von Soz ia ls t ruktu r und 
Soz ia l i sat ion 
Band 6276 

Erna M .  Johansen 
Betrogene Kinder 
Eine Soz ia lgesch ichte 
der K i ndhe i t  
Band  6622 

David Mark Mantel !  
Fami l ie und Aggression 
Zu r E i n ü bung  von Gewa l t  
u n d  Gewa l t l os igke i t  
E i ne  e m p i r ische 
Untersuch u n g  
B a n d  6391 

Petra M i lhoffer 
Fami l ie  und Klasse 
Ein Be i t rag zu  den  
po l i t i schen Konsequenzen 
fam i l ia l e r  Soz i a l i sat i on  
Or i g i na lausgabe 
Band 651 5  

Ti lmann Moser 
Jugendkriminal ität und 
Gesel lschaftsstruktur 
Zum Verhä l tn i s  von 
soz io log i schen ,  psycho­
log i schen und psycho­
ana lyt ischen Theor ien  des 
Verb rechens 
Band 6 1 58 

Helmut Ostermeyer 
Die Revolution der Vernunft 
D i e  Rettung  der Zuku nft 
d u rch die San ie rung  d e r  
Vergangenhe i t  
Band 6368 

Laurence Wyl le 
Dorf in der Vaucluse 
Der A l l tag e i n e r  
f ranzös ischen Gemeinde 
Band 6621 
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Kinder und Jugendl iche 
in der Gesel lschaft 

Borchert / Kunstmann / 
Derichs 
Erziehen ist nicht kinderleicht 
Ein Arbeitsbuch für Ellern 
und Lehrer. Band 1 870 

Ekkehard von Braunmühl 
Zelt für Kinder 
Theorie und Praxis von 

Kinderfeindlichkeit, Kinder­
freundl ichkeit, Kinderschutz 
Originalausgabe 
Band BdW 6705 

Braunmühl / Kupffer / 
Ostermeyer 
Die Gleichberechtigung 
des Kindes 
Originalausgabe 
Band BdW 6338 

Charlotte Bühler 
Das Seelenleben 
des Jugendlichen 
Versuch einer Analyse und 
Theorie der psychischen 
Pubertät 
Band BdW 6303 

Hendrik Busslek 
Bericht zur Lage der Jugend 
Originalausgabe 
Band IZZ 201 9  

Joseph Church 
Die ersten tausend Tage 
Leben 
Band 1 8 1 0  

Halm G .  Glnott 
Gruppenpsychotherapie 
mit Kindern 
Theorie und Praxis 
der Spieltherapie 
Band BdW 6707 

Tilmann Moser 
Jugendkriminal ität 
und Gesellschaftsstruktur 
Zum Verhältnis von 
soziologischen, psychologi­
schen und psychoanalyti­
schen Therapien des 
Verbrechens 
Band BdW 61 58 

Erna M. Johansen 
Betrogene Kinder 
Eine Sozialgeschichte 
der Kindheit 
Originalausgabe 
Band BdW 6622 

Klaus-Dieter Lenzen 
Kinderkultur - die sanfte 
Anpassung 
Originalausgabe 
Band 3400 

Petra Ml lhoffer 
Famil ie und Klasse 
Originalausgabe 
Band TTP 651 5 

Hartwlg Röhrn 
Kindliche Aggressivität 
Theorie und Praxis 
konfliktlösender Erziehung 
Band BdW 631 0  

Hermann Rosemann 
Kinder Im Schulstreß 
Die Krankheit , die Schule 
heißt. Band 3001 

Ursula Scheu 
Wir werden nicht als 
Mädchen geboren - wir 
werden dazu gemacht 
Originalausgabe 
Band 1 857 
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Mit lleltrigen von 
Heinrich 8611 

Peter 0. ChotJewltz 
Ingeborg Drewltz 
Axel Eggebncllt 
Bemt Engelmann 

Dieter Frlngell 
Martin Gregor-Dellln 
�ntas Suhl 
Fredertk HetmaM 

IHrlch lQug  
Dlllllr Lltbnalln 
Angellka Meclltel 

Relnllolll Nenn du Mont 
Lulse Rlnas 
Kllus SIIICk  

Wie s ieht das geistig-pol it ische K l ima i n  der Bundesrepub l i k  
nach der Tendenzwende aus? Wie  kam und  kommt es zu 
den zah l re ichen Zensu rmaßnahmen gegen Autoren ,  
d i e  es wagen ,  s i ch  krit isch zu Gegenwartsfragen zu  äußern? 
28  Autoren zeigen ,  daß und vor a l lem wo d ie  Fre i räume,  
die Bed ingung fü r d ie  Mögl ich keit kritischer Ause inander­
setzung ,  feh len . S ie zeigen auch , daß d ie vie lz it ierte Aus­
gewogenheit n icht etwa gefäh rdet ist ,  sondern erst e inmal 
hergestel lt  werden muß .  Mit Kari katuren von Marie Marcks 

� Origi nalausgabe/Band 4202 
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Sachbücher 
Ratgeber 

Frank R .  Bahr 
Ohr-Akupunktur 
Neue Waffe gegen v ie le  
Le iden  
Band 3006 

Peter Baumann / Ortwin Fink 
Wie tierl ieb s ind die 
Deutschen? 
Band 30 1 3 

Heinrich Bessler 
Das Gespensterschiff 
Vorze iche n ,  Wah rträume ,  
Vorges ichte 
Band 3007 

Dieter Boßmann 
Die verdammten 
Hausaufgaben 
Was können  E l tern t un?  
Band 30 1 2 

Ferd inand Brunner / 
Kurt H lawacek 
Wie sag ich's meiner Katze 
Vom Umgang m i t  e i nem 
e igenwi l l i gen  Hausgenossen 
Band 3009 

Kenneth H .  Cooper 
Bewegungstra in ing 
P rakt ische An le i tung zur  
Ste igerung  der  Le istu ngs­
fäh i g ke i t  
Band 1 1 04 

Mi ldred u. Kenneth H .  Cooper 
Bewegungstra in ing 
für d ie Frau 
Band 1 608 

Friedrich Cramer 
Fortschritt durch Verzicht 
I st das b io log ische Wesen 
Mensch se iner  Zuku nft 
gewachsen? 
Band 3000 

Lydia Dewiel 
Das kleine Buch der 
Antiqu itäten fi.ir 
sti l lvergnügte Sammler 
Band 1 89 1  

Gerhard Döring 
Die gesunde Frau 
Das neue Beratu ngsbuch 
fü r  Frauen 
Band 1 997 

Dieter Faßbender 
Münzen 
Was e i n  Sammler  wi ssen 
m u ß  
B a n d  3008 

Paul Friedl 
461 Haus- und 
Sympath iemittel 
Vom Ü ber l ugen ,  Anspre­
chen ,  Gesundbeten und  
Anwünschen 
Band 3280 

Klaus Geller 
Rechnen mit elektron ischen 
Taschenrechnern 
Forme ln  und Be isp ie le  zu r  
Lösung  täg l icher  Rechen­
prob leme 
Band 6375 



Bernhard Grzimek 
Und immer wieder Pferde 
Band 301 6 

Hans-Günter Haagmann 
Fernunterricht 
Stufen zum beruf l i chen  
E rfo lg 
Band 2027 

Klaus D. Hel l / 
Haas Uwe Jaensch 
Weniger Alkohol 
E i n  Programm zur Se lbst­
kontro l l e  
B a n d  1 92 1  

C u rt  Maronde 
Rund u m  den Schlaf 
Band 1 922 

Rund um den Tabak 
Band 1 8 1 7  

Nossrat Peseschkian 
Der Kaufmann und der 
Papagei 
Or ienta l ische Gesch ichten 
a ls  Medien i n  de r  Psycho­
therap ie .  
M i t  Fa l l be isp ie len  zu r  
Erz iehung  und  Se lbsth i l fe  
Band 3300 

Heinrich Satter 
Das Leben beg innt 
mit sechzig 
Band 30 1 8  

Michael Schäfer 
Das Pferd - mein Hobby 
E i n  Ratgeber für den 
Fre ize i t re i ter .  
M i t  28 Abb i ldungen 
Band 1 844 

Harold C. Schonberg 
Die Großmeister des Schach 
Band 1 728 

Frank Schoonmaker 
Das Wein-Lexikon 
Die Wei n e  der Wel t  
Neubearbe i t ung :  Dr .  Horst 
D i ppe l  
Band  1 872 

Kurt Dieter Solf 
Fotografie 
Grund lagen , Techn i k ,  Prax is 
Band FH  6034 

Fi lmen 
G rund lagen ,  Tec h n i k ,  Prax is  
Band FH 6290 

Manfred Steffny 
Lauf mit  
Band 30 1 7 

Josef Szimak 
Der mündige Patient 
I h r  Arzt als Partner 
Band 20 1 8 

David Taylor 
E in Herz für wi lde Tiere 
Er lebn isse e i nes Zoo­
T ierarztes 
Band 30 1 0  

Dietmar M. Woesler 
Spiele, Feste, 
Gruppenprogramme 
Band 301 1 
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Christa Lehmann 
Das Geständnis der 
Giftmörderin 
1 92 S .  Brosch. 
Wolfgang Krüger Verlag 

Gefahrenzone Betrieb 
Verschle iß und Erkrankung 
am Arbeitsplatz 
Band 1 933 

Beh inderten-Report 
Band 1 41 8  

Beh inderten-Report I I  
»Wi r  lassen uns nicht 
abschieben« 
Band 1 747 

Psychiatrie-Report 
Band 2026 

Pennbrüder und 
Stadtstreicher 
Nichtseßhaften-Report 
Band 4205 

Gottesmänne und 
ihre Frauen 
Geschichten aus dem 
Pfarrhaus 
Band 6402 

Behinderten-Kalender 
Rechte, Tips, Nachrichten 
Erscheint jährlich neu 
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